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Abonnements - Kedinzungen :
Abonnements - Preis pränumerando :
Vierteljährl . S. go Mr. , monatl . I . lOMk. ,
wöchentlich 28 Pfg . frei ins baut .
Einzelne Nummer 5 Pfg . Sonntags -
Nummer mir iiiuntittitc Sonntags »
Beilage „Tie Neue Welt " 10 PIg . Pofl »
Abonnement : »,lv Marl pro Mona » .
Eingetragen in der Post - Zeitungs -
BreiSliste für 1808 unter Lr . 7878 .
Unter Kreuzband für Teutschland und
Oesterreich - Ungarn 2 Marl , sür dal
übrige Autland 3 Marl pro Monat .

Ericheinl täglich »usjrr Wonlag « , Devlinev Volksblatt .

19 . Jahrg .

Di » Inserttons - Wevlly »
beträgt sür die sechtgespaltene Kolonst ,
«eile oder deren Raum 40 Psg. , sür
politische und gewerlschastliche Vereins -
und BersammlungS - Anzeigen 20 Pfg .
«Kleine Anseigen " jedes Wort 5 Pig .
( nur das erste Wort seit ). Inserate sür
die nächst « Nummer müssen biZ 4 Uhr
nachmittags in derExpedilion abgegeben
werden . Tis Erpcdilion ist an Wochen¬
tagen bi » 7 Uhr abends , an Tonn - und

Festtagen bis s Uhr vormittags geöflnst .

Telegramm - Adresse r
«Sorlaldenroltritt Verlin »

Centvalorgan der socialdemokrattschen Partei Deutschlands .
Dedalilion : S�iV . 19 , Veukh - Strafe 2 .

Fernsprecher : Zlmt I Nr . ISO « .
Sonnabettd , den 20 . September 1002 . Expedikivn : L' iv . 19 . Ventl ! - Strafe 3 .

Fernsprecher : Slint I . Nr . » ISl .

Anfklärnng dringend geboten !
Kürzlich ging eine besonders erbauliche Nachricht von einem

preußischen Germanisierungsversuch durch die Presse . Nach den be -

treffenden Mitteilungen waren drei polnische Oberprimaner , die
bereits ihr Arbiturientcnexamen bestauden hatten , denen aber wegen
ihrer Verurteilung im Thorner Gymnasiastenprozeß daS Reifezeugniß
versagt worden war , nach Lemberg gefahren , um dort das

Abiturientencxamen nochmals abzulegen , tvorauf sie von selbst
wieder in ihre Heimat zurückkehrten , um sich hier zur Abbüßung der
über sie verhängten Gefängnisstrafe zu melde » . Kaum aber hatten
sie das elterliche Haus betreten , als sie auch schon verhaftet und ins

Gefäuguis gebracht worden sein sollen . Nach Abbüßung ihrer Strafe
soll man sie der Militärbehörde übergeben haben , die ihnen das

Recht zum einjährig - freiwilligen Dienst ab -

sprach und sie sofort als Zweijährige einreihte .
Wir Ivollen hiermit der Oeffentlichkeit eingehend beweisen , daß

die Prozedur , so weit sie sich bcini Militär abspielte , im höchsten Grade
anfechtbar war , wobei wir annehmen , daß die Dinge sich wirklich so
abspielten , wie die Zeitungen erzählten . Da die Angelegenheit sehr
viel Staub aufwirbelte , trotzdem aber kein Dementi erfolgte , so wird
sie wohl der Wahrheit gemäß berichtet worden sein .

Zunächst taucht die Frage auf , ob den Oberprimanern d i e
Berechtigung zum einjährig - freiivilligen Dien st
entzogen iverden fdurfte . Hier sind ivieder zwei Fälle zu unter -
scheiden , nämlich ob den Primanern derBerechtigungsschein
zum einjährig - freiivilligen Dienst bereits ausgehändigt war oder
nicht . Waren die Polen schon im Besitze des Scheines , was
bei ihrem Alter sehr ivahrscheinlich ist , so durfte ihnen die Be -
rechtigung zum einjährig - freiwilligen Dienst nur dann ab -
erkannt werden , wenn die Voraussetzungen des § 93 Ziffer 8 und 9
der „ Wehrordnung " gegeben waren . Sehen wir selbst zu , ob diese
Ziffern zutreffen . Die Ziffer 8 sagt :

« Wer den Zeitraum der ihm gewährten Zurückstellung
verstreichen läßt , ohne sich zum D i e n st a ir t r i t t zu melden ,
oder nach Annahme znin Dienst sich rechtzeitig zum Dienst -
antritt zu stellen , verliert die Berechtigung zum einjährig - frei -
willigen Dienst " ,

und Ziffer 9 sagt :
„ Zum ciujährig - frciivilligen Dienst Berechtigte , Ivelche nach Er

teilung dieser Berechtigung ivegen strafbarer Handlungen verurteilt
werden , die , wenn sie während ihrer aktiven Dien st zeit
begangen , ihre Versetzliug in die zweite Klasse
des Soldaten st andes zur Folge gehabt haben
iv ü r d e n , verlieren durch Entscheidung der Ersatzbchörde dritter
Instanz die Berechtigung zum einjährig - freiwillige » Dienst . "

Was die oben citierte Ziffer 8 anbelangt , so kann sie bei den
Polen überhaupt nicht in Betracht kommen , denn hier handelt es
sich nur um den D i e n st a » t r i t t . Einjährig - Freilvillige können
den Dienst aber nur am 1. April und 1. Oktober antreten . Den
1. Oktober 1992 können die jungen Polen , falls er ihr ursprünglicher
Termin zum Dienstautritt war , unmöglich übersehen haben , dieivcilen
wir erst September schreiben , und der 1. April 1992 kann für die
drei . Schwerverbrecher " auch nicht gut der Eiustellungstcrinin ge -
Ivesen sein , Iveil sie im Frühjahr 1992 nicht nur ihr Äbituricuten -
examenmachtcu , sondern auch noch in einenProzeß verwickelt Ivaren . Ans
Grund der Ziffer 8 kann also die Aberkennung der Berechtigung
zum einjährig - freiivilligen Dienst nicht geschehen sein . Dann
vielleicht auf Grund von Ziffer 9 ? Hier müsse » ivir zunächst
fragen , wann , die Versetzung in die ziveite Klasse des
Soldatenstandcs erfolgen darf . Aufschluß hierüber giebt das Reichs «
Militär - Strafgesetzbuch . Dieses bestimnit in § 37 :

„ Auf Versetzung in die 2. Klasse des SoldatenstandeS muß er -
könnt werden , neben dem V e r l u st e der bürgerlichen
Ehrenrechte , wenn die Daner dieses Vcrlnstes drei Jahre nicht
übersteigt . "

Dieser Paragraph ist auf die junge » Polen von vornherein un -
anwendbar , iveil ihnen wegen des von ihnen begangenen „ Reates "
der Geheimbündelei die bürgerlichen Ehrenrechte auch dann nicht
hätten genommen werden dürfen , wen » sie schon aktive Soldaten

gewesen wären . Das Militär - Strafgesetzbuch handelt nämlich von
den „ geheimen Verbindungen " überhaupt nicht und daher wären die

jungen Polen , auch wenn sie ihre Missethat sich in Uniform hätten
zu Schulden kommen lassen , immer nach dem bürgerlichen
Strafgesetz abzulirtcilen geivesen . Dieses gestattet aber bei Geheim -
bündelei die Aberkennitiig der bürgerlichen Ehrenrechte nicht , ivie
die ßZ 128 , 129 und 32 des Reichs - Strafgesetzbnchs belveisen .

Mit dem 8 37 des Militär - Strafgesetzbtlchs ist es also auch nichts .
Nun ist noch 8 38 zu erwähne » , der sagt :

„ Ans Versetzung in die 2. Klasse des Soldatenstandcs kann
erkannt iverden : 1. In lviederholtcm Rückfall . 2. Wenn die Ver -

urteilnng ivegen Diebstahls . Untcrschlagling , Raubes , Erpressitiig .
Hehlerei , Betruges oder Urkundenfälschung erfolgt , auch wenn der

Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte nicht eintritt . "

Weiter verfügt beziv . erlaubt das Militär - Strafgesetzbuch die

Versetzung in die 2. Klasse des Soldatenstandes noch bei Fahnen -

flucht , Gefährdung der Kriegsmacht im Felde , Aufruhr . Daß alle die

genannten Vergehen und Verbrechen mit dem „ Vergehen " der drei

Oberprimaner nichts zu thun haben , muß auch der bornierteste

Hakatist einsehen . Andre gesetzliche Bestimmungen als die Ziffer » 8

und 9 des 8 93 der Wehrordnnng existieren in der beivußte » Hinsicht

nicht und daher lvar auch die Aberkennung des Rechtes zum ein -

jährig -sreiivilligen Dienst für den Fall , daß die drei Polen den Be -

rcchtigungsschein bereits hatten , nicht gesetzlich .
Sollten die Oberprimauer aber noch nicht im Besitze des

Berechtigimgsscheincs geivesen sein , was in Anbetracht ihres Alters

freilich nicht wahrscheinlich ist , so hätte die Veriveigerung des Berech -

tigungsscheines auf Grund von 8 39 Ziffer 4 der Wehrordnung ge-
schehcu müssen . Hier kann als erster Grund in Betracht kommen

daß ein junger Mann zwar die nötige Vorbildung , aber nicht die
Mittel hat , sich während seines aktiven Dieustjahres selbst zu ver -

pflegen , auszurüsten zc. Daß just alle drei polnischen Oberprimaner
so arme Schlucker sein sollen , ist aber doch nicht anzunehmen . Weiter

harf der Berechtigungsschein solchen jungen Leuten versagt werden ,
die ein UnbescholtenheitSzeugniS nicht vorlegen können ,

also vorbestraft sind .

Hier aber empfiehlt die Wehrordnnng ausdrücklich Milde ,
indem sie schreibt : „ Ist aus der Art des Vergehens
und der dabei in Betracht kommenden Neben -
u m st ä n d e unter gleichzeitiger Berücksichtigung deS j u g e n d -

I i ch e n Alters des Betreffenden Anlaß zu einer milden Benr -

teilung gegeben , auch die sonstige Führung des Bestraften eine gute
gewesen , so kann derselbe durch die Ersatzbehörde dritter Instanz von

Beibringung eines ' Unbescholtenheitszeugnisses befreit werden . "
kann aber doch wirklich kein Zweifel sein , daß «die Verfehlung " der
drei Oberprimaner „ eine mildere Beurteilung " verdiente . Außerdem
möchten wir darauf hinweise », daß , lvie vorhin dargelegt , den Polen
das Recht zum einjährigen Dienst ivegen ihres Reates nicht
hätte genommen iverden könne » , wenn sie den Berechtigungschein
bereits gehabt hätten . Ist ihnen aber ivegen des nämlichen Ver

stoßes das genannte Recht nur deswegen genommen worden , weil

sie zufällig »och nicht im Besitze des Berechtigungsscheines waren ,
so ist dies absolut nicht zu billigen , Geschieht es ivirklich , daß junge »
Leuten , die den Berechtigungsschein noch nicht haben , das Recht

zum einjährigen Dienst ivegen Vergehen entzogeil wird , ivegen
welcher den den Berechtigungsschein bereits Besitzenden das bewußte
Recht nicht aberkannt werden kann , so springt als Resultat der
direkte Unsinn heraus , daß Leute , die junge r sind , für Dinge
bestraft werden , die älteren straflos hingehen , denn
in der Regel iverden jene , die den Berechtigungsschein
haben , älter sein als solche , die ihn noch nicht haben

Hiermit sind wir mit der Untersuchung , ob im konkreten Fall der

Entzng der Berechtigung zunf einjähtll ' gen Dienst einwandfrei war ,
fertig . Da ivir dabei zu einem negativen Resultat kamen , ivird
inan es uns wohl verzeihen , wenn ivir Aufklärung ver -

langen .
Aber noch viel , viel dunkler ist der ziveite Teil der

Tragödie , nämlich die sofortige zivangsivcise Ein -

st e l l u n g der Oberprimauer . Wie bekannt , fällt der allgemeine
Rekcntencinstellnngs - Termi » in die Monate Oktober oder November .
Es hätten also die drei Polen , auch ivcun man ihnen die Bercchli

gung zum einjährigen Dienst genoinmen hatte , erst in ,

nächsten Oktober oder Roveinber ins Heer eingereiht
iverden dürfen . 8 33 Ziffer 8 Absatz 2 der „ Wehrorduung " sagt
auch ganz deutlich :

„ Sofern die Berechtigung nicht wieder verliehen wird , führt die
selbe Behörde ( Ersatzbehörde dritter Instanz ) die Einstellung zu zivei -
jährigem aktivem Dienst bei dem nächsten Rekruten -
e i n st c l l u n g s - T e r m i n herbei . " Daß man die drei jungen
Leute aber dennoch schon in d i e s e m S o m m e r in die Kaserne
steckte , kann einzig und aNein dadnrch erklärt iverden , daß man sie
als sogenannte « unsichere D i e n st p f l i ch t i g e " behandelte .

Was ist nun ein „unsicherer Dienstpflichtiger " ? Zur Beantivortung
niüssen ivir etivas ausholen . Unter den Vagabunden und Land -

streichern befinden sich natürlich auch solche , die sich um ihre Militär

Pflicht gar nicht kümmern , sich nicht zur Stammrolle melden , auch

zu keiner Aushebung und Musterung koininen . Für diese Leute , die

man unsichere Dienstpflichtige nennt , wurde » un bestiinmt , daß sie.
sobald sie von der Polizei aufgegriffen iverden , an das nächste

Bezilkskommando i abzuliefern sind . Hier iverden sie ärztlich
untersucht und , wenn man tauglich befunden , sofort dem

nächstliegenden Infanterie - Truppenteil überwiesen . Als Ein -

stellungstag gilt nicht der Ablieferuugstag an die Truppe , sonder »
der nächste Rckrnteneinstellungs - Termi » , was für die iinstcheren

Dienstpflichtigen oft eine ivesentliche Verlängerung ihrer aktive »

Dienstzeit bedeutet . Wurde z. B. ein solcher Mann im Mai 1992

eingeliefert , so rechnet seine aktive Dienstzeit doch erst vom nächsten
Okiober au . Daher kommt er erst im September 1994 ztir Ent¬

lassung , das heißt er muß statt zwei Jahre zivei Jahre
n n d fünf Monate aktiv dieiicn . Die unerläßliche
Voraussetzung dafür , daß ein Wehrpflichtiger als unsicherer
Hecrcspflichtiger behandelt werden darf , ist aber , daß er sich in

böser Absicht oder wiederholt den Ersatzbehörden entzogen hat .
Um jeden Zweifel auszuschließen , sei die betreffende Bestimmung
der Wehrordnung angeführt . § 26 Ziffer 7 Absatz 3 dieser Verord -

nung lautet :

„ Ist diese Versäumnis ( der von den Etsatzbehörden angcsetztcu
Termine ) i » böslicher Absicht oder iviederholt erfolgt , oder

liegen die Voraussetzungen des 8 149 des deutsche » Straf -

gesetzbuches vor , so sind sie ( die Militärpflichtige ») unbeschadet
der von ihnen erwirkten Strafe als unsichere Dienstpflichtige ( 8 66 3o)

zu behandeln . "
Der 8 66 Sc verfügt , daß . wie schon erwähnt , die unsicheren

Dienstpflichtigen durch die Bezirkskommandos sofort einzustellen sind
und der 8 149 des deutsche » Strafgesetzbuches sagt , daß „ein Wehr -
Pflichtiger , der in der Absicht , sich dem Eintritt in de » Dienst
des stehenden Heeres oder der Flotte zu entziehen , ohne Erlaubnis
entweder das Bundesgebiet verläßt oder nach er -
reichtem militärpflichtigen Alter sich außerhalb des Bundes -

gebieteS aufhält , mit Geldstrafe von 159 —3999 M. oder
mit Gefängnis von einem Monat bis zu einem Jahr bestraft
wird . "

Kehren wir nun zu den armen polnischen Oberprimanern zurück .
Offenbar wurden die jungen Männer im heurige » Jahre Militär «

pflichtig . In der Aufregung jedoch über daS Abiturientenexanien ,
die Verweigerung des Reifzcugnisses , den Prozeß und die neue

Prüfung in Lemberg haben sie höchstlvahrscheinlich ihre Militär -

Pflicht vorübergehend vergessen , was ja sehr leicht begreiflich ist . Diese

Versäumnis scheint man dann dazu benutzt zu haben , um die Leute mittels

des citierten 8 26 Ziffer 7 Absatz 3 der Wehrordnung und des 8 149

des Strafgesetzbuches — hier mußte ivohl die Reise »ach Lemberg

herhalten — als unsichere Dienstpflichtige zu behandeln , trotzdem die

„ bösliche Absicht " , die daS Gesetz ausdrücklich voraussetzt ,

zweifellos fehlte . Hätten sie diese Absicht gehabt , so wären

die Polen doch nicht mehr ins elterliche HauS zurückgekehrt , wo sie

ja über kurz oder lang sicher entdeckt werden mußten . Und doch ist
eine aiidre als die eben gegebene Erklärung dafür , daß die drei

Polen sofort in die Kaserne gesteckt wurden , u » möglich , weil

nur unsichere Dinstpflichtige zwangsweise vor dem allgemeinen

Einstelliingstermin eingereiht werden dürfen . Aufklärung ist auch

hier sehr , sehr dringend geboten und zwar um so mehr ,
als der ZickzackknrS es mit der Einhaltung der Gesetze nicht be -

sonders genau nimmt , wie der Fall Löhning beweist . Namentlich in

Polen scheint er sich als absoluter Herr zu fühlen . Am besten wäre

es freilich , wenn die Regierung den von uns soeben ausführlich be -

sprochcne » „ Gcnnanisierungsakt " mit gutem Geivissen dementieren
könnte . Aber offenbar kann sie eS nicht . Nun , im Reichstag
ivird man ja auf jeden Fall iveiteres über diese Sache höre ». Da
cS sich hier um einen Vorgang im Reichsheere dreht , so kann

sich Herr v. Büloiv dieses Mal nicht hinter sein heißgeliebtes
preußisches Jnnkerparlanicnt verschanzen .

Nolitische Mebvr�chk .
Berlin , den 19 . September .

Konservative Zollschärfcr .
Um „ die Stimmung auf d e in Lande " zu kenn¬

zeichnen , veröffentlicht die „ Kreuz - Zeitnug " die Zuschrift eines , wie

sie sagt , in höherer Stellung im Westen der Monarchie befindlichen
einflußreiche » Konservativen , der ebenfalls in den Kompromiß -
beschlüssen der ZollkommissionSmehrheit den einzigen AnSweg sieht «

Der „einflußreiche Konservative " schreibt :
„ Die Stiinmima der Düsseldorfer Versammlung des Bundes

der Laudivirte für Rheinland und Westfalen entspricht durchaus der
erbitterten Stinnnung , die hier allgemein auf dein Lande herrscht .
Die konservative Partei ivird einen Abfall er -
leben ivie nie zuvor , wenn die Reichstags »
fraktion nicht fest bleiben sollte . Von unsren Groß -
industriellen , die ich gerade zur Genüge kenne , ist nichts zu erreichen ,
wenn ihnen nicht gründlich die Zähne gezeigt und sie am eignen
Geldbeutel gefaßt iverden . Auf die neuliche Resolution deS
Eciitralvcrbandcs giebt eS nur eine Antivort , nänilich eine er -
hebliche Herabsetzung der Jndustriezölle unter
allen Umstände ». Ich kann nur dringend empfehlen , diesen
Standpunkt in der „ Krcuz - Zeitung " mit der größten Entschieden -
heit und Rücksichtslosigkeit zu vertreten . Sollte die Zoll -
tarif - Vorlage jetzt fallen , lim so besser . Dann
ivird nämlich schon nach sehr kurzer Zeit der Fall ein -
treten . daß die Industrie , die sich jetzt als Herrin der
Sitnatio » fühlt , demütig bei der Landivirtschaft um Frieden
bettelt , denn bei den gegenwärtigen Handelsverträgen geht
sie zu Grunde ; lange kaini sie die nicht niehr vertragen , und
niemand hat mehr Angst vor der Verlängerung der Verträge , als '

gerade uiisre Großindustrie , wenn sie das auch öffentlich niemals
zugeben wird , sondern so thut , als ob das Gegenteil der Fall
wäre . "

Die „ Krcuz - Zeitung " veröffentlicht natürlich eine solche Zuschrift
»ur , um ihre Ueberzollposition im Wucherhandel zu verstärken . Denn
sie iveiß , daß trotz aller „ Erbitterung " auf dem Laude
niemals eine politische Lage wiederkehren wird , die so günstig für
den Zollivucher ist als die jetzige .

Es ist übrigens interessant , daß die „ Kreuz - Zeitung " , die sich
jüngst eifrig gcgeir den konservativen Thronuinsiurz verivahrte , jetzt
selbst mitteilt , daß „einflußreiche Konservative " sich der schärfsten
politischen Erbitterung ergeben , sobald nicht der äußerste agrarische
Zollivunsch erfüllt wird ! —

Der Kaiser gegen die konservative » Uinstiirzler . Es ist
begreiflich , daß es dem Kaiser nicht ganz angenehm ist , wenn konser «
vative Leute das Krachen der Throne in Aussicht stellen . So
soll sich den » der Kaiser , ivie der konservativen „ Elbinger
Zeitung " von „ durchaus vertranensivürdiger Seite " versichert
ivird , im Manöverterrain aufs schärsste gegen de » berüchtigte »
Artikel des „ Vaterland " ausgesprochen haben . Die „ Elbinger Ztg . "
erzählt : „ Die Auslassungen des sächsische » Organs sind dem
Monarchen von derselbe » Persönlichkeit unterbreitet worden , die ihm
jüngst den vielbesprochenen Demngogcnartikel des „ Wehlauer
Kreisblattcs " , der sich gegen die Agitation des Bundes der
Landivirte richtete , nach Norwegen nachsandte . Der Kaiser
war sehr unangenehm davon berührt , daß jetzt auch Orgaue , die
in erster Linie für königstreu und staalserhaltend gelten wollen , eine
Tonart nuschlageu , „die in ivirklich patriotischen Kreise » nicht ver -
nvimne » iverden sollte . " Der Monarch uahni auch keine Veranlassung ,
sein herbes Urteil über diese oppositionelle Richtung zu mildern , als
er von der Erklärung der Parteileitung der sächsischen Konservaliven
Kenntnis erhielt , daß sie den Auslassungeu des „ Vaterland " völlig
ernstehen . " _

Zur Fleischnot . Aus Stuttgart ivird gemeldet :
Wie der „ Staats - Anzeigcr " mitteilt , sind seitens der Re -

gierung eingehende Erhebungen eingeleitet über den Stand
und die Gründe der eingetretenen Steigerung der Fleisch -
preise .

Zu der Erhebung der b a hr i s ch e n R e g i e r u n g über die
Flcischteiierung erfährt der „Fränkische Courier " , daß bei der Um -



ft . ifle der Regierung mehr als zwei Drittel der bayrischen
Gemeindebehörden eine Fleischtrncrung festgestellt und
die Vcfiirchtnng einer weitere « Steigerung ausgesprochen
habe » , wenn sich der Viehautricb nicht vergrößere . DaS genannte
Blatt erklärte iveiter : „ Die bayrische Regierung wird infolge
dieser Berichte in nächster Zeit weitere Grenzerleichternngcn
behufs der Einfuhr aus Oeftreich - Ungarn unter bestimmten Be -
duigungcn schaffen . -

In Preußen erklärt der Minister v. PodbielSli die Fleisch »
teuerung als eine vorübergehende Erscheinung . Damit hat der
preußische Staat seine Schuldigkeit gethan . —

Die Nenbewaffnnng der Feldartillerie
rückt in immer greifbarere Nähe . Während »och vor einem Jahre
unsre Ankündigungen einer neuen Militärvorlage mehr oder minder

entschiedene Dementis entgegengesetzt ivurden , verhehlt man sei
nicht länger die Thatsache , daß die nächste Zeit eine Neubewaffnung
der Artillerie bringen werde . Zivar sind es erst fünf Jahre her , dch

für die Nenbelvaffnung unsrer Artillerie 144 Millionen Mark bewilligt
ivurden , allein die Technik macht gerade auf dem Gebiete des
Militarismus rapide Fortschritte , geht doch hier daS Interesse der

Waffenfabrikanten Hand in Hand mit dem militärischen Interesse , die

Nachbarnation , und Iväre eS auch nur für eine winzige Zeitspanne ,
um eine Nasenlänge zu überflügeln .

Bei der Neubeivaffnung der Artillerie handelt eS sich zunäch
um die Einführung der R o h r r ü ck l a u f k o n st r u k t i o n, die das

bisherige Springen des Geschützes beim Abfeuern des Schusses , daS
das Rohr aus der Richtung bringt , vollständig beseitigen soll . Die
Vorteile der Rohrrücklaufkonstruktion werden als enorm geschildert ,
soll sich doch durch sie daS Schnellfeuer von K — 6 Schuß in der
Minute auf etwa 24 Schuß — bei guter Treffsicherheit —

erhöhen lassen I Bei einer solchen Ueberlegenheit der mit einer

Rohrrücklaufkonstruktion versehenen Geschütze wird natürlich Deutsch -
land nicht mit seiner veralteten , ein gutgezieltcS Schnellfeuer aus¬
schließenden Konstruktion zurückbleiben !

Nun wird allerdings beruhigend mitgeteilt , daß die Einführung
einer Rohrrücklauflafette allein eine völlige Neubewaffnung nicht
bedinge , wenn nicht gleichzeitig wesentliche andre Vorteile erreicht
werden sollten , wie z. B. kleineres Kaliber , größere
Anfangsgeschwindigkeit usw . Aber mit der Rohrrücklauflafette
allein wird man sich eben nicht begnügen wollen . Denn
gleichzeitig mit der Frage der Nohrrücklauf - Konstruktion ist auch die

Frage des P a n z e r s ch i l d s ch u tz e S der Artillerie gegen Shrap -
nel - und Jnfantcriefeuer aktuell geworden . Und bei unsrcn 3 Kilo -
meter weit tragenden Infanterie - und Maschinengewehren ist in der
That dieser Schutz fiir die Bedienungsmannschaften der Geschütze
durchaus nicht unerheblich . DaS Panzerschild macht aber andrerseits
durch sein Gewicht die Geschütze schwerfällig und manövrierunfähig .
Diesem Dilemma könnte nur wieder durch die Einführung eines
kleineren Geschützkalibers begegnet werden , wie sie der
militärische Berater der Ehrhardtschen Fabriken , General -

lieutcnant v. Reichenau vorschlägt . Ueber ein Fünfcentimeter -
Geschütz der Ehrhardtschen Fabriken lesen wir in der „ Nord -
deutschen Allgemeinen Zeitung " :

„ In anerkennenswerter , beharrlicher Verfolgung des von ihn ,
als richtig erkannten WegeS , sann General v. Reichenau auf
Mittel zur Bervollständigung des Panzerschutzes
bei gleichzeitiger G e w i ch t s e r l e i ch t e r u n g des ab - und auf -
geprotzte » Geschützes und andrerseits auf die Möglich «
keit . den gegnerischen Panzer schütz sicherer zu
z e r st ö r e n. Er konstruierte ein leichtes Fünfccnlimeter -
Granatgeschütz mit guter Trefffähigkeit , großer Endgeschwindigkeit ,
günstiger Zerlegung des Geschosses , Verminderung seiner Ab -
bängigkeit vom Boden durch brisante Sprengladung , nicht ver -
sagender Beobachtungsfähigkeit . Das dem verfolgten Zivcck an -
aepaßte Brisanzgeschoß von etwas über 2 Kilogramm Gewicht zeigte
sich seiner Aufgabe gewachsen ; auch die Zerlegung des Geschosses
in etwa 100 wirkungsfähige Sprengstücke ist günstig . Das
infolge der Kalibervcrniinderung erheblich zurückgegangene Ge -
wicht de ? Geschützes ließ die Anbringung einer sehr
wirksamen P a n z e r u n g z u . die sich auf die Räder e r -
st recken konnte , und wird auf diese Weise ein Feuerschutz
erzielt , der weit über die durch die französische »
Schilde bewirkte Deckung hinausgeht . Während das
neu geplante Fünfcentimeter - Schnellfeuergeschütz trotz seiner ver -
besserten Panzerung immer noch sehr bewegungSfähig bleibt ,
würden Feldgeschütze der jetzt gebräuchlichen Kon -
st r u k t i o n und Kaliber einen derartigen Panzer -
schütz nicht zu tragen vermöge n. *

Man sieht also , daß sich eine vollständige Neubewaff -
tt u n g nach Ansicht des militärischen Sachverständigen nicht umgehen
lassen wird . Und allzu lange wird die Ncuvewaffnung auch nicht
aus sich warten lassen , wenn auch Wilhelm II . bei dem Besuch der
Düsseldorfer Ausstellung die Ehrhardtschen Ausstellungsobjekte
ostentativ „geschnitten " haben soll . Fünfcentimeter - Geschütze kann ja
Krupp ebenso gut herstellen .

Ein Teil der Brotwucher - Sieuererträgniffe wird also der Her «
stellung neuer artilleristischer Mordwerkzeuge dienen I —

BittcreS Unrecht , so schreibt man uns aus Spandau , haben
sowohl der „ Vorwärts " als auf dem Münchener Parteitag auch Genosse
Eitzeroht - Krefeld der Heeresverwaltung zugefügt , indem
beide derselben ein Stückchen A r b e i t e r „ fürsorge " aiidichietenl
Darnach soll die Heeresverwaltung eine Verfügung erlassen
haben , wonach den Arbeitern der Staatsbetriebe nach
zehnjähriger Dienstzeit ein Vierzeh » tägigcr Sommer -
urlaub , bei Weiterzahlung der Durchschnitsverdicnstcs gewährt
werden sollen ! Eine solche Bethätignng von Arbeitersürsorge
durfte man , nach den socialreformerischen Großthaten der staatlubcn
Instanzen in den letzten Jahren , gar nicht erwarten . In der That
ist an der ganzen Nachricht nur soviel wahr , daß verschiedene
ArbeiterauSschüsse um einen solchen Sommerurlaub
petitioniert haben ! Bis heute steht aber hierauf noch
jeder Bescheid auS ' am allerwenigsten ist den Mitgliedern der
verschiedenen ArbeiterauSschüsse irgend etwas von der generellen Be -
willignng vom Sommerurlaub für die Arbeiter amtlich mir -
geteilt worden I Nein , so leicht stürtzt sich eine reichSdeutsche Behörde
nicht in Unkosten um der - - Arbeiter willen ! —

Di « Boeren - General « werde » , wie die „ Post " bestimmt erfährt ,
anfangs Oktober in Berlin eintreffen und Hierselbst einen Aufenthalt
von fünf Tagen nehmen . Sic werden in Berlin die ihnsn von all -
deutscher Seite zugedachten FestivirSten über sich ergehen lasse » und

auch einer Versammlung beiivohnen , ohne jedoch in ihrer Ansprache
politische Gegenstände zu berühren . Die Bocren - Generale werden sich
eine größere Zurückhaltung auferlegen müssen , als Chamberlain
mit ihnen in neue Unterhandlungen eingetreten ist . bei denen er

ihnen bereits eine bedeutende Erhöhung der Schadensersatz -
summe für daS während des Krieges zerstörte Eigentum in Ans -
ficht gestellt haben soll . Auch unsre Alldeutschen werden unter solchen
Umständen ihrer kindischen EnzlandSsresserei nicht allzusehr die Zügel
schießen lassen dürfen . —

Mswnv .

Amerikas Intervention gegen die cnmänischen Indeu .
Verfolgungen .

Staatssekretär Hah richtete eine gleichlautende Note an
die diplomatischen Vertreter Amerikas bei allen denjenigen Mächte » ,
die den Berliner Vertrag vom Jahre 1872 unterzeichnet habe » . Die

Note der Vereinigten Staaten sagt , Amerika habe den Vertrag nicht
mit unterschriebe », sehe sich aber gezwungen , die Mächte zu bitten , auf
eine Beobachtung der in den Artikeln des Vertrages gewährten Religions -
frciheiten zu dringen , da Rumänien ihrem Ersuchen , die Mißstände zu
beseitigen , die so manchen Juden zwangen , nach den Vereinigten
Staaten auszuwandern , nicht entsprochen hätte . Die Lage der
rnmänischen Juden , die 400000 Personen zählen , sei seit vielen Jahren
ein Gegenstand emster Beachtung seitens der Vereinigten Staaten .
Die Verfolgung dieser Rasse unter der türkischen Herrschaft habe im

Jahre 1872 scharfe Gegenvorstellungen der Vereinigten Staaten ver «
anlaßt . Der Berliner Vertrag sei von Amerika als für das begangene
Unrecht Abhilfe bringend begrüßt worden , da er ausdrücklich
b e st i m m t e , daß wegen der Religion unter der Bevölkerung Ru -
mäniens kein Unterschied gemacht werden solle . Im Laufe
der Zeit habe Rumänien einen großen Teil dieser durchaus gerechten
Bestimmungen illusorisch gemacht . Die Juden Rumäniens
seien ausgeschlossen vom Staatsdienst und den gelehrten Berufen ,
vom Landerwerb und sogar davon , das Land als gewöhnliche
Arbeiter zu bebauen ; ferner sei ihnen verwehrt , in ländlichen Bezirken

zu wohnen . Viele Zweige deS Kleinhandels und des Handwerks
seien ihnen verichlossen . Ausgeschlossen von fast jedem Zugang zu
den Erwerbsmitteln , seien sie unfähig , sich aus der ihnen auf¬
gezwungenen Erniedrigung , die sie erdulden , berauSznhelsei - und
hätten keine andre Wahl , als sich nach andren Ländern zu flüchten .
Die Regierimg der Bereinigten Staaten könne zu einem inler -
nationalen Unrecht nicht schweigen . Sie müsse durchaus gegen die

Behandlung , der die Juden in Rumänien unterworfen seien , Wider -
spruch erheben , nicht allein deshalb , weil sie einen unanfccbtbttren
Grund habe , gegen das daraus entspringende Unrecht gegen die Ver -
einigten Staaten selbst Einspruch zu erheben , sondern im Namen der
Menschlichkeit .

Frankreich .
Eine Ergänzung des Kongregationsgesetzes . In Paris

glaubt man , daß die Kannner bereits am 14. Oktober einberufen
werde . Nach dem „ Ecbo de Paris " geschieht dies , iveil der Minister -
Präsident eine das Kongregationsgesetz ergänzende
Vorlage einbringen will , nach welcher die Negierung noch euer -
gischer vorgehen könnte , ohne irgend welche Intervention der
Gerichte befürchten zu müssen . —

Italien .
Rom » IS . September . Einem Redacteur der „ Jtalie " gegen¬

über versicherte Ministerpräsident Zanardelli , daß die Regierung in
der nächsten Tagung der Kammer eine E h e s ch e i d u n g s -

Vorlage einbringen wird . Das Gesetz soll aber nur in außer -
gewöhnlichen Fällen zur Anwendung kommen . —

Ruhland .
Die Aburteilung der an den Bauernunruhen Beteiligten

soll vor dem Charkow erGerichtShos mit dem 20. September
beginnen . Zu derselben ist die ganze Gruppe von Bauern vorgeladen ,
welche daS Gut des Generals Perlik ausraubte . Am 1. und 2. Ok¬
tober kommen die Plünderungen der Güter Degters , Fesseukow , Sa -
bolotnis zur Verhandlung , hierauf die großen Klage » über die
Plünderung der Zuckerfabrik und des Gutes deS Fabrikanten König
und iveiterer dreißig Güter . Die Verhandlungen werden bei g e -
s ch l o s s e n e n T h n r e n stattfinden und vierzehn Tage in Anspruch
nehmen .

Eine Meldung deS „ K. P. - V. " behauptet :
„ Zwischen dem I u st i z m i n i st e r und dem Fürsten

O b o l e n s k i , Gouverneur von Charkow , ist es zu einem K o m -
p r o m i ß über die Behandlung der an den Bauernrcvolten
Beteiligten gekommen , wie es heißt , auf direkte I n t e r -
vention des Zaren . Danach werden alle diejenigen ,
welchen eine f ü h r e n d e R o I l e in den Ende dieses Monats be -
ginnenden Verhandlungen vor dem zuständigen Charkower Gerichte
nachgewiesen werden wird , die ganze Schärfe des Gez ' etzeS
erleiden , dagegen tollen die „ Verführten " mit Milde
und allgemeiner Nachsicht behandelt und nur zu geringen
Strafen verurteilt werden . " —

Asien .

Die Boxerunruhen in Szetschwan .
Ueber die Lage in der Provinz Szetschwan tvird aus Peking

vom 18. September gemeldet :
Peking , 13. September . Die Regieningstruppen berichten ,

daß die Ruhe in Cheng - tu - fu wieder hergestellt , die Thore der Stadt

jedoch noch geschlossen seien . Vierzehn Rädelsführer und andre Teil -

nchmer an den Unruhen seien hingerichtet worden . Ein neuer

Vicekönig und ein neuer militärischer Befehlshaber seien bereits

nach Cheng - tu - fu nn > erwegS , um ihre Aemter anzutreten .
Der französische und amerikanische Gesandte dringen bei dem
chinesischen Throne darauf , daß möglichst schnell und energisch ein -
geschrillen werde .

Ein „ Lnffan " - Telcgramm meldet noch folgende Einzelheiten :
In Cheng- tusu , der von Boxern belagerten Hauptstadt der
Provinz Szetschwan , gelang es am 17. d. M. den kaiserlichen
Truppen , die Stadlthore gegen die Anstürme der Boxer zu
hallen . Zehn Boxer wurden , um die Ruhe wieder herzustellen ,
zum abschrec . ' enden Beispiel hingerichtet , darunter eine Fiaii , welche
bei den Aufständischen großen Einfluß ausübte . Vier weitere
Hinrichtungen sollen heute stattfinden . Trotz dieses Erfolges
der Rcgierungsiruppen in der Stadt , beherrschen die Boxer
aber immer noch weiterhin das Gebiet um Eheng - tu - fu und die
Wege nach Tschungking . Di « chinesische Regierung giebt zu , daß
die Berichte der Boxer - Unruhen aui Wahrheit beruhen . Der
amerikanische Gesandte in Peking , Conger , erhob bei
der chinesischen Regierung dringende Vorstellungen , in welchen er
die Notwendigkeit betont , der gegenwärtigen Boxcrbewcgung mit
allen Mitteln nachdrücklichst entgegenzutreten . Der a m e r i k a -

nische Gesandte schildert in seinen : Bericht die
gegenwärtigen Unruhen als ähnlich denen im
Jahre 1900 . Ein kaiserlicher Erlaß befiehlt die sofortige Unter -
drückung deS AufstandeS .

Die Boxerunruhen , bei denen ein Heer von SO 000 Mann gegen
Cheng - tu - fu zusammengebracht worden win soll , haben jetzt also auch
ene C e n t r a l p r o v i n z e n deS Reiches ergriffen , die von der
stenldenfeindlichen Bewegung bisher ganz unberührt ge -
blieben waren . Auch ein Erfolg des SllhnekriegeS ! —

Parteitag
der deutschen Socialdeiuokratie .

( Schluß a » S der 2. Beilage . )

Den Bericht erstattet
Bebel :

Die laufende Legislaturperiode des Reichstags hat am IS . Juni
nächsten Jahres ihr Ende erreicht . In der bürgerlichen
Presse ist die Frage aufgetaucht , ob dieser Schlußtermin ,
der 16. Juni , nach dem Wortlaut der Verfassung als
der richtige angesehen werden kann , man hat in Rücksicht auf ge -
wisse Pläne die Behauptung aufgestellt , daß die Legislatm Periode
des alten Reichstags erst an dem Tage ende , an dem der neue
Reichstag in seine erste Session eintrete . AuS den Erklärungen der
otfiziöscn Presse aber geht hervor , daß die maßgebenden Kreise
andrer Ansicht sind und an der bisherigen Auffassung festhalten , daß
oie neue Legislaturperiode mit dem Wahltage beginnt und nach fünf
Jahren schließt . Nur daS ist zweifelhaft , ob die Wahlen inunittelbar
am 16. Juni 1903 stattfinden iverden , oder an einem späteren Termin .
Welche Gründe die Negienmg schließlich bestimmen werden bei der
Festsetzung des Wahltages , kann niemand sagen , doch scheint eS mir
bei der ganzen Situation in der Kultiirwelt äußerst wahrscheinlich .
daß kaum eine sich die Dinge einigermaßen überlegende Rc -

gierung die Verantwortung übernehmen wird , längere Zeit
vergehen zu lassen zwischen dem Ende der Legislaturperiode und
dem Wahltage eines neuen Reichstages ; man kann nie Wiste » in

diesem Zeitalter der Plötzlichkeit , was hereinschneit an Ereignissen ,
die die sofortige Einberufung des Reichstags nötig machen . ( Leb -
hafte Zustimmung . ) Ich glaube also , wir können damit rechnen , daß
im Jniii die allgemeinen Wahlen sein werden , wenn nicht , ivas nach
gewissen Vorgängen der letzten Tage nicht ganz ausgeschlossen er -

scheint , sogar noch früher infolge einer Reichstags - Auflösung Ren -

wählen notwendig sein sollten .
Als der Kartell - Rcichstag 1837 die Verlängerung der Legislatur -

Perioden beschloß , da führten die Antragsteller als Grund an . man

solle daS Volk so wenig tvie möglich an die Wahlurne rufen , das Volk

sei müde , es wolle nicht so oft die Aufregung dcr Wabl . Die Antrag -
steller verwechselten offenbar ihre eignen Bedürfnisse mit denen
der Wähler , denn je seltener das Volk an die Urne gerufen wird ,

desto bester für die Gewählien . Je länger die Legislaturperiode
dauert , desto leichter werden die Versprechungen vergessen , die man
während der Wahlcampagne zu machen sich genötigt sah . Selbst -
verständlich werden alle bürgerlichen Parteien sich bei Eintritt einer

Wahl nach Möglichkeit hüten , daß dabei Fragen auftauchen , die ge -
eignet wären , die Massen in ganz besondere Aufregung zu versetzen .
SnderS ist es , wenn die Regierung sich genötigt sieht , den Reichstag
nach Hause zu schicken . Nun besteht darüber gar kein Zweifel , daß
der Zolltarif eine Frage ist . die im höchsten Maße geeignet ist . die

ganze Bevölkerung , nicht nur eine einzelne Klasse , in Aufregung zu
versetzen . ES werden durch diesen Einwurf die Gegensätze inner -
halb der verschiedenen Klassen in einer Weise gegen einander
in die Schranken geworfen , wie es bisher so lange das

Reich existiert , nicht der Fall war . Daher ist es verständlich ,
wenn die große Mehrheit des Reichstages den allerdringendsien
Wunsch hat, ' eine solche Frage vor den nächsten Wahlen aus der Welt

zu schaffen . Diese Auffassung hat den ganzen Sommer hindurch bei
den maßgebenden Parteien bestanden . Aber es scheint , daß de »

Majoritälsparteien von einem großen Teil ihrer Wähler wider Er -
warten ein Strich durch die Rechnung geniacht wird . Hier zeigt es

sich einmal so klassisch , wie nie zuvor , wie recht die Socialdemokratie
mit ihrer Anffaffung hat , daß es in erster Linie die materiellen

Fragen find , die die Basis deS ganzen öffentlichen Lebens bilden .
Die materiellen Fragen , die bei dem Zollgesep - Entwiirf alle Schichten
der Bevölkerung , die einen in dieser , die ander » in jener Weise be -

rühren , haben es lhatsächlich zuwege gebracht , daß nanientlich auch
von agrarischer Seite eine Agitation ins Werk gesetzt worden ist , die
bis in die kleinsten Bauerndörfer , bis in die entferntesten Gebiigsdörfcr ,
gedrungen ist und dort den Gedanken erweckt hat . jetzt sei es an
der Zeit , daß das Reick durch große Maßnahmen die Landwirtschaft
ans ihrer sogenannten Notlage befreie . Ich will diese Not der

Landwirrschaft bis zu einem gewisse » Grade nicht bestreiten , aber in
dem Maße , wie es behauptet wird , ist sie unter keinen Umstände »
vorhanden . lSehr richtig . ) Doch das hier nachzuweisen ist nicht
meine Aufgabe , darüber haben wir wiederholt gesprochen , wir werden
bei Zusammentritt des Reichstages darüber sprechen , und ich hoffe »
das letzte Wort werde » die Wähler zu sprechen haben . Ein

großer Teil der Majoritätsparteien scheint jetzt selbst auf eine solche
Gestaltung der Dinge hinzuarbeiten , daß die allgemeinen Wahlen
über die Zollfrage zu entscheiden haben . Mit vollem Recht hat
Auer neulich

'
darauf hingewiesen , daß der Kampf gegen

die maßgebenste Partei , das Centrinn , nicht so einfach
ist , wie sich das mancher unter uns vorstellt . Das
Centrum ist aus ganz verschiedenen heterogenen Elementen

zusammengesetzt . Es ist in Oberschlesien etwas ganz andres als am
Rhein und in Süddentschland . Ganz recht . Aber der Stamm der

Centrumsanhänger , daS Bauerntum , die landwirtschaftlichen Berufs -
schichten sind sich über die Frage des Zolltarifs in ganz Dentschland
vollkommen einig . Ob schlestscher Magnat oder polnischer Schlachzize
oder westprentzischer Bauer oder der christliche Banernverein ain
Rhein und in Süddentschland , in dieser Frage find sie einig , da ist
alles dieselbe Couleur . Ja , noch mehr I Wir haben bei den

Eingaben an den deutschen Reichstag anläßlich der Beratung
des Zolltarif - Entwurfs aus landwirtschaftlichen Kreisen
aus allen Gegenden Deutschlands die überraschende That¬
sache erlebt , daß in Bezug auf die Forderungen die christlichen
Bauernvereine am Rhein und in Süddentschland die Unverschämtheit
de « BmideS der Landwirte noch übersteigen . ( HörtI hört ! ) Wir
haben gesehen , daß in der Forderung exorbitanter Getreidczölle das

Ceiitrinn einig ist . Wir haben aber auch weiter gefunden , daß die

christlichen Bauernverrine am Rhein und in Süddentschland zur Zeit
sogar noch über die Forderungen des Bauernbundes hinausgehen .
ES bewahrheitet sich hier wieder einmal , daß es keine egoistischere ,
rücksichtslosere , brutalere , aber auch keine borniertere Klaffe giebt ,
als unsre Agrarier . ( Sehr richtig !) Die Agrarier sehen zwischen sich
» nd der städlischen Bevölkerung den denkbar schärfsten Gegensatz , für
' ie ist die gesamte städtische Bevölkerung eine einzige imter -
schiedslose Masse ; sie schließen daraus , daß die Städte ge -
pflasterte Straßen , elektrisches Licht . Kiinstinstitute und dergleichen
haben , daß eS der städti ' chen Bevölkerung im Vergleich zu der länd -
lichen außerordentlich wohl geht , und daß es die verdammte Pflicht
und Schuldigkeit der Regierimg sei , dafür zu sorgen , daß es auch
ihnen möglichst gut geht . Dieser Gedanke hat sich so bei ihnen
eingewurzelt , daß alle Bemühunge » deS Centrums — und eS liegt
auf der Hand , daß die Centriimssührer bemüht find , mit der Re «

giernng in friedlicher Weise die Frage zu lösen — ihr Ziel nicht
erreichen . So hat vor einigen Tagen in Düsseldorf der Bauern -

tag mit großer Majorität eine Verständigung mit dem Bund
der Landwirte beschlossen . Das bedeutet für das Centrum
einen so harten Schlag , wie alle Schläge der Arbeiterklasse
nicht bedeuten . Ich erinnere ferner daran , daß in demsclbc »
Rheinland , im Wahlkreis deS Abg . Hitze , in Miinchen - Gladbach ,
CentrumSmäiiner aller Nichtimgen zusammengetreten sind , um aus
das energischte gegen das Benehmen der CentrumSfraktion in der

Zollfrage zu protestieren . Sic sehen also , daß da , wo eS sich i » n
materielle Fragen bandelt , auf die Dauer auch die EentrumSleute

nicht bei der Fahne ihrer Kirche zu halten find . Naturgemäß will
die städtische Bevölkerung von den Zöllen nichts wissen , während für
die Bauer » gar nicht gcnng getha » iverden kann . Sind doch auch
vor 7 Jahren CentriiinSabgeordnete mit aller Energie für die Ver -

wirklichinig des Antrages Könitz eingetreten Diese Gegensätze treten
in der Zollfrage so scharf zu Tage , daß sie sich nicht mehr verkleistern
lassen , und ein Teil der Arbeiter des CentrumS hat ja auch bereits

gegen die alte Richtung Front gemacht . Das Centrum , die maßgebendste
Partei des Reichstages , ohne welche überhaupt keine Majorität
zu erlangen ist , steht jetzt vor einer KristS , ivie es sie noch nie erlebt
bat und ich boffe , daß eS sie nickt überwinbet , ohne daß dabei der
Centruinstnrm ins Wanken gerät . ( Lebhafte Zustiinniung . ) Das
Centrum steht jetzt vor der Frage , Ivos es Ihun soll . ES muß sich
sagen : Wir baden 200 000 —300 000 Arbeiter ans der einen » nd
/OOWO —800 000 bäuerliche Wähler auf der andern Seite . Die
Arbeiter , die trotz aller Predigten bis beute noch nicht zm » Klassen -
bewnßtscin erwachten , hofft das Centrum auch ferner an der Nase
herilniführen zu können . ( Sehr richtig . ) Es hofft nach wie vor .
den weitaus größten Teil der katholischen Arbeiter in Abhängigkeit
erhalten zu könne ». Mit dem Bauer ist das ganz Iva « anders .
Der Bauer sagt : „ Jawohl , ick folge der Kirche , so lange die Kirche
auch für mich sorgt . Thut sie das nicht , so gehen eben ihre und
meine Interessen auseinander . " Kurz und gut , der Banernstand ,
wie er beute vom Centrum vertreten wird , ist der Ansicht — das
kann man ohne Uebertreibnng sagen , daß der Bund der Landwirte

diejenige Richtung sei , die seine wirtschaftlichen Interessen am ans -
kömmtichsten vertritt . AuS diesem Grunde sieht sich das Centrum
immer mehr genötigt , sich diese » Fordermigen anzuschließen , und es
ist ein ganz natürlicher Prozeß , daß , wenn dw Agrarfrage auch
fernerhin ans eine Reihe von Jahren die Orsfentlichkeit in der bis -
herigen Weise beschäfligt , die verschiedenen Elemente innerhalb der
agrarische » Bewegung sich mehr und mehr aneinander anschließen ,
so daß wir eine große geschlossene agrarische Partei bekoinnien , die
gefchlosse » innerhalb des deulschen Reichstages auftritt . Wir Social -
demokraten könnlen das nur mit Freuden begrüßen : je mehr die
Gegensätze sich scharf ausgeprägt von einander abheben , desto
besser für uns ( Sehr wahr !>. Das Centrum sieht sich vor
die Frage gestellt , ob es entivcder 100 000 Arbeiter
springen lasien soll oder sich der Gefahr aussetzen ivilt ,
100 000 Bauern zu verlieren . Diese Frage ist beantwortet worden ,



wie sie beantwortet werden mußte : das Cefitrum ist vor einiqen
Tagen im Reichstag zusammengetreten — 78 von seinen 10S Ab -

geordneten ivaren anwesend — und hat nach den Zeitungsberichten
einstimmig beschlossen , es bei den Beschlüssen der Kommission in

erster Leiiing zu belasten und nur hie und da gewisse Widersprüche
der gefaßten Beschlüsse zu einem Ausgleich zu bringen . Das schafft
allerdings eine sehr klare Position . Tie offiziöse Presse und ins -
besondere auch die Regiernngsvertreter haben es nicht daran fehlen
lassen , mit allem Rachdruck zu erklären , daß sie über das , was im

Regwrnngsentivlirf bezüglich der Agrarzölle enthalten sei , nicht hin -
ausgehen können , daß sie die Hangtpositiouen unter keinen Umständen
ändern könnten , nur in kleinen Punkten , nicht in großen könne die

Regierung mit sich bandeln lassen . In der That kann die Regierung
nicht mit sich handeln lassen , denn die Rcgierungsvertrctcr müssen
sich doch darüber klar sein , daß die Regierungsvorlage die äußerste
Grenze dessen bildet , wobei überhaupt noch Handelsverträge abge -
schlössen werden können . ( Sehr richtig ll Aber auch nur noch unter
sebr « ngünstigen Bedingungen für die Industrie und die Masse der
arbeitenden Bevölkerung I Diese schon jetzt in höchstem Maße un -
pünstige Basis noch ungünstiger gestalten zu wollen , hieße einfach
Selbstmord treiben .

So sehr unsre Regierungen auch bemüht sind , die Interessen der
herrschenden Klasse zu vertreten , müssen sie sich doch sagen , daß es
heute auch Millionen , die ungeheure Mehrheit der Bevölkerung
giebt , die auch ihre Interessen kennen und sehr genau darauf
aufpasse », wie regiert wird . Die Schädigung der Interessen dieser
Klasse muß eine ungeheure Opposition hervorrufen . Wir
sind der Meinung und haben dieser Ansicht auch in Lübeck Ausdruck
gegeben , daß der gegenwärtige Gesetzentwurf der Regierung
eine so schwere Schädigung der Lebenshaltung der Arbeiter bedeutci ,
eine so schwere Benachteiligung ihrer ganzen loirtschaftlichen Eristenz
in sich schließt , insbesondere auch für die Zukunft der wirtschastlichen
Entwicklung Deutschlands und in Bezug auf den Abschluß der
Handelsverträge so große Gefahren birgt , daß wir ihn mit allen
Mitteln bekämpfen müssen . Nun hat aber die Kommission diese
Grundlage der Regierungsvorlage noch bedeutend verschlechtert . Sie
hat in erster Linie die Gelreidezölle sehr erheblich erhöht , nicht nur
die Getreidezölle im Generaltarif , sondern auch in Bezug auf die
Bindung . Während die Regierungsvorlage für Roggen und Weizen
5 Mark beziehentlich S. SO Mark Zoll verlangte , haben die
Agrarier in der Kommission diese Sätze noch erhöht und weitere
Minimalzölle für Gerste undsHafer aufgenommen , denen dieRegiernngen
unter keinen Umständen ihre Zustimmung geben können . Die Zölle der
Regierungsvorlage würden , wenn sie bei künftigen Handelsverträgen
iu Kraft treten , die Lebensmittel für die deutsche Bevölkerung in
außerordentlicher Weise verteuern . Wenn z. B. Roggen künftig einen
Minimalzoll von ö M. zu zahlen haben soll , so wird die deutsche
Bevölkerung , da der Weltmarktpreis der Tonne Roggen durchschnittlich
100 bis lOS M. , allerhöchstens 108 bis 110 M. beträgt , alsdann
einen Zollzuschlag für Roggen zu zahlen haben , der den Preis der
Tonne , für die der Engländer 10S M. zahlt , auf ISS M. treibe «
würde . ( Hört I hört I) Wir haben schon im gegenwärtigen Augen -
blick bei einem Zollsatz von 3,S0 die höchsten Getreidcpreise der Welt .
Kein Volk bezahlt sein Brot und Fleisch teurer als das deutsche . Die
Regierungsvorlage geht noch weit über den bestehenden Znstand
hinaus , sie hat eine viel höhere Grenze angenommen als bisher im
allgemeinen Tarif enthalten war : das gilt auch für Fleisch und für alle
Lebensmittel . Die Kommission hat nun nicht nur eine ganze Reihe von
LebenSmittelzöllen noch weit über die Regiernngsvorlage hinaus er -
höht , sondern eine ganze Reihe von Positionen neu aufgestellt , die
selbst die Regierung im Interesse der allgemeinen Volksernährung
von Zöllen freizulassen sich genötigt sah .

Wenn wir eS in einer solchen Situation nicht verständen , um
jeden Preis , koste es lvaS es wolle , mit allen zulässigen Mitteln
dahin zu wirken , daß das deutsche Volk selbst Gelegenheit bekomme ,
zu sagen , wie es über diesen Tarif denkt , so würden wir uns der
allerschwersten Pflichtverletzung schuldig machen . ( Zustimmung !) Wir
würden Verrat an unsren Wählern üben , und wenn als Antwort
auf unsren Verrat unsre Wähler uns bei den nächsten Wahlen
griindlich durchkrachen ließen , so wäre das die rechte Antwort . Bei
so außerordentlich wichtigen Lebensfragen , wie sie hier krnrch den
Zolltarif zur Entscheidung gebracht werden , muß das Volk seine
Meinung einmal zum Ausdruck bringen . Wir müssen also alles
aufbieten , damit der Zolltarif zur Wahlparole der nächsten Reichs -
tagsivahlen Iverde . Wie wir das im Reichstage anstellen wollen ,
darüber haben wir hier ja selbstverständlich nichts zu sage » ( Heiler -
keit und Beifall ) , daß wir es aber fertig bringen , wenn wir wollen ,
darüber ist gar kein Zweifel. ( Lebh . Beifall . )

Nim steht aber die Sache so — und dadurch verbessert sich unsre
Position ein wenig — daß wir Bundesgenossen von der andren
Seite , vom extremen Agrariertum , bekommen Die Agrarier ver -
langen ja noch mehr , sie sind ja mit den Beschlüssen der Kommission
»och nicht zufrieden . Wenn es nun in der zweiten Lesung der Kom -
misston bei den Beschlüssen der ersten Lesung bleibt , so kann die Re -
gierung den Entwurf nicht annehmen . Weiin wir dann im Oktober
im Plenum zur Beratung komme » und dann in der eklatantesten
Weise sich herausstellt , daß die Majorität des Reichs -
taizs mindestens das verlangt , was die Majorität der Kom -
Mission m ihren Beschlüssen gut geheißen hat , so kann eine
parlamentarisch handelnde Regierung gar nichts andres thnn , als
weil sie die feste Ueberzeugung gewinnen muß , daß mit diesem
Reichstag nicht mehr auszukommen ist , den Reichstag aufzulösen und
nach Hause zu schicken . Dieser Moment kann eintreten ; lebten wir
in einem konstitutionell regierten Staate , so würde er sogar ein -
treten , so bestimmt wie zweimal zwei vier ist . Wir würden uns
dann bestimmt auf eine Reichsiags - Auflösung im Oktober einrichten
und uns so rasch wie möglich auf die Wahlen vorbereiten müssen .
Wir wollen also auch dies im Auge behalten . Es kann sein , daß
die Regierung , zur Verzweiflung getrieben , sich fragt , ob nicht
angesichts der agrarischen Opposition ein neuer Reichstag zu stände
kommen könne , der in seiner Mehrheit minder agrarisch ist als der
jetzige . Diese Lösung der Frage ist möglich und wir müssen damit
rechnen -

Nun wird aber die Situation noch bedeutend mehr kompliziert ,
und zwar abermals zu unsren Gunsten , eS gilt auch hier das alte
Wort des Abgeordneten Gröber , das eine Jahrzehnte lange Cr -

fahrnng für sich hat : die Socialdemokratie hat riefiges Schwein I
( Große Heiterkeil ) , — erfüllt die Regierung eine Forderung von uns ,
dann haben wir gewonnen und dann prahlen wir damit ; erfüllt sie
eine Forderung nicht , dann hauen «vir auf sie los und machen ihr
Opposition . ( Heiterkeit ) . Was immer sie niacht , sie kommt bei uns
nicht auf ihre Rechnung , alles schlägt zu unserm Vor -
teil aus . Auch jetzt , wodurch sich die ganze Situation ver -
schürft hat , die Fleischnot , die in den

'
letzten Wochen und

Monaten in immer akuterer Gestalt hervorgetreten ist .
Daß diese Situation kommen mußte , darüber konnte gar kein Zweifel
bestehen , darüber waren wir olle einig . Es ist nur gut . daß sie
gerade jetzt kommt . ( Sehr richtig I) In diesem Moment , wo ein

ganzer Komplex von Fragen der allerbedenklichsten Art für die

herrschenden Klassen auf der Tagesordnung steht . Die Fleiichnot
mußte kommen aus dem einfache » Grunde , weil die deutsche Land -

Wirtschaft , so lange sie nicht in allen ihren einzelnen Zweigen auf
der höchsten technischen Sticke betrieben wird , niemals im stände sein

wird , den Bedarf der Bevölkerung an Nabrnngsmitteln aus eignen
Kräften zu decken . Ich habe erst in den letzten Wochen darüber

sehr interessante Erhebungen gelesen . Kein Zweifel , daß mit

Hilfe der modernen Technik eS in Bezug auf den Getreide -
bau möglich fein wird , falls der gesamte deutsche Grund und
Boden dementsprechend bewirtschaftet würde . Das ist ja nur

möglich in einer iocialistischen nicht in einer kapitalistischen Organisation ,

für rund ISO Millionen Deutichc Nahrungsmittel ans eignen Miltein

zu liesern . Heute reicht die Produktion nicht einmal für 5ö Millionen

Menschen ; diese Berechnung ist von Männern , die Großagrarier

sind , angestellt worden , die gegenwärtige deutsche Landwirtschaft ist

»mjähig . die nötige Masse von Nahrungsmitteln zu erzeugen sowohl
in Bezug auf Brotgetreide wie auf die übrigen Lebensmittel , de -

sonders die Fleischnahrung . Dazu kommt die Vermehrung der

deutschen Bevöilerung um durchschnittlich 7öOOOO Köpfe jährlich .

Wir find also darauf angewiesen , einen Teil unsreS Nahrungsmittel -
konsumS durch Zufuhr vom Auslande zu decken . Die gegenwärtige
Fleischnot ist nun auf dnS schlimmste verschärft worden durch die
Spcrrmaßregeln . die die Regierung im Interesse der Agrarier ge -
troffen hat . Dazu gehören erstens diejenigen Sperrniaßregeln , die
im Wege der Verordnung eingetreten sind und zweitens die Maß -
regeln , die durch das famose Fleischschaugesetz eine gesetzliche Grund -
läge erhalten haben . Mir war es schon bei Beratung des Fleisch -
schaugesetzes völlig klar , daß wir in Bezug auf die Volksen , ährung
vor einer Katastrophe ständen , die Vollmachten , die die Regierung
auf Grund dieses Gesetzes bekommen bat , ließen das als ' selbst -
verständlich erscheinen . Wie ungeheuer ist im Lauf der Jahre der
Konsum der deutschen Bevölkerung an amerikanischen Pökelzungen ,
amerikanischem Pökelfleisch , dem sogenannten Corned bcef ,

'
an

amerikanischen Würsten gestiegen . Die Einführung aller dieser
Artikel nach Deutschland wird jetzt unmöglich gemacht . Schon seit
vielen Jahre » ist die deutsche Wurstfabrikation ganz außer
stände , die Massen von Zungen , Lebern und Lungen ,
die sie gebraucht , anS dem Inlands zu decken . Mit dem
1. April hört die Zusiihr aller dieser Artikel auf . Weit
entfernt also , daß die Fleischteuerung schon gegenwärtig ihren Höhe -
Punkt erreicht hätte , wird sie vielmehr noch verschärft werden . Diese
Verteuerung wird eintreten , trotzdem schon infolge der KrisiS die
Arbeiter in ihrer Konfumfähigkeit an Fleisch ganz erheblich beschränkt
sind . Durch die Brotvertcuerung . die die Arbeiter sehr drückt ,
werden ja die wohlhabenderen Klaffen nicht in dem Maße berührt .
Wenn man einmal prüst , wieviel Brot in einer wohlhabenden Familie
im Vergleich zum Fleisch verzehrt wird , so stößt man auf ein arges
Mißverhältnis . Jetzt aber bei der Fleischtcuennig wird auch der
Spießbürger , auch der friedliche Bürger rebellisch , und die
städtischen Vertretungen dieses Spießbürgers , die bisher
gegenüber der Erhöhung der Getreidezölle sich kaum merkbar
gerührt haben , rühren sich jetzt überall und sassen gegen die Fleisch -
not Resolutionen von einer Energie und Klarheit des Wortlautes ,
wie wir es seit langen Jahren von ihnen uicht zu hören bekommen
haben . ( Heiterkeit . ) Ich begreife nur nicht , daß die Regieningen die
Sachlage nicht verstehen , aber eS bleibt ewig wahr das Wort des
alten Oxenstjerna : du glaubst nicht , mein Sohn , mit wie wenig Ver -
stand die Welt regiert wird . ( Sehr gnt l und große Heiterkeit . ) Hier
hätten die Regierungen allerdings die Möglichkeit , in erheblichem
Maße einen mildernden Einfluß auszuüben , sie thnn es nicht aus
Angst vor den Agrariern . Wir bedauern ja . daß weite Schichten
der ' ' Bevölkerung schiver unter diesen Umständen leiden müssen ,
aber wir freuen uns auf der andren Seite , daß
wenigstens politisch daraus Folgen erwachse » , die denjenigen .
die solche Maßregeln gut heißen und in deren , Interesse sie
liege », für die Zukunft sehr schlecht bekommen können . Es kommt
noch ein andrer Gesichtspunkt hinzu : die Herren von der Regiennig
erklären : diese Maßregeln sind im allgemeinen Gesnndheiisintercsse
notwendig , das ausländische Vieh bedroht unser » Biehstaud und die
Gesundheit der Menschen . Wir sind eS eigentlich wenig gewohnt ,
daß unire hohen regierenden Herren in so vorsorglicher Weise um
das Wohl und die Gesundheit der arbeitenden Klassen bekümmert
sind . Auch liegt doch die Frage nahe : wenn diese Einfuhr von Vieh
und Fleischprodukle » so ungeheure Gefahren für die Gesundheit der
deutschen Bevölkerung haben soll , warum in aller Welt können den »
die andren Völker diese Produkte sehr gut vertragen , ohne an ihrer
Gesundheit Schaden zu nehmen ? ( Sehr gut ! ) Das ameri -
kanische Büchsenfleisch wird in der Schweiz , in Belgien ,
Holland und besonders in England in großen Quantitäten
verzehrt , und man befindet sich dort dennoch so gesund
wie ein Fisch im Waffer . ( Heiterkeit . ) Auch hat die deutsche Marine

zum Aerger der Agrarier große Quantiläten anierikauischen Fleisches
in ausländischen Häfen aufgestapelt und die deutschen Marincsoldaten
befinden sich sehr wohl dabei . Aber wenn wir Rcichsdenischen das
Fleisch genießen , so ist unsre Gesundheit im höchsten Grade bedroht .
Wenn wir nun der Rcgiening ins Gesicht sagen , daß wir an der
Aufrichtigkeit ihrer Vorsorge ickcht glauben , so kann sie uns das nicht
übel nehmen . Bisher wenigstens ist die Regierung unsrer fort -
geletzten Forderung . statistische Belege für ihre Behauptung z »
bringen und die Erkrankungen nachzuweisen , in keiner Weise nach
gekommen .

Ungeheure Nachteile erwachsen für die Arbeiterklasse aus diesen »
Komplex von Maßregeln ; ans der andern Seite hat die Sache
ivomöglich ein noch bedenklicheres Gesicht . nämlich inioiveit es
sich auf die Einwirkung aller dieser Maßregeln auf die inter -
nationalen und insondcrS die haudelspolitischen Bezie�pugen
bandelt . Ich kann hier mir in aller Kürze auScinauderictzen .
wie die Entscheidungen der Zollkonimissio », die aller Voraussicht
nach die Zustimmuug deS Neictistagsplciinms finden werden ,
auf den Abschluß künftiger Handelsverträge wirke » müssen .
Von allen den Nationen , niit denen wir gegenwärtig in intimen

HaudelSbeziehnugen stehen , giebt es keine einzige , die nicht iu ihren
Lebensbedingungen du . ch die Erhöhung der deutschen Zölle sowohl
auf Lebensmittel wie auf Judustrieprodukte geschädigt werden und
dadurch genötigr werden würde , ihrerseits die Bedingungen für den
Abschluß von Handelsverträgen mit » ms in einer weit ungünstigeren
Weise zu formulieren als bisher . Der Zoll auf Gerste ist riesig er -
höht ivorden , über die Regierungsvorlage hinaus , ebenso der Eier - ,
der Butter - , der Geflügelzoll ; Obstzölle , die wir früher gar nicht
kannten , sind eingefügt worden . Wenn wir nun mit Ruß -
land in Haudelvertrags - Verhandlungcu eintreten , so werden der
russische Roggen , die russische Gerste, ' die russische Schiveinc - Eiiifnhr ,
soweit sie nicht schon durch die Einfuhrverbote getroffen ist . ebenso
russisches Holz , Eier , Geflügel in einer Weise mit Zöllen belegt , daß
die russische Regierung sich sagen muß : Da ist ein aufrichtiges
Hnndelsgeschäft nicht mebr zu machen . Sie wird selbstverständlich
antworte » mit erhöhten Zöllen auf diejenigen Artikel , die »vir bisher
in riesigen Mengen nack Rußland ausgeführt haben . Diese Ausfuhr
wird so gut ivie vollständig abgeschnitten werden . WaS das für
furchtbare Folgen für die gesamte Jndustriebcvölkeriing , zumal in
einer Periode der Krise , von der voriäufig kein Ende abzusehen ist ,
haben muß . brauche ich Ihnen nicht erst auseinanderzusetzen . Weiter :
Oestreich - Nngarn ist mit bedeutenden Beträgen an der Einfuhr von
Gerste , Hopfen , Jungvieh . speciell Ungar » an der Einfuhr von
Eier » und Geflügel interessiert . Auch diese Einfuhr wird durch die

exorbitanten Zölle »insres ZolltarifeS künftig fast unmöglich gemacht ,
und Oestreich - Ungarn wird selbstverständlich Repressalien ergreifen .
Auch Schweizerkäse , Buttermilch . Seii enstoffe . Maschinen sind gegen -
über den bisherigen Tarifsätzen mit exorbitanten Erhöhungen be -
dacht Ivorden . Die Schweiz hat bereits ihren Gcgeiientwurf aus¬
gearbeitet und wer ihn sich angesehen hat , muß sagen : Das war
die richtige Antwort I Aber auf dieser Basis Handelsverlräge ab -

zuschließen , muß sowohl den Schweizer wie dem deutscheu Volke

zum größten Schaden gereichen . Welter tritt mit jedem Tage mehr
hervor : Die Frage der Regelung unsrer Handelsbeziehungen zu
Nordamerika . Wir haben bisher von Nordamerika ungeheure
Quantitäten von Weizen . Mais . Fleisch aller Art und Petroleum
bezogen . Jetzt soll ja auch der Petroleunizoll stark erhöht werden ,
obgleich Petroleum doch nicht von den Agrariern in Deutschland
produziert ivird . Der MaiS ist ein für unsre ganze Vieh - und Ge -

flügelzucht so wichtiges Produkt . Nun ist auch der Maiszoll in so
ungeheurer Weise erhöht worden , daß damit unsre ganze Vieh - und
Geflügelmast fernerbin geradezu unmöglich gemacht wird . Ich habe
mir bis beute den Kopf vergeblich darüber zerbrochen , wie man so

zur Selbstvernichtung kommen kann , daß man ungeheuere Zölle auf
Produkte legt , ohne die die deutsche Landwirtschast selbst nicht aus¬
kommen kann . ES iverden durch die erhöhten Zölle Holland und
Dänemark auf daS schwerste geschädigt . Die Schweiz , Holland und
Dänemark sind die drei Länder , »nit denen wir in einer Handels -
bilanz leben , wie sie das Ideal der Agrarier ist , d. h. unsre
Ausfuhr nach diesen Ländern übertrifft bei weitem daS uns von
ihueu Gelieferte . Auch diese drei Länder werden aufS allerschwerste
durch neue Zölle getroffen .

Diese summarische Uebersicht zeigt Euch Parteigenossen , was zur
Entscheidung steht und daß es nicht zur Entscheidung kommen kann .
ohne daß das Volk befragt wird . Dafür muß unter allen Umständen
gesorgt werden . Las allem rechtfertigt eS, daß wir bei dem künftigen

Wahlkampf unsre vollste Schuldigkeit bis zur völligen Erschöpsimg
nnfrer physischen uiid moralischen Kräfte leisten müssen . ( Lebhaftes
Bravo ff

In » Laufe der Session Iverden noch andre wichtige Fragen vor
» nS hintreten . Die Finanzverhältnisse des Reichs befinde » sich in

äußerst trauriger Verfassung . ( Sehr richtig I) Durch Erhöhung der

Matriknlarbeiträge ist nichts mehr zu holen , die Einzelstaaten leiden
am finanziellen Dalles . ( Heiterkeil . ) Sie wissen nicht , wie sie die

eignen Alisgaben decken sollen . Wir wissen ' S freilich , aber wir haben
nichts zu decken , die Steuergcsetze macht die Mehrheit , machen die
Vertreter der herrschenden Klaffen . Daß dieselben de » eignen Geld -
beute ! schonen , ist das oberste Gesetz der Klassenherrschaft . ( Lebhaftes
sehr richtig ! ) Daran können wir nichts ändern , nur aufklären
»vollen wir die Leute , die das noch nicht wissen . ( Sehr gut ! ) Diese

Finanzfrage wird auch wichtig werden für die kommende Wahl -
agitation . 1878 wurde beim Zolltarif auf Betreiben des CentrumS
die lex Frankenstein eingefügt . Sie bestimint , daß alles , was von

bestimmten indirekten Stenern und Zöllen über 130 Millionen Mark

jährlich eingeht , an die Einzelstaaten nach Maßgabe ihrer
Bevölkenings' ziffer verteilt Iverden muß . Damals mar man
der Meinung , daß die Einzelstaaten so mehr bekommen würden ,
als sie an Matrikularbeiträgen zu bezahlen hätten . Während einer

Reihe von Jahren war das auch der Fall . Im Reichstag aber hat
man . seit die wmiderbar diplomatische Partei , das Centrum , die

Macht in Händen hat , wie ein Schuldenmacher und Bankrotteur ge -
ivirtschaftet . ( Lebhafte Zustimmung . ) Wenn es möglich wäre , dem

Reichstage einen Kurator zu stellen , so iväre es sehr angebracht .
( Heiterkeit und lebhafte Zustimmung. ) Die Majorität ivirtschaftet
ivie eine Gesellschaft leichtfertiger Verschwender darauf los und ent -
deckt dann , daß keine Eiimahnicn zur Deckung der Ausgaben vor -

Händen sind . Die Reichseiimahmen haben sich jiivar erhöht , aber
MariniSmus mid Militarismus sind Ungeheuer , die sich immer dicker

fressen , das Reich auSpotvern » ud feine Kasic leer machen . ( Sehr
ricbtig . ) Das war so selbst in den Jahren «der größten
Prosperität . Die Einnahmen sind gestiegen , die Ausgaben aber

och viel mehr . In den Jahren des ' reichsten Ueberfluffes ist nicht
nur der Ueberfluß verzehrt , sonder » Schulden sind dazu gemacht
ivorden . Beim Regierungsantritt des jetzigen Herrn beliefen sich die

RcichSschulden auf 800 Millionen , 1902 ist die Schuldenlast auf
3000 Millionen gestiegen . In diesen 14 Jahren haben wir also
2200 Millionen Mark neue Schulden gemacht , neben und trotz der

kolossalen Mehreinnahmen . Wie das Finanzverhältnis zu den Einzel -
staaten sich geändert hat , zeigt Sachse ». Vergleichen wir die Ueber -

iveisnngen nnt den Matrikularbeiträgen so hat es empfangen 1898
33 873 300 M. und gezahlt 33 046 600 M. hatte also eine » Ueberschuß
von 800 000 M. , 1899 empfing es 34 SSI 000 M. und zahlte
35 465 300 M. , der Ueberschuß ' war also verschwunden , 1900

empfing es 36 340 000 M. und zahlte 33 144 500 M. . 1901 und
1902 ivar das Verhältnis ebenso . Sachsen legt jetzt drei Millionen

zu . So ist es bei allen deutschen Staaten , sie haben mehr an die

Reichskasse zu zahlen , als sie an Uebertveismigen erhalten . Nun ist
Holland in Nöten , man Iveiß nicht aus noch ein und die aller -

dringendsten Knltiiranfgaben leiden in unerhörter , in skandalöser
Weise not . ( Sehr richtig !) Bereit ? im vorigen Jahre hat bei der

Anfstellniig der Etats der Schatzsekretär zugegeben , er habe bereits
über 57 Millionen von den Forderungen gestrichen , die an ihn heran -
getreten seien . Aber diese Forderungen sind deshalb nicht endgültig
beleitigt , sie kommen wieder und neue hinzu . So marschieren wir ,
selbst wenn die 190 Millionen neuer Einnahn >en aus den Zoll -
erhöhnngen hinzukommen , dem dauernden Deficit entgegen . Dann
hat der Reichstag selber noch den Rotstift genommen und 25 Millionen

gestrichen , um neuen Schulden zu entgehen . Aber die böse Rechnung
kommt hinten nach , es stellte sich heraus , daß wir einen sehr un -

günstigen Finalabschlnh in der Reichskaffe haben . 21 Millionen Mark

sind mehr ausgegeben ivorden , als der Reichstag bewilligt hat . Diese

Eiatsüberslbreitungen sind ein grober Unfug , der trotz aller Beschlüsse
immer nichr zunimmt ; früher war so ettvas nicht da , wahrlich , man

fäugr an eine Art Respekt vor Bismarck zu bekommen . ( Heiterkeit . )
Solange er am Ruder ivar , war so ettvas nudeiikbar , aber jetzt sind
wir modern modern ivie im Rom der Cäsaren . ( Sehr gut . )
1902/1903 werden die Verhältnisse nicht günstiger Iverden . Wir haben
mit einem Deficit von 103 Millionen zu rechnen .

Trotzdem treten immer neue Ansprüche auf . Wir haben die Er -

fahrnug gemacht , daß unsre in den 70or Jahre » mit Millionen bezahlten
Festungen vollständig unbrauchbar geworden sind . Sie taugen nichts
wehr , sie kömicii in keinem modernen Kriege mehr standhalten . Die

Franzosen haben es klüger gemacht . Gewitzigt durch die Erfahrungen
des Krieges von 1870/71 haben sie Sperrforts gebaut , eine Reihe
riesiger Erdiverke , hinter denen ganze Arineen den stärksten
Feiiid nihig erwarten können . Damals haben unsre Generale über
diese Sperrforts gelacht , jetzt mache » wir sie den Franzose » nach .
Metz , Köln , Straßbnrg . Königsberg sollen freigelegt werden , Koscl
ist es bereits , über halbe Provinzen sollen Sperrforts gezogen und
mit PosttionSgeschützen versehen iverden , die auch wieder Hunderte
und Averhunderte von Millionen kosten werden . Ein Teil der Kosten
dürfte durch den Verkälts der freilverdendenFestiingSterrains aufgebracht
iverden , aber der riesige Rest muß ans RcichSmitteln gedeckt iverden .
lieber die Kanonenfrage haben wir schon in Hamburg gesprochen .
Die sreniden Militnrnttachös wurden 1898 durch die neuen Geschütze
der deutschen Artillerie , die plötzlich vorgeführt wurden , überrascht .
Gefreut hat man sich damals Ivie dieKinder über die verblüfften Gesichter
der Militärattaches . Jetzt aber stellt sich heraus , daß die neuen
Kanonen zwar bester sind als die alten , aber bereits wieder über -
holt . Das Rohrrücklanf - Geschütz der Franzosen übertrifft unsre
Artillerie bei weitem . Kein Zweifel , sie sind uns mit dieser
ivichtigsten Waffe im großen Kriege voraus . Das ist wieder eine

Folge iiiisrer Uebereiliiiig . Wenn bei uiiS ein Gedanke kommt , muß
er gleich in der nächsten Stmide ausgeführt iverden . ( Heiterkeit . )
Es handelt sich da iiiii sehr mächtige Einflüsse . Die Budget -
komniisfion war seiner Zeit verpflichtet worden , nichts über die Neil »

bewassnilng der deutsche » Artillerie in der Oeffentlichkeit verlauten

zu lassen . Wir haben das Stnatsgeheimuis gewahrt ; mögen sie
immer von der Vaterlandslosigkeit der Socialdeinokratie reden . Was
wir als Ehrenmänner zu thnn haben , das wissen wir selber . ( Bravo 1)
Also wir haben das Geheimnis bewahrt , aber mittlerweile ist der
Zustand der deutschen Artillerie bekannt geworden , und e? steht heute
lest , daß die neue dentsche Artillerie , die ca. 170 Millionen gekostet
hat , nicht auf der Höhe der Zeit steht , und daß ivir vielleicht sehr
bald eine vollständig neiic Artilleriebclvaffming haben müssen . Dazu
kommt daS ewige Unglück , daß immer eine Erfindung die andere
treibt . Erst gestern las ich, daß in England ein Artilleriegeschütz er -
fluiden sein soll . daS alles andere in Schatten stellt . Ich weiß nicht
ob es wahr ist ; ist es aber Ivahr , dann erwachsen UNS nnch »ach
der Richtung neue Ausgaben . Weiter heißt eö auf einmal ,
wir brauchen eine Verstärkung der Kavallerie , nicht etwa
anS militärischen Gründen , sondern zur vekäiupfiing des Polen -
tums ! Wir müssen Kavallerie - Regimenter i » die Städte
des Ostens legen , um den kleinen deutschen Handwerkerstand zu
stärken . ( Heiterkeit . ) Ja wann » nimmt denn nicht der preußische
Staat ans seinem PolenfondS die Mittel dazu ? ( Sehr gut I) Aber
wir ivisien ja , daß es anders liegt . Daß eine neue Vorlage kommen
würde , das wissen wir schon seit Jahren , dafür spitzen wir in der
Budgetkommission nnsre Ohren , Schon anS Anlaß deS Beeren -
krieges sprach man von der Notwendigkeit einer Vermehrnng der
Kavallerie . Wir find dem sofort entgegengetretc » und haben gesagt ,
daß der Voerenkrieg gerade das Gegenteil bewiesen hat . ( Sehr
richtig !) Nicht eine Vermehrung , sondern eine Verminderung der
Kavallerie ist angebracht . Aber wir wissen ja , daß es »nächtige nnd
einflußreiche Kreise giebt , die von je in der Ka. vallerietvaffe die
vornehmste Waste gesehen und ans die Vermehrung gedrängt
haben . Diese Vorliebe zeigte sich ja bei den Kavallerie -
Manövern , ivie solche erst kürzlich bei Frankfurt statt -
gefunden haben . Auswärtige Offiziere freilich sollen gemeint
haben , eS fei sehr schön , nur iväre es kein Krieg getvesen , mit
andren Worten : würde man im Ernstfall so vorgehen wollen , so
könnte daS ein militärische ? Dcbacle herbeiftihren , wogegen alles
Bisherige ein Kinderspiel ist . Darüber , daß so nicht gekämpft
werden kann , herrscht in der ganzen Welt bei Laien und Sach -



verständigen nicht der geringste Zweifel . Trotzdem aber wird die
neue Kavallerieformiernng kommen und es werden uns gewaltige
Mehrausgaben daraus erivachscn . Und damit noch nicht genug .
Der Boerenkrieg hat ja den Erfolg gehabt , wie alle Volkskriege der
Welt , eine neue Äriegstaktik zu lehren . Es ist charakteristisch , daß
gerade die nichtmilitärischen Elemente die neuen Bahnen schaffen ;
das ist in den letzten 40 Jahren durch zwei Volkskriege glänzend
bewiesen Ivorden , durch den großen anierikanischeii ans den
sechziger Jahren und jetzt durch den Boerenkrieg . Alle Kriege bis
zum letzte » Spaziergang nach China hin habe » für die
militärische Wissenschaft nicht so viel Ausbeute geliefert i »
Bezug auf Aenderung der Technk wie diese beiden Kriege . Das hat
man eingesehen und iufolgedesien neuerdings die Manöver in der
Gegend von Mainz nach Boercnmanier eingerichtet . Will man aber
die künftigen Kriege nach Boercnmanier sühren , dann müssen die
Soldaten auch nach Boerenmanier uniformiert sein . Das hat einer
der ersten Generale der französischen Armee , General Negrier , ganz
offen in einer militärischen Revue ausgesprochen . Er sagt , es hilft
alles nichts , nrit der militärischen Nomantik ist es zu Ende , die
schönen Uniforme » wären in einem Kriege unser größtes Unglück .
Wir haben das seit IS Jahren im Reichstag gesägt , aber da hat
man uns ausgelacht , verspottet und verhöhnt und jetzt neigen die
Herren selbst dieser Ansicht zu . Finanziell würde das eine kolossale
Ersparnis bedeuten , wenn auch die erste Anschaffung kostspielig ist . Sie
sehen auch daraus , welche Ausgaben in den nächsten 5 Jahren an den
Reichstag herantreten werden .

Der Militärpen sions - Etat wächst von Jahr zu Jahr
kolossal , die Zahl der völlig diensttauglichen Leute , die pensioniert
werden , nimmt von Jahr zu Jahr um so und soviel Tausend zu
Für den Friedensbedarf sind die Leute unbrauchbar , aber wenn es
zum Krieg kommt , sind sie wieder brauchbar . Vorläufig haben wir
die erhöhten Pensionskosten zu zahlen . Diese sind von 1890 bis
jetzt für Heer und Marine von 37 700 000 auf 72 600 000 M. ge
wachsen , also eine Zunahme von rund 35 Millionen oder nahezu
100 Proz . Nun aber klagen die Offiziere darüber , daß mit den
jetzigen Pensionssätzen nicht mehr zu leben sei . Erst dieser Tage
traten pensionierte Offiziere iuDresden zu einer Versannnlung zusammen ,
ja , streiken können sie nicht mehr sHeiterkeit ) , man hat sie ja
freiivillig zur Arbeitslosigkeit verdammt , sie vermehren die Zahl
der Arbeitslosen . sHeiterkeit . Z Also die Offiziere können mit
den Unterhaltungskosten nicht mehr auskommen und der
Staatssekretär bat ja schon eine Aenderung des Pensionsgesetzcs für
nötig erklärt . Werden die Pensionen nun um lö Proz . erhöht , so
bedeutet das eine Mehrausgabe von IS Millionen per Jahr und
diese Ausgabe steigert sich in demselben Maße lvie der Peusiousetat
von selbst ivächst .

Dazu kommt , daß mit den vermehrten Schulden auch der Etat
der Reichsschulden - Zinsen wächst , der für Armee - und
Marinezwecke in den letzten 12 Jahren bereits vou 30 auf 76 Millionen ,
also um mehr als 100 Proz . , gestiegen ist . Die Bedürfnisse des
Nieichs werden also voraussichtlich so zunehmen , daß selbst die Ein -
» ahmen aus den höheren Schutzzöllen , wenn sie durchgehen sollten ,
kaum zu ihrer Befriedigung ausreichen würden . Nebenbei traten
natürlich auch noch einige gar nicht zurückzuweisende Kulturaufgaben
an das Reich heran . So ivächst der Reichszuschuß zur Arbeiterversiche -
rimg von Jahr zu Jahr . All das müssen wir in Betracht ziehen ,
um uns zu vergegenwärtigen , wie die Dinge stehen . Damit sind
wir aber noch nicht am Ende . Die Marine hat namentlich in den
letzten Jahren infolge der einfach skandalösen HandlungSiveise des
Centruins — man mag über die Nationalliberalen sagen , was man
will , aber einen so schmählichen Verrat wie ihn das Centrum in
der Flottenvorlage begangen hat , kennt die Geschichte nicht , — ich
sage , dieMarine hat eine Ausgabeuvermchrung von öl auf 217 Millionen
aufznweisen und so geht das weiter . Ich erinnere sie an den Tirpitz -
Erlaß , worin mit dürren Worten gesagt ist : falls im Winter 1904/0S
die finanziellen und innerpolitischen Verhältnisse des Reichs dies
irgendlvie gestatten , wird man den Versuch machen müssen , in der
vorzulegenden Begründung zur Flottennovelle die planmäßige E» t -
Wicklung der Jndienfthaltungen in den Jahren 1906 bis 1910 dem
wachsenden Schiffsbestand und dem zu beschaffende » BernfSpersonal
anzupassen und zu diesem Zwecke eine ausreichende Steigerung der fort «
dauernden Ausgaben i » den Berechnnngen vorzusehen ! Aus diesem
Erlaß haben wir geschlossen , daß man dem Reichstag nicht die volle
Wahrheit gesagt hat und die Zukuust wird lehre », daß wir Recht
hatten . Ebenso sieht fest , daß die Anslands - Schlachtflotte eine Flolle
von großen Panzern wird , das wird wieder die eiunialige » und
dauernden Ausgaben vermehren . Nachdem wir einmal de » Spazier

« gang nach China gemacht haben , um christliche Civilsation und
! Religion dorthin zu tragen , haben wir auch dort erhöhte dauernde
I Ausgaben . Wir haben gegenwärtig auf absehbare Zeit eine Mehr
, ausgäbe von 20 Millionen , die nicht in die Kriegskostcn eingerechnet

sind , neben 12 Millionen für Kiautschou . Diese ' kolossalen Ausgaben
stehen im ärgsten Mißverhältnis zu dem Ergebnis unsres Handels mit
China . Der chinesischeHandel wird von Jahr zn Jahr schlechter , unsre
Ausfuhr nach Kiautschou betrug 1900 noch S6,8 Millionen Mark ,
aber sie wurde erzeugt durch die Ausfuhr von Kriegsbedürfnissc ».
Die Einfuhr von Kiautschou belief sich 1900 auf lumpige 82 000 M.

( Hört I hört !) und 1901 auf 21 000 M. Im nächsten Jahre haben
wir möglicherweise gar nichts mehr sHeiterkeit ) und das ist eine der

�aussichtsvollsten Kolonien des Reiches !
Und wie steht es mit der auswärtigen W e l t p o I i t i k !

Bei den Beratungen der Flottenvorlagen haben wir immer gesagt :
Ihr glanbt wohl , wie Ihr heute auf dem Festlaude mit Eurer Armee
die erste Geige spielen zu können vermeint , so werdet Ihr auch
auf den « Meere es fertig bringen , England gegenüber die erste
Geige spielen zu könne » ? I » Ivelch zuvorkominender
Weise sind in den letzten Jahren die Leiter nnsrer Politik England
gegenüber aufgetreten ! Ich erinnere nur an die Dekorierung des
Lord Roberts mit dem Schwarzen Adlerorden und an die Einladung
der englischen Generale zu den Manövern . Als man das sah , hätte
nian wirklich einen Augenblick glauben können , ivir hätten uns geirrt .
Freilich sind diese Liebesbezeugnngen nichts Neues . Wir habe » das -

selbe Nordamerika und Rußland gegenüber gesehen . Man kommt

Rußland sogar in politischer Beziehung — ich erinnere nur an die

Ausweisungen — in der verständlichsten Art entgegen , so daß

auch heute das Wort am Platze ist , das einst die . Kölnische

Zeitung " gegenüber Bisniarck geprägt bat : man übt sich im Weit «

kriechen vor Rußland . ( Sehr gut !> Na , wir iverden ja über diese

Dinge noch im Reichstag ein Wort mit einander z » reden haben .

Nach allen Seiten hin Austausch von Liebcnswiirdigkeiteii in Hülle
und Fülle , so daß man glauben könnte , es sei alles aufs {chönste

bestellt und sich fragen nmß : Wozu die kolossalen militärischen

Rüstungen ? Sehr bezeichnend ist das Telegramm des deutschen

Kaisers an den Zaren : der Admiral des Atlantischen Oceans an den

Admiral des Stillen Oceans . Was mögen England , was die Ver -

einigten Staaten beim Lesen dieses Telegramms denke » ! Glaubt

man vielleicht , mit einem Federstrich die jetzige größte Seemacht der

Welt von der Karte streichen zu können ? Wären wir nicht in

Europa , wo die Verantwortung für einen Krieg eine furchtbare
ist , wo die Folgen eines großen europäischen Krieges
geradezu furchtbar tvären , so wären solche Vorgänge sehr
wohl geeignet , bedenkliche politische Verwickelungen herbei¬

zuführen . Vor allen Dinge » aber wird sich der deutsche Reichstag

zu fragen haben , ob er angesichts so klar ausgesprochener Tendenzen

feine bisherige Weltmachtspolitik fortsetzen tvill . Wir nuissen also

auch noch dieser Richtung hin auf dem Posten sein . Freilich , an

entscheidendcn Stellen läßt man sich weder irre machen , noch ein

schüchtern . Roosevelt hat wiederholt die Gelegenheit benutzt , den

Böllern die Monroe - Doktrin ins Gedächtnis zu rufen , und wir sind

nicht nach Haiti gegangen , bevor wir nicht wußten , daß man in

Washington nichts dagegen einzuwenden hätte . Gegen Haiti trat

man natürlich anders aus als gegen Rußland .
Weitere hohe Zuschüsse erfordert die Ä o l o n i a l p o l i t i k. Et

gab ja auch bei uns Männer , die glaubten , aus der Kolonial

Politik könne etwas iverden . Aber die deutsche Kolonialpolitik

hat sich weit unglücklicher entwickelt als selbst ich , einer

der größten Pessimisten in dieser Frage , es je für möglich gehalten

hätte . Unsre ganze Äolonialpolitik ist ein Dcbacle ( Sehr wahr !).

Sagt doch selbst Peters , vor wenigen Jahren einer ihrer fanatischten
Vertreter , daß in der durch seinen Einfluß geschaffenen Kolonie Ost -
afrika nichts zu machen sei . So ist es auch mit andren Kolonien .
Wir haben den Spanier » eine ganze Reihe von Inseln abgekauft .
Ach, wie können die Spanier lachen ! sie haben ein vorzügliches Ge -
schüft gemacht , während wir zu den Zinsen noch jährlich so und so
viele Tausende in den Stillen Ocean werfen . Auch in Samoa , das
so lange Jahre Gegenstand des Streites war , stehen die Erfolge in
schärfstem Widerspruch zu den Opfern . Wir haben den großen Zug
nach dem Osten gemacht , um christliche Civilisation in China zu ver -
breiten , und nun stellt sich heraus , daß wir bei uns viel chinesischer
sind als die Chinesen . ( Heiterkeit . ) Ebe - Ordnungen , wie sie heute in
Preußen bestehen , würden selbst die Chinesen nicht schaffen . sSehr
gut I) Die Regierung giebt zu , daß die Kolonialpolitik hoffnungslos
geworden ist , sie setzt ihre letzte Hoffnung auf die . Centralbah » .

Große Aufgaben erwachsen uns , wenn wir im Reichstage den
hier gefaßten Beschlüssen Geltung verschaffen wollen . Vor allem ist
bei der in Aussicht stehenden Reform der Krankenversicherung die
Anwesenheit zahlreicher Socialdemokraten im Reichstage

'
eine

dringende Notwendigkeit . ( Sehr richtig I) Die Arbeitslosen - Bell
sicherung wird nicht mehr von der Tagesordnung verschwinden ; wie
sie gelöst wird , weiß heute kein Mensch . Es ist sehr leicht möglich ,
daß wenigstens gegen Ende der Legislaturperiode die

'
Re

form des Strafgesetzbuches in Angriff genommen werden
wird . Auch ein Gegenstand vou eminenter Wichtigkeit ,
gerade für die Socialdemokraten . Die Frage der Ver
einheitlichung der Versicherringsgesetzgebung wird nicht von der
Tagesordnung verschwinden . Weiter wird die Fraktion mit aller
Energie auf die Anerkennung der Gewerkschaften hin -
arbeilen müssen . Die deutsche Arbeiterklasse muß endlich das er -
langen , was die Arbeiter andrer Länder längst erlangt habe » .
Andre wichtige Fragen sind die Erringuug eines Einflusses der
Arbeiterklassen auf die Gcwerbe - Jnspektion , die Regelung der Haus
industrie , die Schaffung eines Normalarbeitstages . Wenn wir die
Gesetzgebung zwingen könnten , das Princip des Normalarbeitstages
anzuerkennen , sei es auch des zehnstündigen , so wäre das
als ein großer Fortschritt anzuerkennen . ( Sehr wahr ! ) Nach
wie vor wird es sich ferner darum handeln , die Soldaten
Mißhandlungen zu erörtern , die Auslegung des Vereins - und Ver -
sammlungsrechts den Arbeitern gegenüber zu kritisieren , mit
gewisse » richterlichen Urteilen ins Gericht zu gehen , wir iverden die
Ausweisungen zu besprechen haben ; kurz , wir werden Unrecht und
Geivalt , die ja bis heute nicht aufgehört haben , in Deuffchland
regierende Faktoren zu sein , zur Sprache bringen und auf Abhilfe
dringen müssen .

Für all das ist eine möglichst starke socialdemokratische Fraktion
absolut notwendig , und angesichts dieser Aufgaben haben ivir die
dringendste Pflicht , ungesäumt , ohne auch nur einen Tag zu zögern ,
in die Wahlagitation einzutreten , vor allem in die Wahlorganisation .
Seit den letzten Wahlen ist glücklicheriveise das Verbindungsverbot
gefallen , ivir müssen also jetzt in allen Wahlkreisen , soweit irgend
das Material dafür vorhanden ist , Vereine gründen , Verbindungen
schaffen nnd Vertrauenspersonen wählen , die die Bindo
glieder für die Agitation bilden . Wir müssen die Geld
sammlungen betreiben . Ich bitte Euch dringend . rechnet
nicht auf die große Kriegskasse in Berlin , sie ist nicht sehr gefüllt ,
das habt Ihr gehört , und wen » auf dem nächsten Parteitage unser
Berichterstatter in die gleiche Lage kommen sollte . wie ich auf dem

Parteitage in Halle 1890 nach dem Fall des Socialistengesetzes , Ivo
ich mitteilen konnte , daß wir drei Tage nach der Wahl reicher waren
als vor der Wahl , nun dann um so besser ! Aber jedenfalls sollen
die Wahlkreise nach Möglichkeit die Kosten selbst aufbringen . Die Er >

ahrungen im Jahre 1898 haben uns gezeigt , daß in einzelnen
Kreisen ganz unverantwortlich viel gebraucht wird , daß wir uns bis -
weilen bezüglich der Ausgaben wie Großkapitalisten benehmen und
nicht wie Proletarier . Ich habe jüngst die Akten des Ausschusses der
socialdemokratische » Arbeiterpartei aus dem Jahre 1870 , dem

Jahre der Kriegswahlen , studiert . Geld war so gut wie gar nicht
vorhanden . Da liest man , daß der eine Wahlkreis 5 Thalcr , der
andre 10 empfangen habe . Allerhöchstens wurden 20 Thaler ge -
geben . Heute können lvir damit natürlich nicht auskonunen , aber
ivir haben uns doch an eine zu großspurige Weise im Geldausgeben
gewohnt . ( Lebhafte Zustimmung . ) Auch wird zuviel Papier ver -
braucht , mit der Hälfte der Flugblätter ließe sich auskommen .
( Sehr richtig ! ) Ein andres haben ivir allmählich ganz verlernt , und
da müssen wir wieder an die guten Traditionen der vorsocialisten -
gesetzlichen Zeit anknüpfen . Die Agitation für unsre Organi -
satiouen und unsre Presse muß mit dem Wahl kämpf ver¬

knüpft werden . Früher war es guter Gebrauch , daß jeder
Redner am Schluß seiner Rede mit der Aufforderung schloß , sich der

Partei - Orgauisation anzuschließen , wozu Gelegenheit gegeben wurde ,
und auf misrc Blätter zu abonnieren ; es wurden Probenummern ver -
teilt und Zettel mit der Aufforderung zum Abonnement gingen herum .
In dem bevorstehenden Wahlkampfe werden wir in nnsren Ver -

sammlungen Millionen von Frauen und Männern sehen . Es müßte
doch sonderbar zugehen , wenn wir nicht 100 —200 000 neue Zeitungs -
Abonnenten herausschlagen sollten . ( Lebhafter Beifall . )

Daß wir leine Bündnisse bei der Hauptwahl schließen , versteht
sich vou selbst . ( Bravo ! ) Wir treten selbständig ans und wenn wir
in einem Kreise auch mir 10 Stimmen bekommen . Erst bei den

engeren Wahlen , wenn wir ausgefallen sind , haben wir uns zu
fragen , wer von den übrig bleibenden Kandidaten für uns wählbar
ist . Parteigenossen I Geben wir uns keinen Jllnsioncn hin . Der
Kreis derjenigen bürgerlichen Kandidaten , die wir . auch wenn
wir noch so nachsichtig in nnsren Forderungen sind , wählen
dürfen , wird nnt jeder Legislaturperiode kleiner . Wenn

etwas zeigt , daß die Klassengegensätze sich nicht ab -

schwächen , sondern schärfer werden , dann sind es die Wahlen .
( Sehr richtig !> Wir müssen unsre Bedingungen ständig herabsetzen ,
weil wir sonst überhaupt niemand finden , für den wir bei den Stich -

wählen noch stimmen können . Das Centruin fällt ganz aus . kein Centrums -

mann darf eine Stimme von uns erhalten bei den nächsten Wahlen .
( Lebhafte Zustimmung . ) Früher war das anders . Die National -
liberalen fallen aus , Konservative , Antisemiten kommen gar nicht in

Betracht ; ja , heut entsteht die Frage : ob wir alle Kandidaten der

freisinnigen Volkspartei und der süddeutschen Volkspartei bei Stich -

wählen wählen dürfen . ( Lebbaste Zustimmung . ) Bei den VerHand -
lungen über den Zolltanf stellt sich leider heraus , wie wenig Verlaß
auf die Freisinnigen ist — leider — , denn uns wäre eine liberale

Pufferpartei ganz angenehm . Aber die Freisinnigen geben sich
selber auf . Im württembergischen Landtage sitzen 6 Volkspartcilcr ,
die für Erhöhung der Lebensmittelzölle sind . Dürfen wir

für solche Leute bei den Stichwahlen stimmen , nur weil sie sich
Volksparteiler nennen ?

Ich habe niich bei den Bedingungen für die Stichwahl - Unter -
stützung in meiner Resolution auf das Notwendigste beschränkt . Die

Ihnen vorliegende Resolution giebt die unerläßlichsten Bedingungen
a», die die gegnerischen Kandidaten erfüllen müssen , falls wir für
sie bei der Stichwahl eintreten sollen : sie müssen eintreten für im -

eingeschränkte Aufrechterhaltung des bestehenden Reichstags - Wahl -
rechts , gegen die Erhöhung der bestehenden Zölle auf Lebensmittel ; —

falls wir sagen wollten , daß sie überhaupt gegen LcbenSmittelzölle
stimme » müßten , so fänden wir keinen einzigen Bürgersmann , den wir
unterftützen könnte ». Eine weitere Bedingung ist , daß die Kandidaten
eintreten gegen jede neue indirekte Steuer oder eine Erhöhung der

bestehenden auf Konsumartikel der großen Maffe der Bevölkerung , serner

gegen jede Ausnahmegesetzgebung und gegen jede Verschlechterung
des bestehenden RechtSzustandes , endlich gegen jede neue Militär -

und Marinevorlage , die höhere Kosten erfordert . Ich möchte sie

dringend bitten , den Kreis der Forderungen nicht zn erweitern , das

hätte gar keinen Sinn und Zweck ; wir werden froh sein müssen ,
wenn wir auf diese Forderungen hin Kandidaten kriegen , die wir

unterstützen können . Auch diese Thatsache zeigt ja , wie die Zustände
im Deutschen Reich täglich unerträglicher werden , nnd wie beute

allein die Socialdemokratie es ist . die man als die wahre Kultur -

trägerin , als die Trägerin der Zukunft ansehen kann . Auch dies zeigt ,
daß wir die eiiiKige Partei sind , die unentwegt für den Fortschritt der

Menschheit eintritt .

Wenn wir angesichts dieses Zustandes unsre Aufgabe richtig ver -

folgen , Parteigenossen , so seid Ihr die Macht , die hämmert jung das
alte morsche Ding , den Staat , die Ihr von Gottes Zorne seid ,
bisher das Proletariat .

Schließt die Reihen ! Auf zum Kampf ! Auf zum Sieg !

( Stürmischer , langanhaltender Beifall . )
Singer teilt mir , daß die Vorschlagsliste für die Wahlen des

Parteivorstandes und der Controleure in den Händen der Delegierten
sind , nnd ersucht die Mitglieder der Mandatsprüfungs - Kommission ,
die Stimmzettel vor der Nachmittagssitzung in Empfang zu nehmen
und das Resultat festzustellen . Eingegangen ist ein Begrüßungs -
Telegramm von der Parteivertretung der polnischen Socialdemokratie
Oestreichs . ( Beifall . )

Schluß 12Vi Uhr . _

Freitag - Nachmittagösitznng . '

( Vorläufiger Bericht . )

München , 19. September . ( Privat - Depesche . )

In der N a ch m i t t a g s s i tz u n g wird die Debatte über
die bevor st ehe n de Reichtagswahl eröffnet .

Welker - Wiesbaden verlaugt , daß man sich , da das
Centrum nicht gewillt ist , sich auf politischen und socialen
Boden zu stellen und die Kirche das Bollwerk des Alten sei ,
auf religiöse Aufklärungsarbeit verlegen müsse . Man müsse
den Kirchenglauben erschüttern . ( Rufe : Schluß mit dem llnsinn I)
Für Weilers in diesem Sinne gehaltene Resolution erheben sich nur
zwei Hände . Sie ist nicht genügend unterstützt . Geyer - Leipzig
bespricht die Stellung der Parteien zum Zolltarif . Das Centrum
habe dabei die Führung aller politischen Parteien . Es werde sich , da
es mit der Rebellion im eignen Lager rechnen müsse , schließlich
auf die Regierungsvorlage zurückziehen . An die Möglichkeit
einer Reichstags - Auflösung glaube er nicht , das Centruni habe
dabei zu viel zu riskieren , hesonders wenn die Socialdemokratie auf
dem Posten sei . ( Beifall . ) — H e n g s b a ch - Köln : Wenn wir das
Centrum nach dem Vorschlag Welkers bekämpfen wollten , kämen wir

auf eine schiefe Ebene . Wir im Rheinland wissen auch , daß die

Zollvorlage dem Centrum nicht so völlig den Wind ans den Segeln
nimmt , wie man vielfach glanbt . Auf die christlichen ' Arbeiter kann
man sich nicht verlassen .

'
Bei Stichwahlen werden wir meistens

Stimmenthallnng üben müssen . K i t t l e r - Heilbroun warnt gleich -
falls davor , im Kampfe gegen das Centrnm den religiösen Boden

zu betreten und verlangt Material für die Agitatoren , damit die -

selben den Verdrehungen des CentrnmS entgegentreten können .

Frau Zetkin : Der Zollwuchcr sei nicht nur zu bekämpfen
aus wirtschaftlichen Gründen , sondern auch vom Standpunkt
des Kampfes um die politische Macht aus , denn das

Junkertum wolle den Tarif durchdrücken , um seine politische
Macht zu stärken . Mit ihm habe sich der mächtigste
Teil der Bourgeoisie verbündet und bis in die Reihen der
süddeutschen Volkspartei hinein finde nian verschämte Zollwncherer .
DaS Bürgertum verzichte auf den Kampf gegen das Junker «
tum , weil es sich seiner als politischen Hausknechtes gegen
das Proletariat bedienen wolle . Da das Centrum in ,

bevorstehenden Kampf die ausschlaggebende Rolle spielen werde , so
beantrage sie , der Redaktion des . Vorwärts " alle gegnerischen Flug -
blätter , besonders die des Centrums , zuzustellen , damit die gehörige
Antwort sofort erfolge . ( Lebhafte Zustimmung . ) Leye n decke r -

Höchst nieint , der Vorstand unterschätze die Centrumsgefahr .
Vorwärts " und Parteipresse sollten sich besser um die Agitation des

CentrnmS kümmern , Kräfte und Geld seien nur auf die ausfichts -
reichen Kreise zu verwenden . V o l I m a r wendet sich entschieden
gegen Welker . Man kann dem Centrum gar keinen größeren
Gefallen thun , als es auf religiösem Gebiete zu bekämpfen
( Lebhafter Beifall . ) Die Resolution Welker entspricht nicht dem

Punkte des Parteiprogramms : Religion ist Privatsache . Dieser
Punkt sei genau so bindend wie jeder andre . Jeder habe das Recht
seiner eignen religiösen oder antireligiösen Meinung , aber andrer -
scits müsse die Socialdemokratie in Bezug aus diese Frage zurück -
haltend sein . Das Gebiet der religiösen Vorstellungen habe mit

unserm Kampf nichts zn thun . Volle Neutralität gegenüber dem

freireligiösen Gefühl als Herzenssache , energischer Kampf soweit
die Religion zur Unterdrückung benützt werde , in erster Linie gegen
das Centrnm . K r o h n - Konstanz ist der Meinung , daß bei Such -
wählen zwischen Nationalliberalen und Centrumsleute » den

Wahlkreisen etwas mehr Spielraum gelassen werden müsse .
Eine Verminderung der Centrumspartci sei mit Freuden

zu begrüßen , während andrerseits der Zuwachs einiger
Mandate bei den Nationallibcralen den Verfall dieser Partei nicht
aufhalten könne . Ledebonr führt ans : Die in dem bekannten
Worte Oxcnstjernas charakterisierte Eigenart der Regierenden habe
sich neuerdings noch verschärft . Dumm aber stark sei die Forderung
der Scharfmacher für die Minister in unsrer Zeit politischer Deka -
dence . Die Situation sei überaus günstig für die Social -
demokratie . nur dürfe sie sich nicht durch Flaumacher in den Reihe »
stören lassen . Adolf Hoffmann - Berlin meint , Wollmar
hätte auch den Freidenkern gegenüber mehr Toleranz üben sollen .
Man nnisse der Kirche da entgegentreten , wo sie sich zur Schleppen -
trägerin der herrschenden Gesellschaft mache . Welker aber hätte erst
in der Partei lernen sollen , ehe er ans Parteitage » auftrete . Der

Versuch W e l k e r s , seine Ansichten durch Berufung auf Bebels

„ Christentum und Socialismns " zu rechtfertigen , veranlaßt Bebel
in seinem Schlußwort zu energischer Zurückweisung .

Bebel stellt sich vollständig auf den Standpunkt Vollmars ,
daß die religiöse Ueberzeugung der Partei als solcher völlig gleich -
gültig sei und sie nur gegen eine propagandistische Bethäliguug
religiöser Ansichten innerhalb ihrer Organisationen Front mache .
Die Partei verlange vollständige Trennung von Staat und

Kirche . verhalte sich aber jeder religiösen Ueberzeugung
gegenüber vollkommen neutral . Bei Stichwahlen zwischen
Nattonalliberalen und Ceutrumsmännern , die für die Arbeiter

gleich wenig wert seien , sei die Proklamierung der Stimmenthaltung
geboten .

Die Bebeische Resolution wird einstimmig angenommen ,
ebenso ein Antrag Singer , lvonach alle gegnerischen Wahl -
lugblätter usw . der „ Vorwärts " - Redaktion als Agitationsmaterial
einzusenden sind . Die Rede Bebels soll als Agitationsmatcrial ver -
breitet werden .

Begonnen wird noch die Beratung der Anträge zur
Organisation , von denen Nr . 19 - 22 nicht unterstützt werden .
Antrag 18 wird abgelehnt und der Parteivorsland beauftragt , eine
zweckentsprechende Aeudernng des Orggnisatiousstatuts vorzubereiten .
Antrag 23 wird abgelehnt , Antrag 24 dem Parteivorstand zur Er -
wägung überwiesen , die Anträge 27 nnd 27a werden durch Ueber «
gang zur Tagesordnung erledigt . Morgen vormittag Schlußsitzung .

Uetzkv Mrnf�uTztett und Depeprszen .
Die Abonnenten unsrrö Blattes

ersuchen wir , etwaige verspätete Lieferung der heutigen Nummer

infolge des umfangreichen Stoffandraugcs anläßlich des Partei -
tages entschuldigen zu wollen .

Kopenhagen , 19. Septeniber . ( W. T. 93. ) Bei de » heutigen
Wahlen zum Landsthing wurden sieben Mitglieder der Rechten -
Partei , sieben unabhängige Konservative , neun Mitglieder der
Linken - Reformpartei und drei der gemäßigten Linken gewählt . Ferner
wurde auf de » Fnröer - Jusel » ein Mitglied der Linken - Reformpartei
gewählt . Somit hat die Rechte » - Partei 5 Sitze verloren , die
Uuabhängig - Konservative 2 gewonnen , die Linken - Reformpartei hat

Sitze gewonnen ; die gemäßigte Linke soivie die Agrarier haben je
einen Sitz verloren .

Brüssel , 19 . September . ( W. T. B. ) Die Königin ist
> heute abend 7 Uhr S9 Minuten in Tpaa gestorben .

Verantwortlicher öiedacteur : Carl Leid in Berlin . Für den Inseratenteil verantwortlich : Th . Glocke in Berlin . Druck und Verlag vou Max Bading tu Berliu . Hierzu 3 Beilagen
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Parteitag
ber deutscheu Soeialdemokratie .

Vierter VerhandlungStag .
München , 18 . September .

Nachmittaqssitzung .
2�4 Uhr . Den Vorsitz führt Vollmar .
Die Versmnmlung tritt in die Diskussion ein über Punkt S

ber Tacicsordnuiig : , Arbeitervcrsichcruug ' .
Dazu sind eingegongen ausier derbereits mitgeteilten Resolution 106

Molkenlmhr folgende Antröge : Antrag 103 , Abänderungs
antrag zu Nr . 106 :

Der Parteitag wolle beschließen :
unter Ziffer 4 : statt der Worte

„ Heranziehung aller Älasseu zur Tragung der Kosten '
zu setzen

„ Deckung der Kosten durch eine progressive Einkommensteuer ' :
unter Ziffer 5 ans der ersten Zeile : statt des Wortes :

„Krankenversicherung '
zu setzen

„ Arbeiterv erficherung ' ,
Hoch mit 18 Genoffen .

Ferner Antrag 109 : Der Vortrag des Genossen Molkenbuhr
über Arbeiterversicherung ist ivenn möglich als Agitationsschrift zur
Massenverbreitung geeignet herauszugcbe » und zu' möglichst billigem
Preise an die gewerkschaftlichen und politischen Organisationen ab¬
zugeben .

C. Windhoff . Düsseldorf .

Weiler ist eingebracht worden ein Antrag von Elm , im
Pniikt 7 des Antrages 106 : „ Einführung der Arbeitslosenversicherung '
hinzuzufügen : „ Bezüglich der Arbeitslosenversicherung schließt sich

der Parteitag den von dem Stuttgarter Gewerkschaftskongreß jange
nommenen Grundsätzen an . '

Ferner liegt vor ein Antrag Bernstein , den ersten Satz der
Resolution 106 folgendermaßen zu fassen : „ Die Versicherungsgesetze
des Deutschen Reiches , die hauptsächlich erlassen wurden , die Armen »
küssen vor Ucberlastung zu bewahren und die den Unternehmern zn
fallende SchadenScrsatzpfljcht zu vermindern , genügt in keiner Be -
ziehnng den Anforderungen der Arbeiterklasse . "

Alle Anträge sind genügend unterstützt ,
Das Wort nimmt zunächst

Hoch - Hanau :

Ich habe mich zum Wort gemeldet , um die beiden von mir ge »
stellte » Abänderrnigsanträge zu empfehlen . Zunächst eine Venierkn' ng
zum Antrag Elm . Ich nieine , die Frage der Arbeitslosenversicherung
ist zur Zeit »och so wenig geklärt , daß der Parteitag dazu jetzt noch
nicht Stellung nehmen kann . Weiter möchte ich bemerken , daß in
Zukunft die Resolution über eine derartige Frage nicht erst im letzten
Augenblick , sondern schon früher verteilt iverden sollte , damit die
Delegierten auch die Zeil haben , sich die Sache gründlich zu über -
legen . Nun zu meine » Abänderungsvorschläge » . Davon bezieht sich
der eine auf Ziffer 5 der Resolution und will an Stelle des Wortes
Krankenversicherung setzen : Arbeiterversichernng . Ich kann nicht recht
verstehen , warum nran dieses Wort gewählt hat . Die Lekämpfuug
der Volkskrankheite », der Tuberkulose z. B. erfolgt doch durch
andre Arten der Arbeiterversicherung und deshalb ist
es auch zweckmäßig zu sagen : Bekämpfung der Volks
krankheiten durch die Zlrbeiterversichennig . Bedenklicher erscheint
mir aber die Fassung der Ziffer 4 der Resolution Molken
bnhr : Heranziehung aller Klaffe » zur Tragnng der Rosten . Diese
Fassung sagt durchaus nicht , in welcher Weise die verschiedenen
Klassen herangezogen werden solle ». Daraus könnte man schließen ,
daß die Arbeiterklasse herangezogen werden solle und daS würde
daniil gerechtfertigt , indem man sagte , wen » die Arbeiter an der
Verwallmig teilnehmen wollen , sollen sie auch Beiträge zahlen .
Diese Anschauung hat schon Molkenbuhr völlig widerlegt, ' Deshalb
muß man also noch genauer hineinschreiben , wie die Sache zu regeln
ist . Wenn wir den Unternehmer » die ganze Last auferlegen , so
werden diese selbstverständlich beniüht sei », sie auf die Arbeiter abzu -
wälzen ; wie weit ihnen das möglich ist , das hängt von den ivirt -
schastlichcn Verhältnissen ab . Wenn aber der Staat dazwischen tritt , dann
Iverden die Verhältnisse verschoben und die Arbeiter benachteiligt . Dazu
konimt , daß auch die Formulierung dcS Molkenbuhrschen Vorschlage « gar
keine Richtschnur geben kann für die parlamentarische Stellung unsrer
Fraktion ; es empfiehlt sich deshalb eine ganz klare und pcäcise
Fassung und wir schlage » vor , daß die Kosten aufgebracht iverden
sollen durch eine progressive Einkommensteuer . Molkenbuhr hat ja
die Ausfassnna vertreten , daß die Beiträge des Unternehmers
ein Teil des Lohnes sind . Daraus ergiebt sich, daß jeder in dem -
selben Maße zu den Kosten der Arbeiterversichernng beiträgt , als er
Vorteile a » S dem EriverbSleben zieht , und das wird womöglich
durch die progressive Einkommensteuer , Ich bitte also meine Anträge
anzunehmen und bemerke noch , daß ich genötigt wäre , gegen die

ganze Resolution zu stimmen , wenn die Molkendnhrsche Fassung der

Ziffer 4 stehen bleibt .

Zubeil - Berlin :

Die Genoffen , die die Absetzung des Punktes Arbeiterverstchcmng
von der Tagesordnung beantragt hatten , werden jetzt wohl von

ihrer Ansicht abgekommen sein . Besonders wichtig ist die Arbeits -

losen - Versicherung . Da stehen sich zwei Ansichten gegenüber . Die
einen wollen die Arbeitslosen - Versicherung dem Reich überweisen .
die andren sageu , das ist Sache der Gewerkschaften und verlangen
nur eine Subvention vom Reich oder der Gemeinde . Ich kann die

letztere Ansicht nicht billigen Wenn es richtig wäre , daß durch lieber -

nähme der Arbeitslosen - Versicheruna durch das Reich der Gewerkschaft «-
bewegung ein großes Feld ihrer Thätigleit entzogen würde , so würde
es schlecht um sie stehen . Die Gewerkschaften werden trotzdem noch
genug zu thnn haben , und wenn man glaubt , daß die Arbeitslosen -�
Versicherung durch das Reich den Behörden ZwangSmaßregeln gegen '
die Arbeitslosen geben würde , so übersieht man den Einfluß unsrer
varlamentarischen Vertreter , dessen Kritik die Regierungen zwingt ,
die VersichernngSgesctze besser zu gestalten . Ist doch auch die Reform
der bisherigen Gesetze auf die Socialdemnkraien zurückzuführen I
Ebenso wird es uns auch gelingen , in der Frage der Arbeitslosen -
Versicherung den Forderungen der Arbeiter Geltung zu verschaffen .
Bergeffen Sie nicht , daß das Reich die Verpflichtung hat , für die

Arbeitslosen einzutreten !

Raab - Pfungstadt :
Molkenbuhr hat sich mit Recht auf den Standpunkt gestellt , daß

die Berufskrankheiten eigentlich Betriebsunfälle seien . Da « gilt in

qanz besonderem Maße von den Zündholzarbeitern der Phosphor -
mdustrie . In meiner Heimat Pfungstadt kann man eine große An -

zahl von Arbeitern sehen , denen infolge der PhoSphornekrose die
Kinnladen herausgenommen werden mußten und die dadurch schreck -

lich entstellt sind . Leider bat auch die neue Unfallversicherungs -
Novelle immer noch nicht die Phosphornekrose als einen zu ent -

schädigenden Betriebsunfall anerkannt , die Betreffenden erhalten keine

Entschädigung . Nun setze » die Betreffenden ihre Hoffnung auf die

bevorstehende Revision des Krankenversicherungsgesetzes . Ich möchte

unsrer Fraktion einen Hinweis geben , doch bei dieser Revision in

dieser Richtung zu wirken . Im übrigen erkläre ich mich gern ein »

verstanden mit dem Antrag 108 Windboff . �

Frau Lily Braun - Berlin :

Nicht um die vortrefflichen Ausführungen Molkenbnhrs zu be -

kämpfen , sondern um sie zu ergänzen nehme ich das Wort . Es

wird Ihnen bekannt sein , daß die Frauenlonferenz den Beschluß

gefaßt hat , für die Erweiteruug der Versicherung der Wöchnerinnen
in der Weise einzutreten , daß nicht nur Wöchnerinnen , sondern auch
Schwangere in einer gewissen Zeit vor der Entbindung eine Unter -

stützung in der vollen Höhe des ortsüblichen Lohnes erhalten sollen .
Aber auch dies scheint mir noch nicht vollständig dem zu entsprechen ,
was wir zu wünschen haben . Meiner Ansicht nach sollte in der

Wöchnerinnen - und Schwangeren - Versicherung — die wir zusammen mit
dem allgemeinen Namen . Mutterschafts - Versicherung " bezeichnen können
— noch mehr inbegriffen sein . Aufgabe der Versicherung müßte es vor
alle » Dingen sein , Wöchnerinnen - Asyle , Säuglingsheime und der -

gleichen zu schaffen und auch eine Hauspflege der im Hause bleibenden
Wöchnerinnen zu ermöglichen . Alle diese Dinge werden äugen -
blicklich in ganz unzureichender Weise von Wohlthätigkeitsinstituten
aller Art übernonimen . Wir müssen , wenn wir die Frauen für unsre
Ideen gewinnen wollen , nicht nur eine Unterstützung der Frauen von

Reichswegen herbeizuführen suche », sondern wir müssen auch jede
Gelegenheit wahrnehmen , um dem entgegenzuarbeiten , daß diese
Frauen den privaten Wohlthätigkeitsinstituten in die Hände fallen .
Das ist besonders wichtig in allen solchen Gegenden , wo diese
Wohlthätigkeitsinstituie i » den Händen der Kirche , der
Ultramontanen sind . Dort sind die Frauen am leichtesten allem
von dieser Seite Gebotenen zugänglich , auf diese Weise
wird das Selbständigkeitsgefühl in ihnen erstickt und unsre Arbeit

außerordentlich erschwert . Ich möchte deshalb bitten , daß eine

Ergänzung in dieser Richtung von uns befürwortet werde . Es soll
aber auch nicht den Gemeinden überlassen werden . solche
Wöchnerinnenheime usw . einzurichten . Ich kenne eine deutsche
Universitätsstadt , in der die Proletarierkinder im Säuglingsheim
gewissermaßen die Versuchskaninchen für die ärztlichen Anfänger
bilden . Das dürfen wir uns im Interesse unsrer Kinder nicht

gefallen lassen . Die Errichtung und Verwaltung dieser Asyle muß
von der in diesem Sinne reorganisierten Krankenversicherung i » die

Hände genommen werden . Die bestehende Gesellschaft , die doch auch
ein Interesse an einem gesunden , kriegstlichtige ». arbeitskräftigen
Nachwuchs hat , würde sich wohl auch zu einer Multerschafts - Ver -
sicherung bereit finde ». Das größte Interesse aber haben daran

natürlicb wir selbst , denn unsre Kinder , die Kinder der Proletarier .
sind diejenigen , die unsre Zukunft zu schaffen haben . Ich brauche
wohl keinen besonderen Antrag formulieren , sondern es genügt wohl ,
wenn unsre Wünsche , in denen ich mich eins weiß mit den Ge -

»ossinnen , der Fraktion zur Berücksichtigung überwiesen werden .

sLebhaftcr Beifall . )
Wolf - Bochum :

Bei den Krankenkaffen ist leider die Tendenz vorhanden , auf die

Aerzte einzuwirken , den Kranken vorzeitig gesund zu schreiben , wenn

seine Krankheit der Kasse zu lange währt . Das ist reibt kurzsichtig
und rächt sich später an den Kassen selber , denen der schlecht kurierte
Arbeiter dann häufiger zur Last fällt . Das geht auch hervor aus
einem Bericht über die Thätigleit des Knappschaftsvereins zu Bochum .
Da sind auch die Grnbenbeamten mit gegen Krankheit versichert
Auf je 100 Beamte fallen 8 —8 Erkrankungen , aber 21 —30 Krankheits

tage für den einzelnen Fall ; auf 100 Arbeiter aber komnren
48 —61 Erkrankungen mit nur 14 —18 KrankhcitStagen . Obwohl die
Beamten höheres Krankengeld erhalten , sind die Kosten , die sie der Kasse
verursachen , nnr V4 —' / » geringer , als für kranke Arbeiter . Das vor -

zeitige Gesundschreiben bedeutet für den Arbeiter ein längeres Siech -
tum , das wieder auf die Kasse zurückfällt . Immer brennender wird
die Aerztefrage , besonders im Kohlenrevier , wo die Knappschafts -
ärzte sich überhaupt nicht mehr herbeilassen , Gutachten gegen ein
Urteil der Vertrauensärzte abzugeben . Die staatliche Arbeitslosen -
Versicherung wird von den Gewerkschafte » nicht bekämpft , weil sie
meinen , das Feld gehöre ihnen , - sie sträuben sich, weil sie be -

fürchten , daß der Staat eine solche Leistung » nr unter Bedingungen
übernehmen wird , die die gewerkschaftliche Tbätigkeit bei Streiks und

Aussperrungen lahm lege » würden . Diese Bedenken sind durch Molken bnhr
nicht zerstreut worden . Immer be >bt es : Zuckerbrot und Peitsche .

Vollmar : ES ist folgende Resolution Eitzeroht - Krefeld ein -

gegangen : „ In anbetracht des Umstandes , daß innerhalb der politisch
und gewerkschaftlich organisierten Arbeiterschaft Deutschlands die Air

sichten über die Art und Weise der Einführung der Arbeitslose »

Versicherung völlig geteilt stud , beschließt der Parteitag , diesen

Punkt aus die Tagesordnung dcS nächstjährige » Parteitages zu setzen ,
j » der Gewißheit , daß sich bis dahin die Meinungen geklärt haben
werden . "

Die Resolution will meiner Meinung nach , daß Punkt 7 der

Molkenbuhrschen Resolution gestrichen wird .

Grttnwald - Hamburg :

In der Arbeitslosenversicherung haben wir eS nicht nötig . uns

festzulegeil ; wir müssen den Reichstags - Abgeordneten freie Hand
lassen . Deshalb bitte ich Sic , den Antrag Elni abzulchiieii . In der

Fraktion sind ja alle Ansichten vertreten , es wird da schon das

Richtige getroffen iverden . Nachteile für die Gewerkschaften durch
die Reichs - Arbcitsloseinmterslützung fürchte ich nicht . sie worden

trotzdem ihre Bedeutung behalten . Was die Krankenversicherung ve -

trifft , so ist in letzter Zeit gegen die freie » Hilsskasse » Stimmung
gemacht ; meiner Meinung nach sind die freien Hilfskaffen heute noch
ebenso nötig , wie früher , da die ai ' dern Kassen zu wenig
leiste ». Die Hilfslasscn haben nach einer Statistik ans dem Jahre
1800 die höchsten Leistungen , sie zahlen durchschnittlich 84 . 6 Wochen ,
die OrtS - Krankenkassen 20 und die Gemeindekassen » ur 13 Wochen .

Die Durchschiiittszahliing betrug bei ihnen 18 , bei den andern 16

bezw . 8 M. Wenn die Orts - Krankeiikassen die einzigen Träger der

Vcrstchermig sei » sollen , so müßte man sie in verschiedene Gefahren
klasie » einteilen , damit die Arbeiter aus minder gefährlichen Be -

trieben nicht zu sehr belastet iverden . Die Selvstverwaltmig müßte
so gestaltet werde » , daß über Leistung und Gegenleistung die Arbeiter

zu entscheiden hätten . Die einseitige Hetze gegen die freien Hilfs -
lasse » dürfen wir nicht mitmachen , wir sollten lieber de » Fabrik -
Krankenkassen , Knappschaftskassen u. dergl . unsre Aufmerksamkeit zu
wenden .

v. Elm - Hamburg :

Es ist gesagt worden , der Parteitag solle sich bezüglich der Ar -

beitSloienunterslützung nickt binden . Wir hätten unseren Antrag
nicht eingebracht , wenn nickt Molkenbuhr uns gegenüber bestimmt
erklärt hätte , daß er mit seiner Resolution zum Ausdruck bringen
will , daß eine einheitliche ReichSarbeitslosenversicherung eingeführt
werden soll . Wenn Sie aber die Resolution Molkenbuhr auch be -

züglich des Punktes Arbeitslosenversicherung annehme » , so haben
Sie sich gebunden und sich in direktenZ Gegensatz zu dem Beschluß
des Stuttgarter Gewerkschaftskongresses gesetzt . ( Sehr richtig I) Nur
deshalb , weil wir diese Bindung nach der Anschauung von Molken -

bnhr , die von den Vertretern der organisierten Arbeiter .
bekämpft wird , nicht wolle », haben wir unircn Antrag gestellt . Es
ist ferner beantragt , die Entscheidung dem nächsten Parteitag zu über -
lasten , aber auch im nächsten Jahre werden wir in dieser Frage noch
genau so weit auseinandergehen , wie in diesem Jahre . Eine volle

Klärung wird auch dtnm noch nicht vorhanden sein , und die Gcwerk -
schaflen würden es höchst erstaunlich finden , wenn sich der Parteitag
in direkten Gegensatz zu ihrem Beschluß setzen würde . Eigeut -
lich bin ich erstaunt , daß Molkenbuhr , der doch sonst kein

so großer Optimist ist , bezüglich der Ausgestaltung des

Versicherungswesens solchen Optimismus zur Schau trägt .
Er glaubt , daß man die Selbstverwaltung gewähren werde , weit

man ohne dieselbe nicht auskommen könne , und er hat auf die

Krankenversicherung hinaewiese », Ivo auch ein gewisses Maß von

Selbstverwaltung eingeführt worden sei. Das stimmt ja , aber um
dies Maß der Selbstverwaltung handelt es sich doch vor allen

Dingen . Die gewertichasilich organisierten Arbeiter legen ganz be -

sonderen Wert darauf , daß ihnen bei der Arbeitslosenversicherung die

volle Selbstverwaltung eingeräumt werde . Bei einer ReichS - Arbeiis -

losenunterstützung aber würde diese Selbstverwaltung unter keinen

Umständen gewährt werden . Schon aus diesem Grunde sind die

Gewerkschaften Gegner einer Reichs - Arbeitslosenversicherung .
Molkenbuhr will ein Drittel der Beiträge vom Reich , ein Drittel

von den Arbeitgebern und ein Drittel von den Arbeitern bezahlt
wiffen . Räch dem in der bürgerlichen Gesellschaft geltenden Grund -

sntz , entsprechend dem Maß der Beiträge auch das Maß der Selbst -
Verwaltung zu bestimmen , würde zweifellos die Regierung sich auf
den Standpunkt stellen , daß , wenn Reich und Arbeitgeber zusammen
zwei Drittel der Beiträge zahlen , sie auch zwei Drittel der Verwal¬

tung ausüben , während den Arbeitern nnr ein Drittel zukommt .
Diesen Grundsatz würde man selbstverständlich in die Vorlage hinein -
bringen , die eventuell später einmal kommen wird . Wann sie
kommen wird , darüber gebe ich mich nicht irgendwelchen Täuschungen
hin , ich bin nicht so optimistisch wie Molkenbuhr . Ich glaube
nicht , daß man so bald eine Arbeitslosen - Versicherung
einführen wird , wenn auch die Reichsregierung gerade zu
diesem Punkte der Verhandlungen des Geiverkschaftskongresscs
einen Vertreter entsandt hatte . Wir haben noch sehr lange Zeit ,
» ns mit dieser Frage zu beschäftigen . Für unsre endgültige
Stellungnahme wird immer noch Zeit sein , wenn die Vorlage selbst
vorliegt . Wir sollten aber jetzt doch den Grundsätzen zustimmen ,
die die Vertreter der Arbeiter selbst aufgestellt haben . Es ist doch
darüber geredet worden , daß die Arbeiter selbst zur praktischen Arbeit ,
zur Lieferung des statistischen Materials usw . mit herangezogen
iverden sollten . Hier , wo die Arbeiter in einer so wichtigen Frage
einmal einen Beschlutz gefaßt haben , will sich der Parteitag
von vornherein in Gegensatz zn dem gefaßten Beschluß stellen .
DaS würde von den Arbeitern einfach nicht verstanden
werden . Wenn das Reich eine Arbeitslosen - Versicherung ein -

führte , würde gewiß eine ganze Reihe von Bedlngungett
dabei gestellt werden . Wir fürchten besonders , daß bei Streils ,
Sperren , Arbeitsnachweis ufw . derartige Bedingungen aufgestellt werden
würden , daß die gewerkschaftlich organisierten Arbeiter diese »Itter
keinen Umständen annehmen könnten . Weil wir darin eine Gefahr
für die Gewerkschaften sehen , deshalb find wir konsequent und sagen :
die Gewerkschaften müssen die Träger der Arbeitslosenversicherung
sein , ander ? geht die Sache unter keinen Umständen . Auch wir
wollen , genou wie Molkenbuhr , die Arbeitslosenversicherung für alle
Arbeiter . Nur wollen wir das nicht vlötzlich herbeiführen , sondern
wir halten es zunächst einmal für richtig , daß das Reich sich an
die Versicherung der Gewerkschaften anschließt und den Gewerk -
schaften zunächst einmal Zuschüsse zu der Arbeitslose » - Ver -

sicherung bezahlt . Durch diese Zuschüsse würden die Gewerkschaften
gestärkt werden , und allmählich würde die allgemeine Basis für eine
alle Arbeiter umfassende Versicherung geschaffen werden . Molkenbuhr
meint , die Gewerkschaften könnten sich einer Reichsversichenmg an¬
passen . Auch die Krankenversicherung habe die gewerkschaftliche Ent -
Wicklung nicht gehemmt . Die gewerkschasilich organisierten Arbeiter
sind zu einem großen Teil vollständig andrer Meinung ; sie glauben
allerdings , daß durch diese Zwangs - Krankenversicherung die Ent -
Wicklung der gewerkschaftliche » Bewegung wohl gehemmt worden ist .
Dadurch wurde den Gewerkschaften ein Zweig der Unterstützung
genommen , der damals schon von ihnen ausgebaut worden
war . Wenn die Gewerkschaften heute auch ziemlich stark
dastehen , so wäre ihre Entwicklung ohne die beständigen
Unterbrechungen einerseits durch die Zwangs - Versicherung ,
andrerseits durch das Socialistengesetz doch noch eine ganz andre
gewesen . Die Buchdrucker , die älteste Organisation , können nicht als
Beispiel gelten . Jetzt beginnen gerade die Gewerkschaften die Ar -
beitslosenunterstützung einzuführen , so die Metallarbeiter und die
Holzarbeiter . Welche Störung würde es wieder sein , wenn nun das
Reich die Sache in die Hand nehmen würde I Molkenbuhr
will hier das Pferd beim Schwänze aufzäumen , er will durch die
Reichs - Arbeilsioienunterstützung die achtstündige Arbeitszeit und das
Koalitivnsrecht für die ländlichen Arbeiter erringen . Umgekehrt
wird ein Schuh daraus . Erst einmal das Koalitionsrecht für alle
Arbeiter I Die Erziehung der Arbeiter zu selbstbewußt handelnden
Menschen muß die Hauptsache fein , nicht eine Berstcherungsart , bei
der die Arbeilcr doch das fünfte Rad am Wagen sein würden . Auch
eine Korrumpierung der Gewerkschaften durch ReichS - Subventtonie -
rung ist nicht zu befürchten : sie können diese Unterstützung ja ab -
lehnen , wenn sie ihnen nicht paßt .

Wird ein Reichsgcsetz geschaffen, so müssen sich die Gewerkschaften
fügen , während sie bei einem staatlichen Zuschuß es immer in der
Hcind habe », ihn abzulehnen . Eine Aristokratie der Arbeiterklasse
will Molkeububr nicht . Die wollen auch wir nicht . Auch wir wollen
nicht sklavisch nachahmen , was sich in England entwickelt hat — schon
deshalb nicht , weil es ganz unmöglich wäre , dieselben Bahnen wie
in England zu beschreiten . Es ist schon deshalb undenkbar , weil wir
in Deutschland eine große selbständige socialdemokratische Arbeiter -
Partei haben und weil ein inniger Zusammenhang zwischen der
Partei und den Gewerkschaftsorganisationen besteht . Im Interesse
dieses Zusammenhang » bitte ich Sie : Setzen Sie sich nicht in Gegen -
sah zn den Beschlüssen des Stuttgarter Gewerkschaftskongresses .
( Bravo !)

Diehl - Frankftirt :

Mit dem Referat MolkenbuhrS bin ich einverstanden bis auf
seinen Borschlag über die Arbeitslosenversicherung ; ich meine , einem
derartigen Vorschlag können wir nie unsre Zustimmung geben . Alles ,
was die Regierung zur Revision der socialen Gesetzgebung thut ,
fieschieht im Sinne und Interesse des Unternehmertums . Wir sehen
ja z. B, , daß die Behörden immer sofort bei der Hand sind , neu -
gebildeten Innungen die Errichtung von Krankenkassen zu genehmigen .
obivohl diese meist gar nicht lebensfähig sind . Auch in das Loblied ,
das der Genoffe ans Hamburg sang , können wir nicht einstimme » ;
im Gegenteil ist es nötig , die Orts - Krankenkassen zu unter -
stützen , in denen auch die Dienstboten und die Haus -
iiidnstrie versichert werden müßten . Auch bei der Unfall -
Versicherung sehen wir , daß die Arbeiter dort nicht die nötigen Rechte
und den nötigen Einfluß haben . Diesen Mißständen muß die Fraktion
entgegenwirken , namentlich denen im Reichsversichcrungsamt . Ins «
besondere aber ist es das System der Vertrauensärzte , das auf daS
schärfste bekämpft werden mutz , ebenso die Renteiiquetschen , da den
Arbeitern die Renten entzogen werden , wenn sie entgegen dem Wille »
der Berufsgenoffenschaft nicht in diesen Anstalten verbleiben . Endlich
ist noch darauf hinzuweisen , daß in der Alters - und Invaliden -
Versicherung die Arbeiter nicht den geringsten Einfluß haben .

Es ist ein GeschäftSordnungSanirag Rudolph und Genossen
eingegangen , die Resolution Molkenbuhr und alle dazu gestellten
Anträge einer sofort zu wählenden Redaktionskommission zu über -
weisen .

Rttdolph - Nürnberg : Ich bedaure , daß die Resolution Molkenbuhr
uns erst so spät zugegangen ist . Es besteht infolgedessen die Gefahr ,
daß bei der Abstimmung Zufallsmajoritäteii zustande kommen .
Deshalb empfiehlt sich die Einsetzung einer Redaktioiiskominission ,
in die ja auch eine Anzahl hier auweseuder Gewerkschaftler gewählt
werden können .

Singer t Ich möchte im Interesse der Zeit des Parteitags von
der Annahme des Antrags Rudolph abraten . Wir erreichen damit
thatsächlich nur , daß die Diskussion , die jetzt bereits über einen halben
Tag währt , nach Einireffen der neuen Resolution von neuem beginnt .
iSehr wahrl ) Wesentliche Meinungsverschiedenheiten haben sich
bisher nur über Pmilt 7 ergeben , alles andre sind mehr oder
iveniger redaktionelle Aenderuugen . Wollen Sie eine Redaktions -
kommission einsetzen , so thun Sie es , nachdem Sie materiell - be -
' chlossen haben , was der Parteitag will , und übertragen Sie der
Kommission die Nedigierimg dieser Beschlüsse . Die Kommission , die
Rudolph will , ist nichts iveiter als eine Kommission zur Bor -
bereituug einer neuen Resolution , über die dann wieder verhandelt
iverden muß .



Rudolph : Die Ansicht von Singer ist falsch� Es handelt sich
nicht nur um formelle , sondern auch um wichtige sachliche Bedenken ,
und die soll die Kommission berücksichtigen .

Der Antrag Rudolph wird hierauf abgelehnt .

Ed . Bcrnsteiu - Berlin :
Mein Amendement hat rein redaktionelle Bedeutung und ist nur

gestellt , um jeden berechtigten Einlvand zu beseitigen . Molkenbuhr
hat dieses Amendeineut acceptiert . das ich anzunehmen bitte .

In die andre Debatte will ich nicht mit eintreten . Der Antrag
Molkenbuhr drückt nach meiner Auffassung nur ganz im allgemeinen
ein Prlucip aus . das die Arbeitslosciiversichernng durch die Gewerk -
schaften nicht ausschließt . Ich kann niir keine Arbeitslosenversicherung
ohne starke Heranziehung der Gewerkschaften denken . ( Sehr richtig ! )
Ich kann mir aber auch keine ausreichende Arveilslosenversicheruiig
denken ohne das Eingreifen von Staat und Gemciude . In der
Resolution Molkenbuhrs wird nur das allgemeine Prineip aus¬
gesprochen . den , wir uns , vorbehaltlich aller Meinungsverschiedenheiten .
anschließen können .

Dr . ArouS - Berlin :
Unter 112 haben wir vorgeschlagen , die „ Organisation des

Arbeltsmarktes " als Forderimg in die Molkenbuhrsche Re¬
solution mit aufzunehme ». Es würde zu Iveit führen , den engen
Zusammenhang einer Organisation des Arbeitsmarktcs mit der
Kranken - und Jiivalidcn - Vcrsichcriing ausführlich darzulegen . Es
liegt ailf der Hand , daß eine solche Organisation des Arbeits -
Marktes die notioendigc Vorbedingung für die Einführung der
Arbeitslosen - Versicherung ist . Württemberg , Baden und Bayern sind
in der Organisation des Arbeitsmarkes vorgeschritten ; sie haben be -
rcits� Landesämter für den Arbeitsmarkt geschaffen . In Nord -
Deutschland existiercil meines Wissens nur in der Rheinprovinz
Ansätze zu einer Zusammenfassung der Arbeitsverniitielnng .
Notwendig ist es also sehr , daß der Parteitag sich dahin ausspricht ,
daß eine Arbeitsniarkt - Organisation eingeführt wird als ' Grundlage
für die Arbeitslosenversicherung . In Bezug auf die Resolution
Molkenbuhr kann ich mich Bernsteins Aiisfllhrnngen vollkommen an «
schließe ». Molkenbuhr meint nicht , daß ausschließlich eine Reichs -
Versicherung Platz greifen soll . Es ist ein Vorzug seiner Resolution ,
daß sie mir den Zielpunkt : die Arbeitslosenversicherung , nicht aber
den Weg dazu angiebt . Der Weg hängt nicht von uns allein ab .
Jedenfalls ivird die Fraktion unter der Mitwirkung der Gesamt -
parte ! alles ausnutzen , >vas sich irgendlvie bietet , unr die Frage der
Arbeitslosenversicherung in Fluß zu bringen .

Schräder - Bramsche :
Darin sind wir , so sehr auch sonst die Ansichten auseinander

gehen mögen , alle einig : Die Einführung der ArbcitSlosenversichc -
ruug ist eine unbedingte Notlvendigkeit . Ich bin andrer Ansicht als
v. Elni . Wir legen uns nicht fest , lvenn wir die Resolution Molken -
b » hr annehmen . Damit unterschreiben wir durchaus nicht alles , was
Molkenbuhr gesagt hat . Der Erörterung ist ein iveiter Spielraum
noch gelassen . Dagegen hätte Elm vor den Gelvcrlschaftskongrcß
treten und ihn veranlassen sollen , sich nicht in dieser Frage festzn -
legen . Denn das hat der Stuttgarter Kongreß gethan . Den Stand -
Punkt , den Dr . Borchardt in der „ Neuen Zeit " eingenommen hat ,
daß bestimmte Richtungen in der Gewerkschaftsbewegung vomReichS -
zuschuß ausgeschlossen bleiben sollen , verstehe ich nicht . ( Sehr richtig ?)
Von gelverkschaftlicher Seite wird immer gesagt : Wir erstreben zuerst
die volle Koalitionsfreiheit . Ist dann das Gros organisiert , so wird
allen die Arbeitslosenversicherung zu teil . Wenn wir aber erst
einmal so erstarkt sind , dann brauchen wir uns mit solchen Fragen
überhaupt nicht n, ehr z » befassen . Dann können wir die Lohn - und
Arbeitsverhältnisse ans eigner Kraft regeln . ( Sehr richtig !)

Dr . Borchardt - Charlottenburg :
Ihrem Wortlaut nach bedeutet die Resolution Molkenbuhr aller -

bings keine Bindung , aber in seinem Referat hat er sich ausdrücklich
auf unsere Programmfordcrung , Uebernahme der Versicherung auf
das Reich berufen . Das bedeutet doch eine reichsgesetzliche Rege -
lu » g ddr Arbeitslosenversicherung . Allerdings ist das eine unsrer
programmatischen Forderungen , aber ein andrer Satz unsreS Pro -
gramins lautet , daß die Befreiung der Arbeiterklasse nur das Werk
der Arbeiter selbst sein kann . Eine Arbeitslosenversicherung unter
Umgehung der Gelverkschaften ist ganz unmöglich . Molkenbuhr
glaubt , daß das Reich die Arbeitslosenzählung in der Absicht vorge -
nonnnen hat . der Frage der Versicherung näher zu treten , aber
daraus , daß daS Reich 1S00 die Verbindung einer Arbeits -
losenzählung init der allgemeinen Volkszählung abgelehnt hat ,
kann man im Gegenteil schließen , daß die maßgebenden Behörden des
Reichs nicht gesonnen sind , dieser Frage näher zu treten . Die
gewerkschaftliche Arbeiterversichcrung kann sehr wohl alle Arbeiter
rn . ifassen , man muß nur mit dem Koalitionsrecht anfangen . Ich
kann Ihnen also den Znsatz Elm nur empfehlen . Was meinen
Artikel in der „ Reuen Zeit " betrifft , so habe ich der Vermutung
Raum gegeben , gedrängt durch die Zeitumstände würden die Be¬
hörden der Frage der ArbeitSlosen - Versicherung näher treten müssen ,
und zlvnr crivarte ich den Anstoß dazu nicht vom Reich , sondern von
den Kommunen , schon weil ihr Armenetat dadurch wesentlich ent -
lastet ivird . Als etwas ganz Selbstverständliches habe ich es hin »
gestellt , daß die Kommunen allerdings diese Unterstützung nicht den
politischen Organisationen geben können , sondern mir de » rein
gewerkschaftliche ». Eine Organisation aber , die ihre Mitglieder ans
ein bestinnntes Glanbensbekenntnis verpflichtet , ist keine rein gewerk -
schaftliche und nniß ausgeschlossen bleiben .

Frau Zietz - Hambnrg :
Heute morgen hat Molkenbuhr betont , er halte eS nicht für

richtig , wenn der Anregung der Frauenkonferenz bezüglich einer
allgemeinen Mutterschaftsversichernng Folge gegeben werde . Die
Konferenz hat einer solchen Anregung aber ebenfalls keine Folge
gegeben , sondern ihre Ansichten in einer Resolution niedergelegt , die
sich mit dem deckt , was Molkenbuhr heute hier vorgetragen hat . Auf
der Konferenz wurde allgemein anerkannt , daß die Erreichung dieses
Zieles wünschenswert sei , daß eS sich um die Verwirklichung des Ge -
dankenS der nienschlichen Solidarität in seiner weitesten Form handelt .
Allein in der heutigen Gesellschaft , die die Dienste , die ihnen die
Frauen durch die Mutterschaft leisten , nicht zu würdigen versteht ,
ist an die Einführung der allgemeinen Mutterschaftsversicherung
natürlich nicht zu denken .

Wir beantragen nun . als Punkt 6 in die Resolution «inzu -
schalten : „ Verbot der Beschäftigung von Schwangeren und Wöch -
nerinnen 4 Wochen vor und resp . 6 Wochen nach der Entbindung ,
sowie Zubilligung eines Krankengeldes für sie in dieser Zeit in der

Höhe des ortsüblichen Tagelohnes " . Daniit wäre dem Ausdruck ge -
gegeben , was wir von der Krankenversicherung vorläufig fordern .
Wir müssen daS jetzt festlegen , weil eine Revision des Kranken -

versichcrungS - Gesctzcs in Aussicht steht , und wir haben nicht niehr
verlangt , als was uns nicht jetzt schon bewilligt werden
kann . Während der Bourgeoi - frau während ihrer Schwanger -
schaft jedes Steinchen aus dem Wege geräumt wird .
muß die Proletarierin , durch die Not gezwungen , bis

zum letzten Augenblick arbeiten . Gleich nach der Entbindung müssen
die Arbeiterinnen wieder zur Arbeit gehe », und wenn sie dabei auch
ihre Gesundheit zu Grunde richten . Für die Arbeiterin giebt eS nur
ein Entweder — Oder . Wir halten eS für eine Pflicht der Gesell -
schaft , die die Proletarierin so rücksichtslos anSnntzt , daß sie ihr
wenigstens so viel giebt . wie sie zu ihrer nackten physischen
Existenz braucht . Da die Arbeiterinnen in den Krankenkassen .
wenigstens in den Fabrikknsse », keine Vertretung ihrer Interessen haben ,
so niiiß bei der Revision des KrankenversichcrnngS - Gesetzcs dahin

gewirkt werden , daß in dieser Richtung eine Aenderung eintritt .

Wir verlangen , daß die Arbeiterin in der nächsten Zeit »ach der

Entbindung, ' wo sie so sehr der Schonung bedarf , nicht sofort wieder

zur Arbeit hinaus muß und dadurch ihre Gesundheit ruiniert .

Dadurch wird auch eine außerordentlich » Entlastung d « Kranken -

lassen eintreten , da viele nachträgliche Erkrankungen vermieden

werden . Wir verlangen , daß die Gesundheit der proletarischen

Mutter und des proletarischen Kindes geschützt iverde . (Beifall . )

Zur Geschäftsordnung erklärt
Molkenbuhr : Ich glaube zur Abkürzung der Debatte bei -

zutragen , wenn ich erkläre , daß meine Resolution nur die Einführung
der Arbeitslosenversicherung verlangt , aber die Frage über die Forin
offen läßt . Mit Ausführungen , die ich außerhalb des Parteitages
gemacht habe , hat die Resolution nichts zu thun .

v. Elm und E i tz e r o h t ziehen infolge dieser Erklärung ihre
Anträge zurück .

Bömelburg - Hambnrg :

Im Punkt 6 seiner Resolution verlangt Molkenbuhr den weiteren
Ausbau der Unfallverhülnngs - Vorschriften . Das brauchen wir nicht zu
fordern , die Bernfsgenossenschaften , die heutigen Träger der Unfall -
Versicherung , arbeiten schon seit Jahren an einer Verbesserung der
Vorschriften , und thatsächlich haben sie mit der Zeit schon eine
wesentliche Verbesserung erfahren . Es kommt nicht darauf an . ob
wir gute Vorschriften haben , sondern im wesentlichen darauf , ob
diese Vorschriften befolgt werden . Würden die heute schon
bestehenden Vorschriften befolgt , so würde die Zahl der schweren
Unfälle iveit kleiner sein . Die Vorschriften werden von den Unter -
nehmern aber nur dann befolgt werden , wenn durch die Gesetz -
gebung Einrichtungen geschaffen ' sind , die uns ihre Durchführung
garantieren . Wir haben heule Fabrikinspektore », wir haben für das

Baugewerbe in einer ganzen Anzahl von Orten Polizeivorschriften ,
aber alles steht nur auf dem Papier . Das einzige Mittel , das in
Wirklichkeit die Verhütung von Unfällen garantiert , besteht darin ,
daß eS durch die Gesetzgebung den Arbeitern ennöglicht wird , sich
selbst an der Kontrolle zu beteiiigen . ( Sehr richtig !) Würden die
Arbeiter an der Kontrolle der Fabriken beteiligt sein , so wäre es
nicht möglich , daß die Inspektoren sich vorher anmelden , damit alles

hübsch in Ordnung ist , während nachher diese Vorkehrungen beseitigt
werden , weil sie beim Betriebe hinderlich sind . Insbesondere ist die

Einführung von Arbeiter - Controlenren im Baugewerbe nötig . Wir
müsien vor allem fordern , daß den Arbeitern die Möglichkeit ge -
geben ist . die Jnnehaltung der Vorschriften zu kontrollieren . Das ist
für mich der springende Punkt , so lange das nicht geschieht , ist eine

Besserung völlig ausgeschlossen . Ich erinnere daran , daß man

gerade in Bayer » mit den Arbeiter - Controlenren die besten
Erfolge erzielt hat . ( Hört ! hört I) Ich schlage Ihnen deshalb
folgende Fassung des Punktes 6 der Resolution Molkenbuhr vor :

6. weiterer Ausbau der Unfallverhütung , insbesondere zu diesem
Zweck , Einführung einer Kontrolle durch seitens der versicherten
Arbeiter gewählte und aus Reichsmitteln besoldete Beamte : Ver -

besserung der Maßnahmen zur Verhütung von Berufskrankheiten ;
voller Schadensersatz der Verletzten und deren Hinterbliebenen .

Ich bitte Sie , dieser Aenderung zuzustimmen , Sie schließen sich
damit den Forderungen an , die der Bauarbeiterschutz - Kongreß schon
vor vier Jahren erhoben hat . DaS Unternehmertum ärgert sich über
nichts mehr , wie darüber , daß wir die Hinzuziehung von Arbeiter -
Controleuren fordern , weil es weiß , daß dann die bisherige
Schlamperei ein Ende hat . ( Beifall . )

Windhoff - Düsieldorf begründet seinen Antrag 109 . Wir haben
ein großes Interesse daran . daß die vorzüglichen Ausführungen
Molkenbuhrs der ganzen Arbeiterschaft bekannt werden . Die Broschüre
muß so billig sei»' , daß die Gewerkschaften sie in großen Massen er -
werben und verbreiten können .

Stubbe - Hambnrg :

Ich hätte nicht erwartet , daß die Freie » Hilfskassen bei diesem
Punkte der Tagesordnung so herausgerissen werden würden , wie es

hier geschehen ist . Es ist aber nicht bewiesen worden , daß die Freien
Hilfskassen mehr leisteten als die Zwangskassen . Den Arbeitern sind
in den Freien Hilfskasscn eine ganze Reihe von Rechten genommen .
Wir haben keine Ursache , uns besonders für die freien Hilfskassen
ins Zeug zu legen . Meiner Meinung nach wäre es das Beste , wenn
die Freien Hilfskassen mit den Gcwerkschaflrn vereinigt würden . Betreffs
der ArbeitSlosen - Versichcrnng bin ich der Meinung , daß wir uns niit den
Beschlüssen der Gewerkschaftskonfcrenz nicht ohne weiteres einverstanden
erklären können . Diese Frage ist noch nicht genügend geklärt . Man

hätte Punkt 7 der Resolution streichen und die ganze Frage einein

späteren Parteitage vorbehalten sollen . Ich kann mich nicht mit dem
Gedanken befreunden , daß daS Reich nur für die gewerkschaftlich
organisierten Arbeiter Zuschüsse zahlen soll . Man sollte diese Frage
vorläufig vertagen . Ich glaube auch nicht , daß eine Reichs -
Arbeitslosen - Versicherung eine Verwirrung bei den Gewerkschaften
hervorrufen könnte . Beide Arten von Arbeitslosen - Versicherung
könnten nebeneinander bestehen ; neben der Reichsversichernng könnten

Zuschußkassen der Gewerkschaften bestehen . Ich möchte Molkenbuhr
anheimgeben , Punkt 7 zurückzuziehen und die Frage einem späteren
Parteitag vorzubehalten .

Ein Antrag auf Schluß der Debatte , von Heine befürwortet ,
von Dr . Rothe - Luckenwalde bekämpft niit dem Hinweis darauf ,
daß das Zietzsche Amendement in seinem vorliegenden Wortlaut nicht

angenommen werden könne , wird angenommen .
Das Schlußwort erhält

Molkenbuhr :

Ich habe nur sehr wenige Einwendungen zu machen , nachdem
der Haupldiffereuzpunkt ausgeschieden ist . Ich gebe Hoch darin recht .

daß es passend ist . anstatt „ Krankenversichcrung " in Punkt ö zu sagen
„ durch die Arbeiterversichernng " . Wenn mau die Vereinheitlichung
der Versicherung hat , wird man ja allerdings nicht mehr verschiedene

Zweige der Versicherung zu unterscheiden haben . Aber die

Krankenversichcrung muß dasselbe Recht haben wie die Unfall -

Versicherung . Ich wollte ferner hervorheben , daß die Kranken - Ver -

sicherung sich viel besser dazu eignet , als die Uusallversicherung . Ob

man besser sagt : die Beiträge müssen durch eine progressive Ein -

kommensteuer aufgebracht werden , oder : „ Heranzichnug aller Klasse »

zur Tragung der Kosten " , ist meiner Meinung mach noch vollständig
unentschieden . Gewiß müssen in irgend einer Form alle Klassen

herangezogen werde » . Die progressive Einlommenstcuer ist ja die

vollendeste Stenercrhebnng , die wir bisher kennen . Will aber Hoch
auch soweit gehen , die Versicherung auf die gesamte Bevölkerung
auszudehnen , sodaß also auch der Millionär ein Recht auf Kranken -

Versicherung hätte ? Was die Einwendungen Grünwalds anlangt .
denen von Stubbe widersprochen worden ist , so stehe ich mehr auf
dem Standpunkt Grunewalds . Ich erkenne an , daß , wenn die voll -

ständige Vereinheitlichung der Krankenversichcrung durchzuführen ist ,
in diesem Fall auch die eiiigeschricbcucn Hilfskassen von der Bild -

fläche verschwinden werden . Die Bctriebskasfcn , die Baukassen führew
sehr oft zu erheblichen Schädigungen der Arveiter , weil sie häufig
ein Hindernis sind , daß ein gesundheitlich nicht recht fester Arbeiter
Arbeit findet . Die Jnnungskassen sind hauptsächlich nur aufrecht

erhalten worden , um die Innungen zu stützen . Die Gemeindekassen

sind nicht allein überflüssig , sondern haben am allerersten von
der Bildfläche zn verschwinden . Aus diesem Grunde . muß
die Vereinheitlichung der Versicherung durchgeführt werden . Nun

sind die Regierunge » geneigt , die Gemeindekassen und die Freien
HilfSkasse » zu beseitigen . So lange die Betriebskassen bestehen , sind
aber die Freien Hilfskassen eine Notwendigkeit . Sie können schließ «
lich mit als HandelSobjekt benutzt werden , um dann in denselben

Sarg wie die Freien Hilfskassen auch die Betriebs - , Bau - und JnnungS -
lassen einzusargen .

Auf die verschiedenen AnSführnngen von Elms brauche ich nicht

einzugehen , weil ja die Anträge , zn deren Begründung er gesprochen
hat , nicht mehr vorliegen . WaS die Anregung Bernsteins betrifft , so

habe ich mich nach flüchtiger Lesung seines Amendements allerdings damit

einverstanden erklärt . Seine Aenderung ist aber doch nicht lediglich re -
daktioncller , sondern auch sachlicher Natur . ES giebt doch zahlreiche Fälle ,
wo eine Schadensersatzpflicht deS Unternehmers gar nicht in Betracht
kommt , wo eine Unfallrente gar nicht gewährt wird . So haben die
Ascendenten z. B. nur dann einen Anspruch auf Rente , wcim der beini

Unfall Verstorbene die ASeendentcn ganz oder teilweise ernährt hat .
Es ist also doch besser , zum Ausdruck zu bringen , daß ein Schadens «

ersatz nicht geleistet wird , sondern daß lediglich durch die VersichernngS -

betträge eine ( Ablösung des Schadensersatzes stattfindet . Was den

Antrag AronS anlangt , so gebe ich zwar zu . daß die Organisation
deS Arbeitsmarktes in einem recht engen Zusammenhang mit der

Arbeiterverfichernng steht , aber sie bildet doch nicht eigentlich

einen organischen Teil derselben . Die Organisation des Arbeits -
Marktes könnte auch in einem andren Gesetz untergebracht
werden . Allerdings kann die Organisation des Arbeitsmarktes
ein Teil der Arbeitsloseilversicherung sein . Aber ich weiß doch nicht .
ob es gerade paffend ist , sie in dieser Resolution mit unterzubringen .
Dem Genossen Bömelburg stimme ich darin zu , daß wir statt Unfall -
Verhütungsvorschriften Unfallverhütung und entsprechend auch Krank -

heitsverhütung sage » können . Dagegen habe ich Bedenken , ob es

praktisch ist . wie er vorschlägt , hier auf nähere Einzelheiten einzu -
gehen . Die Beteiligung der Arbeiter an der Ueberwachung der Be -
triebe haben wir wiederholt bei verschiedenen Gelegenheiten gefordert .
Für den Ausbau der Unfallverhütung aber kommen noch andre

Einzelheiten in Betracht , die Bömelburg nicht erwähnt . Wenn wir nun
nur einzelne Forderungen namhaft machen , kann es den Anschein erwecken .
als ob wir andre ebenso wichtige nicht erheben . Der Antrag der

Frau Zieh gehört nach meiner Meinung weniger in das Ver «

sicherungsgesctz als in die Gewerbe - Ordnung . Äegenwärtig haben
wir ja m der Gewerbe - Ordnung ähnliche Bestimmungen . Das Verbot

für Schwindsüchtige , in gewissen Betrieben zu arbeiten , steht nicht im

Kranlenversichernngs- Ge' sctz , sondern in der Gewerbe - Ordnung . Ob
die Forderungen im Amendement der Frau Zietz praktisch durch «
führbar sind,' erscheint mir zweifelhaft . Ei » bestimmter Zeitraum
vor dem Eintritt der Entbindung läßt sich schwer festsetzen . Da -

gegen sollten wir bei der Reform der Krankenversicherung fordern ,
daß in dem Augenblick , wo die Schwangere infolge ihres

ZnstandeS die Arbeit nicht mehr verrichten kann , sie An -

spnich auf Unterstützung hat , unbeschadet , ob das nun

vier , sechs oder acht Wochen vor der Entbindung iit ,
Die einen sind noch unmittelbar vor der Entbindung arbeitsfähig .
die ander » nicht . Es wäre vielleicht wünschenswert , daß über de »
materiellen Inhalt der einzelnen Anträge abgestimmt und dann ver -

sucht würde , das Resultat in die Resolution hineinzuarbeiten ; eine

Schlußabstimmung über diese veränderte Resolution müßte natürlich
noch erfolgen . ( Beifall . )

Rudolph - Nürnberg schlägt vor , nach der materiellen Abstimmung
über die einzelnen Anträge eine Redaktionskommission zu wählen .

Dieser Antrag wird angenommen .
In der A b st i m m u n g wird das Amendement Bernstein ab -

gelehnt und der 1. Absatz der Resolution Molkenbuhr unverändert

angenommen . Die Ziffern 1, 2 und 3 der in der Resolution er -

hobenen Forderungen sind nicht bestritten und werden angenommen .
Zu Ziffer 4 wird der Antrag Hoch Nr . 103 abgelehnt und Ziffer 4
unverändert angenommen . Dagegen wird in Nummer 5 auf An¬

trag Hochs das Wort „ Krankenversicherung " durch „ Arbeiter -
Versicherung " ersetzt . Zu Nummer 6 wird der Antrag Bömelburg

angenommen , ebenso das Amendement Zietz Nummer 113 , das

dahin geändert ist , daß hinter dem Wort „ vor " eingefügt ' ist
„ der wahrscheinlichen Entbindung " . Der so veränderte Punkt 6 wird

genehmigt . Als Punkt 7 wird durch Annahme des Antrags AronS

eingefügt : „ Organisation des Arbeitsmarkts " , Punkt 7 der Resolution

Molkenbuhr wird als Punkt 8 angenommen , ebenso Punkt 8 als

Punkt 9.

Angenommen wird schließlich der Antrag 109 Windhoff mit
einem Amendement Singer , wonach die ganzen Verhandlungen in

Form einer Agitationsbroschüre erscheinen ( ollen .
Singer hatte begründend darauf hingewiesen , daß die Gewerk -

schaften , die bei dem Massenabsatz der Agitationsbroschüre in Frage
kommen , «in bedeutendes Jntereffe daran haben , zu erfahren , was

ihre Vertreter gesagt haben .
In die Redaktionskommission werden auf Antrag Hoffmann -

Bcrlin gewählt : Segitz , Bömelburg , Molkenbuhr , Dr . Rothe und

Frau Zietz . Damit ist dieser Punkt der Tagesordnung erledigt .
Als nächster Punkt wird der internationale Arbeiterkongrest

190lt vorweg genommen .
Berichterstatter Singer : Die deutsche Partei hat ihre inter -

nationale Solidarität so oft belviesen , daß ich mir nicht denken kann ,

daß irgend ein Zweifel darüber besteht , ob wir den nächsten inter «
nationalen Kongreß beschicken sollen . Unsre Stellung ist festgelegt
in den Sätzen unsres Programms :

„ Die Interessen der Arbeiterklassen sind in allen Ländern mit

kapitalistischer Produktionsweise die gleichen . Mit der Ausdehnung
des Weltverkehrs und der Produktion für den Weltmarkt wird die

Lage der Arbeiter eines jeden Landes immer abhängiger von der

Lage der Arbeiter in den andren Ländern . Die Befreiung der

Arbeiterklasse ist also ein Werk , an dein die Arbeiter aller Kultur «
länder gleichmäßig beteiligt sind . In dieser Erkenntnis fühlt und
erklärt die socialdcmokratische Partei Deutschlands sich eins mit den

klassenbewußten Arbeitern aller übrigen Länder . "
Dieser Satz unsres Progranmis beweist von vorn herein , daß

wir den internationalen Kongressen die größte Aufmerksamkeit zu
schenken haben , weil auf denselben sowohl Fragen für das inter¬
nationale Proletariat als auch für das Proletariat der einzelne »
Länder beraten werden . Entsprechend ihrer programmmäßigen Auf -

gäbe hat die deutsche Socialdemokratie bisher alle internationalen

Kongresse beschickt . Der vorige Kongreß in Paris hat beschloffen , den

nächsten Kongreß im Jahre 1903 in Amsterdam abzuhalten . In
Paris ist eine neue Einrichtnng für die Arbeiter aller Länder ge -
schaffen , daS internationale Bureau , und ohne dem von dem
Sekretariat zu erstattenden Bericht vorzugreifen , kann ich doch heute
schon konstatieren , daß diese Gründung keine vergebliche gewesen ist .
Es hat außerordentlich fleißig gearbeitet , es haben Konferenzen statt -
gefunden , auf denen eine Reihe von Fragen für den nächsten Kon -

greß vorbereitet sind . In diesem Jahre wird noch eine Konferenz
z »r Vorbcratnug des nächsten intcruationale » Kongresses stattfinden .
so daß die Arbeiter aller Länder Kenntnis bekommen von den Vor -

schlägcn , die ihnen das internationale Bureau als VcrhandlnngS -
gegenstände empfiehlt . DaS schließt selbstverständlich nicht auS , daß
die Arbeiter der einzelnen Länder ihrerseits Vorschläge für
die Tagesordnung machen können . Ich glaube bannt die

Notwendigkeit und Nützlichkeit der internationalen Kongresse

nachgewiesen zn haben . Ich würde _cS als Zeichen
der Schwache ansehen , wenn man es in diesem Saal für notwendig
erachtete , über die Befchickung noch lange zu debattieren . Die Wirt -

schaftlicke und politische Weltlage erfordert mehr denn je ein festes
Znsamnicnschließcn der Arbeiter aller Länder , den politischen
Bündnissen , welche die Regierungen , die die Interessen der

Bourgeoisie wahrzmichmen haben , uud� die hinauslaufen
auf militaristische , marinistischc eroberungssüchtiger Pläne , Be -

strcbunae », welche die Regierungen als Vertreter der Bourgeoisie
gegen die Vertreter der Arbeiterklasse planen —� ich brauche bloß an
die Verfolgung unsrer russischen Brüder zu erinnern , Verfolgungen ,
bei denen die preußische Regiening sich dazu hcrgicbt , Opfer des

Zarismus an die russische Regierung auszuliefern — ich sage , die
politische Weltlage erfordert mehr denn je , daß so. wie
die Bourgeoisie sich zusammenfindet in ihren Regierungen ,
auch die Arbeiter sich zusammenfinden auf internationalen
Kongressen , um den Bündnissen der herrschenden Klasse das
eine große Bündnis der Arbeiter aller Länder entgegenzusetzen .
Diesen Gedanken zu pflegen , die praktischen Konsequenzen ' zu ziehen ,
die sich a » S diesem Bündnis ergeben , ist die Aufgabe der inter -
nationalen Kongresse . Sind auch vielleicht nicht alle befriedigt von
den Erfolgen der bisherigen Kongresse , so soll und darf uns das

nicht abhalten . wie bisher so auch in Zukunft zn zeigen , daß die

deutsche Socialdemokratie bereit » nd gewillt ist , alles zu thun , um
das internationale Proletariat zu einheitlicher und einiger Arbeit

aufzufordern und es zn unterstützen . ( Beifall . ) Immer besser

werden sich die internationalen Kongresse ausgestalten , immer mehr
werden auch die praklischcn Forderungen dort zur Geltung
kommen . Deshalb sollten wir im nächsten Jahre so zahl -
reich wie möglich nach Amsterdam gehen , » m dort im
Verein mit den Arbeitern aller Länder aufs neue unsre

Ansichten zu klären und dafür zu sorgen , daß auch von dort aus
der Ruf i " alle Welt dringt , daß die Socialdemokratie . so wie si «
national einig ist , auch international einig ist zur Befreiung des

Proletariats , zur Befreiung der Arbeiterklasse . iLebhaster Beifall . )

Ich empfehle Ihnen daher die Annahme der Resolution : „ Der

Parteitag fordert die deutschen Genossen auf , den im Jahre 1903 zu

Amsterdam stattfindenden internationalen socialistischen Arbeiter -
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möglichst zahlreich zu
'

beschicke , i . " Durch einstimmige Annahme
dieser Resolution werden Sie aufs neue vor aller Welt und

unfern Brüdern im Auslände bekunden , daß da , Ivo es gilt ,

i zum Kampfe für das Proletariat , die deutsche Socialdemokratie immer

ihren Mann stellt . ( Lebhafter Beifall , Händeklatschen . )
Ohne Debatte gelangt die Resolution Singer ein -

st i ni m i g zur Annahme .
Vollmar schlägt vor , nunmehr in die Beratung des Punktes

„ Kommunalpolitik " in Verbindung mit den Anträgen 58 , 86 , 88
und der Resolution 116 * ) zu treten .

Zur Geschäftsordnung beantragt
Heinc - Bcrlin die Vertagung dieses Punktes bis morgen , da das

Referat zu wichtig sei , um jetzt noch angehört zu tverdcin
Singer : Ich iveist nicht , ob Heine den geistigen Zustand der

Versammlung richtig taxiert . ( Heiterkeit . ) Ich habe die Empfindung ,
dafi der Pmteitag noch recht gut in der Lage ist , das Referat zu
hören . Wenn die Genosse » sich dann bis morgen an der Hand des
Gehörten und der Resolntion Klarheit zu verschaffen suchen , so wird
das wesentlich zur Förderung unsrer Verhandlungen beitragen . Ich
bitte Heine , seinen Widerspruch zurückzuziehen .

Da Heine den Widerspruch aufrecht erhält , muß über seinen
Vorschlag abgestimmt werden . Derselbe wird abgelehnt und
das Wort erhält

Dr . Lindemanu - Stuttgart :
Ich will mich darauf beschränken , eine Reihe von Punkten zu

beHandel » , die strittiger Natur sind und die bisher in unserm
Kommnnalprogramm und in unsrer Presse eine stiefmütterliche Bc -
Handlung erfahren haben . Vorher wird es nötig sein , daß wir uns
über die Grenzen unsrer Kommnnalpolitik klar werden , über die
Grenze » , die dadurch gezogen sind , daß die Gemeinde als ein kleiner
Gebietskörper in de » großen Rahme » des Staates eingefügt ist und
als solcher durch tausend Fäden mit den übrigen Gemeinde »
und dem gesamten Staatslörper zusammenhängt . Jeder Fortschritt
auf kommunalem Gebiete ist sowohl in wirtschaftlicher als politischer
Beziehung bedingt durch die Zustände , wie sie sich innerhalb des
Staatswesens finden . Es liegt ans der Hand , daß wir Gewerbe
und Betriebe nicht municipalisicren können , falls sie in ihrer privat -
kapitalistischen Organisation noch nicht reif dafür sind . Die einzelne
Gemeinde ist abhängig von der gesellschaftlichen Konstruktion des

Staatswesens,� nicht allein die Machtverhältnisse innerhalb der Ge -
meinde sind für den Fortschritt entscheidend , sondern auch die Macht -
Verteilung der Klassen innerhalb des gesamten Staatslvescns . So
wenig wie wir eine kommunistische Kolonie gründe » können , können
wir eine kommunistische Gemeindeverwaltung innerhalb nnsrcs heutigen
Staatswesens haben , Regierung und Gesetzgebung würden derartigen
Experimenten sehr schnell ein Ende machen . Wie in der Staats -
Verfassung und - Verwaltung die Machtverhältnisse der Klassen sich
ausprägen , so prägen sie sich auch ans in der Geincindeverfassnng
und - Verwaltung . � Beide werden benutzt nach den Interessen der
herrschenden Klassen und deren Ztvecken gemäß gestaltet . Es kann
daher der Fortschritt der Gcmeindcverfassnng und ' - Verwaltung kein
schnellerer sein , als der des staatlichen und wirtschaftlichen Lebens , sie
kann beide » niemals um ein bedeutendes Stück voraus sei », und so

• ) 58 . Parteigenossen in Karlsruhe - Bruchsal : ES ist
die Heransgabe einer Schrift zu veranlassen , in tvelcher die wichtigsten
Forderungen der Socialdemokratie an die Gemeinde behandelt werden .
Dieser Schrift sind als Anhang die bestehenden socialdemokratischen
Kommnnalprogramme für die Einzelstaaten beizufügen .

8S . Parteigenossen in Brannschweig : Der Parteitag er -
klärt sich, da die heutige Organisation des Schulwesens der Weiter -
«ntwicklimg desselben nicht förderlich ist , für die Uebernahme der
Kosten des Schultvcsens durch das Reich . Die Verwaltling der
Schulen obliegt den Kommimalbehördcn .

88 . Parteigenossen von Rathenow : Der Parteitag erklärt :
1. Es ist Pflicht unsrer Gemeindevertreter , dafür einzutreten ,

daß alle kommunalen Unternehmen in eigner Regie ans -
geführt werden ;

2. daß die Wasserentnahme bei städtische » Wafferwerken kostenlos
erfolgt , außer z » gewerblichen Zwecken ;

8. . daß unsre Vertreter einzutreten haben für die Einführung
einer Grnnowertstencr , wodurch die in die BebanungSzvne ein¬
bezogenen Grundstücke nach ihrem wirklichen Werte versteuert
werden , um den durch die Gemeinde bedingten Wertzuwachs
wenigstens zun , Teil auch dieser zuzueignen :

4. daß die Bewilligung von Mitteln für höhere Lehranstalten so
lange nicht ohne weiteres zu bewilligen sind , bis die Volks -
schule den gerechte » Anforderungen genügt ;

V. daß die Bewilligung von Mitteln für Kirchen , Denkmäler usw. .
sowohl zur Herstellung als zur Restauriernng , anS Gemeinde -
mitteln abzulehnen ist , wen » damit religiöse oder dynastische
Zwecke verfolgt werden oder dieselben zur Verherrlichung des
Krieges dienen .

1 10 . Resolution
ZU Punkt 6 der Tagesordnung ( Kommunalpolitik ) .

, Der Parteitag erklärt :
1. Die Stellung der Gemeinde im heutigen Staate ist eine

doppelte : Sie ist ein lokaler Verwaltnngskörper , der de » Wirtschaft -
«ichen und gesellschaftlichen Bedürfnissen einer an eine begrenzte
Lokalität gebundenen Bevölkerung dient , und sie ist ein Hilfsorgan
staatlicher Verwaltungs - und Herrschaflsthätigkcit . In beiden Eigen -
schaften unterliegt sie der ans der Klassenorganisation nnsrcs Staats -
und Gesellschaftslebcns sich ergebenden Tendenz , die Verwaltungs -
thätigkcit »ach den Interessen der herrschenden Klasse zu gestalten .

2. Gemäß ihrer Grundanschauung , daß nur durch die Aufhebung
der Klassenherrschast die Bahn für eine rationelle , allen Gliedern
des Staatswesens dienende Vcrivaltnngsthätigkeit frei gemacht
werden kann , verlangt daher die Socialdemokratie :

Neugestaltung des gesamten Kommimalverivaltungsivesens , nach
dem Grundsatze , daß alle Lokalverwaltnng zugleich Staatsverwaltung
ist , und als solche nur dem Gesetze und dem Gerichte unterivorfen
sein darf , durch

») Bildung der Gemeindevertretung durch allgemeine , gleiche ,
direkte und geheime Wahlen ; Durchführung des Prinei ' ps der
Einwohnergemeinde ; Aufhebung aller Besitzprivilegie »,

b) Beschränkung des staatlichen AnfsichtSrechlcs auf das Recht
der Kenntnisnahme der kommunalen Verwaltungsthätigkeit ;
Aufhebung der administrative » Befehlsgeivalt der Staats -
behördcn gegenüber den Lokalverwaltnngskörpern ,

c) Staatliche ' glegelung des Kommnnalstcucrwcsens . Aufhebung
aller kommunalen Abgaben auf Lebensmittel . Deckung des
kommunale » Bedarfes durch Zuschüsse des Staates für die
Ausgaben der Volkshygicne , des Schulwesens und der Armen -
pflege , durch Zuschläge zu den staatliche » Einkommen - , Vcr -
nlögcns - und Erbschäftsstenern , sowie durch besondere kommu¬
nale Grund - und Gebändcstenern , die vor allein die Wert -
steigernng des Grund und Bodens erfasse ».

3. Hanptgcbiete der kommuyalen Thätigkcit sind : VolkShhgiene ,
Städtebau » nd Wohnnngswesen . Socialp ' olitik und Armenpflege ,
Volksbildung und - Unterhaltung . Wirtschaslspflege .

Für ihre Verwaltung sind folgende Grundsätze aufzustellen :
Tie Einrichtung und der Betrieb der für die Erfüllung ihrer
Aufgaben notivendigen Institute soll in eigener Regie der
Gemeinden erfolgen .

d) Die Gebührcnfestsetznng für die Benutzung kommunaler An -

stalten soll , soweit Gebühren zur Erhebung kommen , nach dem

Grundsatz der Kostendeckung des Betriebes erfolgen .
4. Im einzelnen sind folgende Forderungen zu stellen :

A. O e f f e n t l i ch e Gesundheitspflege .
1. Erhaltung der Pflege der Volksgcsundhcit . Komninnaler Be -

trieb der Kanalisation , Fäkalicnabfrihr . Straßenrcinigung .
HanS - und Kehrichtabfuhr , öffentliche Bcdürfnisanstalteii und
Abdeckereien .

Fürsorge für die Ernährung durch die Kontrolle und

Regelung des Nahrungsmittelverkehrs ( Markthallen , Märkte .

erscheint denn die staatliche Organisation und Verwaltung in vieler

Beziehung als ein Hemmschuh des komnnmalen Fortschritts .
Aber wie der Staat auf die Gemeinde wirkt , so wirkt auch ander -

seits die Genieindeverwaltung auf den Staat zurück . Den Fort -
schritten , die sich innerhalb der Gemeinde vollziehet ! , kann sich an
die Dauer auch der Staat nicht entziehen , alle staatlichen und wirt -

schaftlichen Ncu - Organisationen können sich eben nur von unten auf ,
von den Zellen , wenn ich diesen Ausdruck gebrauchen darf , vollziehen .
Es sind ja Versuche gemacht worden , wirtschaftliche und staatliche

Organisationen centralistisch zu dekretieren . Aber diese Gesetze sind
immer anf dem Papier stehen geblieben . An Beispielen dafür fehlt
es nicht . Wir brauchen nur die Wohnungsgesetze anzusehen , die

Wohnnngserlasse der preußischen Regierung , die Wohnnngs - Ver -

ordnnngen der württembergischen Regierung 3C. Alle diese Verordnungen
sind sehr schön , aber zu einer Aussührnng ist es nicht gekommen .
Ist dagegen der Boden in den kleinsten Zellen , in denen sich das

öffentliche und Vcrwaltnngsleben abspielt , bereitet , dann wird die

Saat , die von der staatlichen Gesetzgebung gestreut ist , auch aufgehen
» nd Früchte tragen . Wenn wir in den Gemeinden die Anfklärungs -
arbeit gethan haben , so kann sich den Forderungen nach Fortschrilten
der Staat auf die Dauer nicht entziehen . Auch das beweist die

Gesetzgebung der letzten Jahrzehnte .
Unter diesen Gesichtspunkten ist die intensivste Teilnahme unsrer

Partei an der Koinmunnlverwaltnng notwendig und diese Teilnahme
ist direkt wirkungsvoller und trägt direktere Früchte als die Teilnahme
an der staatlichen Gesetzgebung . Die Gemeinde steht ihrer Wer -

waltung viel näher , als das in dem Staat der Fall ist , der Angriffs -
Punkt liegt in nächster Nähe , während bei der Staatsverwaltung sich
die staatliche Bnreaukratie dazwischen schiebt und den Stoß schwächt .
Ganz anders bei den Gemeinden , wo die Wahlen sich innerhalb
kurzer Perioden wiederholen , wo die Gcmcinde - Angehörigen durch
die Presse anf ihre Vertreter einwirken , rückschrittliche Handlungen
derselben korrigieren und sie zu socialpolitischcn Fortschritten zwingen
können . Die wesentliche Vorbedingung einer solchen direkten Ein -

Wirkung anf die Gemeindcvertreter aber ist , daß sich innerhalb der
Gemeinden keine kommunale Bnreaukratie entwickelt , denn sonst wird
die direkte Einwirkung , unter der die Genieindevertretung steht , ganz
bedeutend abgeschwächt . Unser öffentliches Recht quält sich damit

ab , den

Gegensatz zwischen Staats - und Gemeindeverwaltung

festzustellen , es sucht da Unterschiede zu konstruieren , die thatsächlich
nicht vorhanden sind . In der That lassen sich diese beiden Gebiete

nicht von einander abgrenzen , und der Unterschied , der da von der

offiziellen Staatswissenschaft gemacht wird , muß von Tag zu Tag
» m so lächerlicher werden , je mehr der Staat staatliche Aufgaben
von sich auf die Gemeinden abwälzt und die Gemeinden direkt zur
Staalsverwnliung heranzieht , je mehr sich herausstellt , daß der
Staat ohne die Kommune hilflos wäre und die gesamte
öffentliche Verwaltung kläglich bankrott machen müßte .

'
Diese

Unterscheidung ist noch ein Rest ans der Zeit des ab -
sohlten Polizeistaates . Historisch läßt sie sich sehr schön
erklären , aber sie wird dadurch nicbt sinnreicher und wertvoller für
das öffentliche Leben . Das offizielle Staatsrecht hält immer noch
fest an den staatlichen Hoheitsrechten , die dem Staat eigen sind und

Vieh - und Schlachthöfe , Untersuchnngsanstalten ) , sowie durch
die Uebernahme der Produktion und des Verkehrs ( Milch -
Versorgung , Brolbäckerei , Schlächterei , Brauerei und Schank -
gcwerve ) .

Förderung der Körperpflege durch die Einrichtung öffent -
licher Bäder , Spiel - und Turnplätze , Parks ze.

2. Bekämpfung der Krankheiten durch den Bau von Kranken -
Häusern , Heimstätten für Lungenkranke . Irrenanstalten ,
Rekonvalescenten - Anstalten , Anstallen für Wöchnerinnen - und
Säuglingspflege , Desinfektionsanstalten , Unfallstationen , Ge -
meiude - Apotheken :c.

3. Uebernahme des Bestattnngswesens in den Gemeindebetrieb ,
obligatorische Einrichtung

'
und Benutzung der Lcichcnhänscr ,

unentgeltliche und gleiche Bestattung aller Gemeinde -
Angehörigen .

B. Städtebau n n d Wohnungswesen .
1. Förderung einer gesunden Bodenpolitik durch den Erlverb von

Grund und Boden seitens der Gemeinden , durch die Um -
gestaltung und Ausbildung der Bebauungspläne und Bau -
ordnunge » , welche die Beschränkung der Bodennnsnntznng , die
Bckämpsnng der Mietskasernen und die Förderung des Klein -
banes anstreben , und durch den Ausbau und Betrieb komm » -
naler Straßenbahnnetze .

2. Errichtung von Wohnungsämtern niit den Aufgaben der
Wohnungsinspektion , der WoHnnngsstatistik und des Wohnnngs -
nachweises .

3, Bau von Wohnungen und Verwertung derselben zu MietS «
preisen , dnrcb welche nur die Hcrstellungs - und Erhaltungs -
kosten , solvie die Amortisation des Anlagekapitals gedeckt werden .

C. Volksbildung .
1. Einheitsschule . Unentgcltlichkeit des Unterrichts und der Lehr -

mittel ; Bau , Ausstattung und Unterhaltung der Schnlbänser ,
Festsetzung der Klassenfrcquenz , der Unterrichtszeit der Schüler
und Lehrer aiisichließlich nach den Grundsätzen der Schul -
Hygiene und Pädagogik ; Einrichtung von Hilssklasse » für
Minderbegabte ; Ueberwachung des Gesundheitszustandes der
Schüler durch Schulärzte , Verpflegung der Schulkinder . Oeff -
ii »ng der höheren Schulen für die befähigten Kinder des
Proletariats .

2. Einrichtung und Betrieb von Volksbibliothckcn und Lesehallen
sowie von Instituten für Volksuntcrhaltung ( Volkshäuser ,
Volksthcater und Mnsikhallen ) .

v . Wirtschaftspflege .
Kommnnale Regie von Wassenverken , Licht - , Kraft - und

Wärinecentralen , von Straßenbahnen . Dampfschiffen , Hafen -
anlagen , Lagerhäusern zc. , sowie von PnblikationScinrichtungcn
( Plakatsäulen , Annoncenblättern zc. ).

E. S o c i a l p o l i. t i k.
1. Allgemeine Socialpolitik . Ausbau des ArbeiterschutzeS ; Er -

richtnng von Arbeitsämter » als Centralstcllcn komninnaler
Arbcitcrpolitik mit den Aufgaben der Arbeiterstatistik , des
ArbeilZnachweises , der Arbeitslosenfürsorge , der AnskunftS -
erteilung und der Ueberwachung der socialpolitischen Ge -
bahrnng der Gemeindeverwaltnng ; Regelung des Submissions -
Wesens durch Einführung der sogenannten Lohnklanscl bei
Arbeits - und Liefernngsverträgen der Gemeinden , sowie der
von ihnen konzessioniertett Privatunternchmnngen ; Ablehnung
der Streikklausel ; Verbot der Uebertragnng von Gemeinde -
Arbeiten und - Lieferungen an Gcmeindevertreter sowie deren
Beteiligung an gewerblichen Unternehmungen , die im Vertrags -
Verhältnis zur Gemeinde stehen .

2. Specielle Socialpolitik . Einsetzung von Arbeiteransschüssen
zur Vertretung der Interessen der Genicinde - Arbcitcr ; Fest¬
stellung der Arbeitsordnungen und Arbeitsbedingnngcn unter
Heranziehung der Arbeiterausschüsse und der gewerkschaftlichen
Organisation der Gemcinde - Arbeiler ; Festsetzung der Löhne
nach Gewerkschaftssätzen ; Lohnskala nach Dienstzeitdaner ;
Achistnndentag ; Ferienurlaub niit Fortdauer der Lohnzahlnng ;
Gründung von Pcnsions - , Witwen - und Waisenkasse » , an die
klagbare Rechte gegeben werden , sowie Ausdehnung der
Kranken - , llnfall - , Alters - und Jnvnliditätsversicherung anf
alle Gemeinde - Arbeiter und Angestellten .

E. A r m e » p s l e g e. »
Weltlichkeit der Armenpflege ; weitgehendste Heranziehung

ehrenamtlicher Elemente , insbesondere der Frauen ; offene
Armenpflege mit ausreichenden Unterstütznngssätzen ; ge -
schlossene Arnienpflege in Vcrsorgungshäusern für die körper -
lich hilfsbedürftigen Armen ; Errichtung von Obdach - Asylen
und Wärmchallen ohne polizeiliche Kontrolle ; Waisen - und
Haltelinderpflege nach hygienischen und pädagogischen Grund -
sätzen .

Lindemann .

die , wenn sie auch auf die Gemeinden übertragen werden , doch .

staatliche Hoheitsrechte bleiben . Sehr klar tritt die Absurdität dieser

Unterscheidung in der württembergische » Gemeindeverfassung hervor ,
wo den Gemeinden durch Gesetz verboten ist , die Verwaltung der

Polizei an eine staatliche Behörde zu übertragen , wo aber

andrerseits der Gemeindevorsteher die staatliche Polizei ausschließ -

lich im Auftrage des Staates ausübt und nicht der Gemeinde -

Vertretung , sondern nur den staatlichen Behördcn verantwortlich ist . -

Auch politisch läßt sich diese Unterscheidung sehr leicht erklären , sie
bietet ja eine Handhabe , die Selbstverwaltung der staatlichen Behörde

zu unterwerfen , die da mit einer Hand nimmt , was sie mit der
andren nur widerwillig den Gemeinden gegeben hat . Diese ganze -
Unterscheidung zwischen dem übertragenen und dem eignen Wirknngs -
kreis der Genieinden ist nur eine politische Machtfragc der staatlichen
Bnreankratie . Man geht ans von den Verwaltungsorganen , statt
von der Natur der Verwaltnngsgebicte . Statt daß man
das Wesen des einzelnen Verwaltungsgebietes erforscht und
daraus die nötigen Folgerungen zieht , ob die Verwaltung
der centralen Bnreaukratie oder dem Verwaltnngskörper zu über -

tragen sei , hält man sich an die Thatsache , daß einzelne Gebiete

von staatlichen Organen , andre von lokalen Körperschaften verwaltet
werden und benutzt diesen Gegensatz , um die Autorität der Ge -
meinden in der weitgehendsten Weise zu beschränken . Gegenüber
diesem Unterschiede stellen wir nun die Forderung auf , daff
kein Gegensatz zwischen staatlicher und kommunaler

Verwaltung existieren soll . Es soll infolgedessen auch kein

Rangunterschied zwischen Staat und Gemeinde bestehen , es soll nicht
die Geiueiiideverivaltung der Staatsvcrwaltnng subordiniert sein ,
wie es heutzutage in allen nnsren Gemeindegesetzcn ausgesprochen
ist . Ob eine Verwaltungsfunktion von staatlichen oder kommunalen
Beamten ausgeübt wird , ist ohne Einfluß auf die Funktion oder ihr
Wesen selbst . Dagegen fließt ans dem lokalen Wesen einer Ver -

waltungsfnnktion die Entscheidung , ob sie der staatlichen oder der
kommniialeii Behörde zur Verwaltung zu übertragen ist . Daraus

fließt ferner der ebenso wichtige Satz , den wir nnsrem ganzen Pro -

gramin zu Grunde legen müssen , daß die Gemeinden u priori ein Recht
ans die Verwaltung ihrer gesanilen öffentlichen Angelegenheiten haben .
Diesem aprioristischen Recht der Gemeinden gegenüber muß die Zu -
ständigkeit der staatlichen centralistischcu Bnreaukratie stets durch
ein besonderes Gesetz begründet werden . Sprechen wir den Ge -
meinden dies Recht anf die Verwaltung aller öffentlichen Angelegen -
heiten zu . so folgt daraus ferner , daß diese Verwaltung in eigner
Zuständigkeit geschieht nnd ihnen nicht erst übertragen zu werden

brauche . Während im absolutistischen Polizei - und Beamten -

staat , von dem sich ja ein ganz bedeutendes Stück in

»nsern kvnstitntionellen Staat hinübergerettet hat , die eigent -
liche staatliche und lokale Verwaltung in den Händen
der Bnreankratie liegt , müsse » sich diese Verhältnisse mit der Ent -

Wicklung der kapitalistische » Produktion radikal ändern . Die stets
komplizierter werdenden Anfgaben der öffentlichen Verwaltung gehen
über die Köpfe der staatlichen Bnreankratie hinaus ; die Folge ist ,
daß die gesamte öffentliche Verwaltung eines Staates verkommt und

hoffnungslos dahin stagniert . So haben wir zu Anfang des borigen
Jahrhunderts de » vollständigen Bankrott der staatlichen Bnreankratie
in Preußen , der sich 1866 ' in so plötzlicher Weise manifestiert hat ;
wir haben diesen Bankrott ausgedrückt in der Städte - Ordnung von
1863 , in der jede Zeile »ach Selbstverwaltung , nach der Beteiligung
der gesamten Einwohnerschaft an der Verwaltung schreit . Aber nicht
nur da §, die wirtschaftlich erstarkte Bourgeoisie will herrschen und

regiere », es entwickelt sich die Finanzkontrolle in den Parlamenten
inid parallel damit die kominnnale Verwaltung , durch die in den
lokalen Körperschaften herrschende Bnreankratie .

'
In England wurde

der Kampf nm die lokale öffentliche Verwaltung von den Grund -

besitzen ! geführt , die dann von der Bourgeoisie und zuin Teil auch
von der Arbeiterklasse abgelöst wurden . In Deutschland hat es die

Bourgeoisie mir zu einem lahmen Koinpromiß mit

Königtum nnd Staatsbnreankratie gebracht , lvobei alle Macht
bei

'
dem Staat nnd dem Königtum geblieben ist . Es

ist für die deutschen Zustände charakteristisch , daß die

Bourgeoisie zwar herrschen , aber die Regierungsarbeit nicht selbst
leisten will ans Furcht vor der Demokratie und der Arbeiterschaft .
Der doppelte Verwaltnngskörper , in dem der Magistrat die that -
sächliche Uebcrmacht hat , die Stellung der Bürgermeister , daS Be «

slätigungsrecht der Regierniigen , ihr Aufsichtsrecht nicht nur über die

Gesetzmäßigkeit , sondern auch über die Zweckmäßigkeit kommunaler
Akte , die Disciplinargewalt des Staates — all das beweist , daß die

Bourgeoisie anf das Regieren verzichtet hat , soweit sie das kann ,
ohne ihre Existenz zu negieren .

Unsere Aufgabe muß eS nn » sein , die Grundsätze der Demo -
kratie zur Durchführung zu bringen anch in einer Neugestaltung der

Gemeindcverfassung . Zu diesem Zweck stellen wir an die Spitze
unsrer Forderungen , die wir aus dem Gebiete des Gemeinde -

versassnngswesens erheben , die Forderung nach dem

Rechte der Selbstverwaltung »
d. h. d?e Führung der gesamten öffentlichen Verwaltung einer Ge -
bietskörpcrschaft durch eine Vertretung , die von der Einwohnerschaft
gewählt wird . Damit wird die Geineindevertretnng zur Trägerin
der gesamten lokalen Verwaltung , mag dieselbe ihr durch specielle
Gesetze übertragen werden oder freiwillig von ihr übernommen sein
durch Ueberführnng von privaten Betrieben oder ihr zustehen , nach
dem Satze , daß alle lokale Verwaltung ihr ans eignem Rechte
zukommt . Das ist eine außerordentlich wichtige Forderung .
Hcntzntage wird in den meisten Gemeindeverfassniigs - Gesetzen nur der

eigentliche Wirkungskreis dein Bürgermeister und den Stadtverordneten
oder dem Magistrat und den Stadtverordneten übertragen , während
der sog . übertragene staatliche Wirkungskreis der Gemeinden nicht
von den Gemeinden oder der Gemeindevertretung , sondern von
kommunalen Beamten im Auftrage des Staates ausgefüllt wird .
Das sind je nach den verschiedenen Vnndesstanten die Bürgermeister
oder die Magistrate . Es liegt anf der Hand , daß diese
komninnasen Beamten durch eine derartige eigentümliche
Gestaltung ihrer Stellung in einen Konflikt kommen .
Sie bekleiden die doppelte Stellung von Geincindebeamten und
Staatsbeamten , nnd wenn der Bürgermeister auf der einen Seite
als der Verwalter der Ortspolizei jeden Befehl seiner vorgesetzten
staatlichen Behörde nachznkoinmen hat , so hat er auf der anderen
Seite als der oberste Beamte der koininniialen Verwaltnng in Kon -
flikten zwischen der Gemeinde nnd der staatlichen Behörde die Rechte
der Gemeinde zu wahren . Die Menschen müssen aber erst noch ge -
fnnden werden , die eine derartige Doppelstellimg in befriedigender
Weise bekleiden können . Das Resultat ist dann anch inimer das ,
daß der kommnnale Beamte die Aufträge der staatlichen Behörde
in erster Linie ausführt , weil er eben unter dem direkte »

Disziplinarrecht nnd der DiSciplinarbefngnis der staatlichen
Behörde steht , während er erst in zweiter Linie daran denkt , die
Rechte nnd Kompetenzen der Gemeinde gegenüber den staatlichen
Behörden zu wahren .

Wahlrecht .
Wir stellen dann die Forderung auf , daß die Einwohnerschaft

einer Gemeinde zugleich die Wählerschaft sein soll , daß die Ein -
wohner einer Gemeinde , soweit sie mündig sind , daS aktive und
Passive Wahlrecht besitzen sollen ohne Ilnterschied des Geschlechts ,
der Stenerlcistnng und der Staatszngehöiigkeit . Wir erklären uns
also hiennit gegen das Princip der Bürgcrgemcinde , wie es noch in
einer Reihe von�deutschen lGcineiudevcrfassnngs - Gesetze » ent -
halten ist , und zwar erklären wir uns deshalb gegen
die Bürgergemeinden nnd stellen uns anf den Boden des
Princips der Einwohiiergemeinde , weil die Entwicklnng der
Industrie die Ansässigkeit der Gcineindebürger zerstört hat , weil
ein großer Teil der früheren Gemcindebürgc ' r die Ansässigkeit ver -
loren hat und durch die Bedürfnisse der Großindustrie bald hierhin ,
bald dorthin auf längere oder kürzere Zeit verschlagen wird . Ist
einmal durch die Entwicklung der Jiidiistric diese Stabilität der Ge -
meindebürger zerstört , so müssen wir auch aus dieser wirtschaftlichen
Thatsache die Konsequenz für nnsre Gemeindeverfassiing ziehen und
die Bürgergemcinde durch die Einwohnergemeinde ersetzen . Die
notwendige Folgerung ist dann , daß alle Bürgerrechts -



Gebühren fortfallen und daß das Institut der Bürgernutzungen
ebenfalls aufgehoben wird und diese Bürgermitzimgen in die all¬
gemeine Gemeindekasse übergeführt werden . Wenn wir sagen , daß
die mündige Einwohnerschaft das aktive und passive Wahlrecht be
sitzen soll , so versieht es sich von selbst , daß auch die Frauen in
gleicher Weise aktiv wie passiv wahlberechtigt sein sollen , ebenso daß
sämtliche Privilegien , die sich ans dem Besitz , auf einem gewissen
CensuS oder auf dem Hausbefitz aufbauen , aus der Gemeinde
Verfassung heraus sollen . Wir haben , wen » wir diese Forderungen
durchgeführt haben , ein sehr weitgehendes Wahlrecht . Die
einzige einschränkende Bestimmung

'
wäre die , daß eine

gewisse Anfenthaltsdaner innerhalb der Gemeinde vorgeschrieben
werden muß . Die wirtschaftlfthe Enlwicklung hat es ja dahin ge
bracht , besonders in den Betrieben , die ans Wanderarbeiter an -
gewiesen sind , daß große Massen von Arbeiter » ans ganz kurze Zeit
sich in andren Gemeinden ansiedeln müssen und dort ' ihren Wohnsitz
snr Perioden von drei , vier oder noch weniger Monaten nehmen .
ES liegt auf der Hand , daß wir einer solchen zugewanderten Arbeiter
schast niemals das Wahlrecht in der Gemeinde ihrer Zuwanderung
geben können . Deshalb werden ivir eine bestimmte Anfenthaltsdauer
etwa von 6 Monaten festsetzen müssen .

Als weitere Forderung ist zu erheben die Forderung eineS
Proportionnl - WahlrechteS . Diese Forderung ist ja schon in dem
neuen Entwurf einer Gemeinde - Ordnnug , der jetzt in Württemberg
ans der Tagesordnung steht , aufgestellt ivorden . Hierin ist die Pro
portionalvertretung für die größeren Stadtgen , einden mit mehr als
10 ( XX) Einwohnern bereits anfqenvnnncn . Dies Proportionalwahl -
recht hat natürlich nicht nur für die Gemeindevertretungen selber ,
sondern auch für die von diesen Geineindevertretungskörperu gewählten
Deputationen zu gelten .

Was die

Organisation der Gen « einde ? ollegten

angeht , so haben wir ja in Deutschland zwei große Gruppen neben
einander . Die eine ist die Gruppe der Gemeinde » mit Magistrats -
Verfassung , die andre die Gruppe der Gemeinden mit Bürgermeisterei -
Verfassung . Bei der Magistratsvcrfassiing gehen die Stadtverordneten
ans direkten Wahlen hervor , während der Magistrat ans indirekten
Wahlen hervorgeht, ' d. h. vom Stadtverordneten - Kolleginm gewählt
wird . Die Stadtverordneten sind nur ein Beschluß - und Kontroll -
organ , während die eigentliche Verwaltung in den Händen des
Magistrats liegt . Der Magistrat ist dann zugleich auch der Orts -
vorstand und untersteht als solcher der Disciplinargelvalt der Re -
gierungSbehörden . Die Bürgermeisterei - Verfassung unterscheidet sich
von der Magistratsverfassnng dadurch , daß in ' der erstcren der
Bürgermeister alle Funktionen hat , die der Magistrat in der andren
Gruppe besitzt . Durch diese Häufung von Funktionen in den
Händen des Bürgermeisters erhält derselbe ein so weit -
gehendes llebergewicht , daß diese Bürgermeisterei - Verfasiung
an daS schlimmste französische Präfektensyftein erinnert .
Bei dem Zweikainmer - System , eben der Magistratsverfassnng , ist es
charakteristisch , daß zwei Organe neben einander bestehen , von denen
daS eine Beschluß - und Kontrollorgan ist , während daS andre , der
Magistrat , Beschluß - und Verwaltungsorgan ist . Die Folge des
Nebeneinanderarbcilens der beiden Organe ist die , daß sich zwischen
beide » fortgesetzt Konflikte und Reibungen ergeben . Die Geschichte
preußischer kommunaler Körperschaften liefert dafür ei » reichhaltiges
Material . Eine weitere Folge des Zweikammer - SystcmS ist der
schwerfällige Geschäftsgang in der Gemeindeverwaltung . Dieser
schiverfällige Jnstanzenzng . ' der von den Depntatione » zum Magistrat
und vom Magistrat zur StaMverordneten - Versamnilnng geht , muß
sich besonders lästig bemerkbar machen , Ivo cS sich um die Ver -
waltnng von wirtschaftlichen Instituten handelt . Da nun unser Ziel
und unsre Aufgabe dahin geht , die Iveitergehcnde Uebertragung
wirtschaftlicher Funktionen auf die Gemeinde zn erreichen , so haben
auch wir das größte Interesse daran , dies Zweikammersystem zu
ersetzen durch ein Einkammersystem . Durch Aufteilung der gesamten
Verwaltungsarbcit unter die Deputationen läßt sich die
Gemeindeverwaltung in einfacherer Art und Weise fuhren , als
wenn die einzelnen Deputationen nun wieder dem Magistrat
verantlvortlich sind und der Magistrat seinerseits der Kontrolle des

Stadtverordneteii - KoNeginms unterstellt ist . Das Einkammersysten ,
hat dagegen den großen Vorzug , diesen Instanzenweg innerhalb der

Gemeindeverwaltung abzukürzen und in Verbindung mit dem System
der Kommissionen hat cS den weiteren großen Borzug , daß es sich
den Bedürfnissen der Gemeinde , der großen wie der kleinen Gemeinde .
in der vorzüglichsten Weise anschmiegt .

Von nicht minderer Bedeutung ist ferner die Regelung deö
VerhiiltnisieS zwischen Gcineindc nnd Staat .

Die staatliche Macht kommt zum Ausdruck in dem Anssichts -
und Bestätigungsrecht , das von den staatliliien Behörden rein »ach
ihrem Ermessen ausgeübt wird . Nur in Württemberg besteht die

Bestimmung , daß die staatliche Bestätigung der gerichtlichen Eni -
scheidung unterworfen werden darf . I » allen übrigen Staaten ent -

scheidet die Regierung ohne Angaben von Gründe » »ach Willkür .
Die Forderung der Beseitigung des BestätignngsrcchteS ist nur eine

Folge rmsrer Auffassung der Gemeinde alS einer felbstvenvalteten
Gebietskörperschaft . Was das Aussichtsrecht des Staates anlangt , so ist
die Gemeinde eingegliedert in den Staat ; ihre Thätigkcit unter ' liegt der

staatlichen Gesetzgebung . Daraus folgt , daß dafür gesorgt werden
muß , daß die Genreinden die Gesetze beobachte ». Ilm diese Gesetz -
müßigkeit zu garantieren , genügt das Recht der Kenntnisnahme der
kommwialen Akte und das Recht der Inspektion . In allen diesen

Fällen , wo es sich um die Prüfung der Gesetzmäßigkeit handelt , ist
eine gerichtliche Nachprüfung möglich . Dagegen ist nichts einzu -
wenden . Anders steht eS bei der staatlichen Aussicht über die Zweck -

Mäßigkeit kommunaler Verwaltungsakte . Hier steht daS reine Er «
messen der staatlichen Behörde , d. h. der höheren Selbstverwaltungs -
behörde gegenüber dem Gemeindebeschluß . Es handelt sich z. B. um die
Genehmigung vonOrtsstatuten der Gemeinden . Die heutige Gesetzgebung
geht aus von einem Subordinations - VerbältniS , daS zwischen Staat
iind Gemeinde bestehen soll . Das ist ein Irrtum . Zwischen Gebiets¬
körperschaften , von denen die eine der andern eingegliedert ist , kann
es selbstverständlich kein Subordinationsverhältnis geben . Sub -
ordination ist nur möglich in einem Beamtenkörper .

Erst ans diese Art und Weise gewinnen die Genieinden die Auto -
nomie , die heute in Deutschland nur auf dem Papier steht , von den
Regierungen aber immer im Munde geführt wird , während sie ebenso
oft auf sie Attentate machen , und zwar unter dem Borwand , daß
man neue Selbstverwaltungskörper schafft . Immer aber handelt es
sich darum , das kleine Matz von Autonomie zu beschränken .

Mittel zur Ersiillnng der Gcmeiude - Aufgabcn .
Ich komme mnimehr zu der nicht minder Ivichtigen Frage nach

den Mitteln und Wege » , aus denen die Gemeinde ihre Aufgabe er -
füllen kann . Wir müsse » der Gemeinde die notwendigen Mittel
liefern . DaS erste Mittel hierzu ist die Bildung leistungsfähiger
Geniciiide ». der Zusammenschluß der zahllosen Zwerggemeinden , die
eS in Deutschland giebt , zu Großgemeinden für bestimmte Berwaltungs -
zwecke . Die WohnnngSinspeklion kann z. B. kleinen Gemeinden gar
nicht übertrage » iverdcn , weil hier nicht die Männer gefunden werden
können , die eine erfolgreiche Inspektion vornehmen können .

Dann stehen der Gemeinde zur Verfügung als finanzielle
Mittel die Erträgnisse des GemeindevermögenS ,

'
ihrer Wirtschaft -

lichen Unternehmungen , die Gebühren für die Beiintzuiig
einer Reihe von Gemeinde - Einrichtungen , die Zuschüsse
des Staates und die Steuer » . Betrachten wir die Einnahmen der
Gemeinden ans den wirtschaftlichen Unternehnnmgen , so niiissen wir
untersuchen , ob die Gemeinden ihre Betriebe so betreiben solle », daß
sie Ileberschüsse abweisen , oder ob die gesamten Ueberschiiffe in Preis -
reduktionen den Konsumenten , de » Einwohnern zn gute komme »
sollen , wobei selbstverständlich Rücklagen für die Amortisation des
aufgewendeten Kapitals mit in

'
Rechnimg zn stellen find .

Durch die Mnnicipalisierung gewerblicher Betriebe wird an ihren ,
kapitalistischen Charakter an und für sich nichts geändert . Dazu wäre
es nötig , daß der Profit , den sie abwerfen , ans der Welt geschafft
wird . Die Genreinden sollen nach unsrer Anffassnng nicht »ach dem

Grundsatz verfahre », den größten Profit aus ihre » Betrieben heraus -
zuschlagen , sondern sie sollen die Leistung von Diensten und die Pro -
dnktion von Waren durch die Regieübernahnre auS dein Gesamt¬
gebiet der kapitalistischen Produktion herausheben und zu einem
Teil der öffentlichen Leistungen umgestalten . Damit ist eine
Profittvirtschaft »ntürlich nicht ' vereinbar . Wir müssen nun unter -
suchen , welche Wirkungen die im Interesse eines Ueberschuffes höher
eingesetzte » Preise ausüben , ob es gerecht ist , die Ucberschüffe zur
Steuererleichtermig oder zur Deckung des Dcficits andrer Anstalten
zu verwenden . Sehr intereffant ist' in dieser Beziehung die Frage
der Ueberschiiffe der Gas - und Elektricitötswerke . Zn den Gas -
konsumenten gehören zahlreiche kleine Handwerker und Beamte , zu
den Elektricitätskonsumenten sehr kapitalkräftige Leute . Wir stehe »
vor der Thatsache , daß beim Profitbetrieb die kleine » Gaskonsumenten
sur das Deficit zahlreicher Elektricitätswerke auskommen oder , wenn
die Elektricitätswerke Ueberschiiffe abwerfen , in den Ueberschüsse » der
Gaswerke für die reichen Leute mit bezahlen müssen und sie vor
höherer Belastung schützen . Die Gnsautomaten - Besitzcr gehören ohne
Zweifel nicht zur besitzenden Klosie . Der durchschnittliche Verbrauch
eines Gasautomaten ist auf 275 Kubikmeter im Jahre anzu -
nehmen . ES giebt nun Städte , die 8. 5 Pf . Ueberschuß pro Kubikmeter
aus dem Gas herauswirtscbaften . Das bedeutet also für den Gas -

automaten - Besitzer eine jährliche Belastung von 24 M. Diese kommunale
Ueberschnßwirtschaft bedrückt die »ichtbesitzenden Klassen . Die Gründe
für die Ueberschnßivirtschaft sind erstens die Möglichkeit , Profit zu
machen , die als Ansporn der Direktion dienen , zweitens die Ent -

schädigung für das Risiko , doS aber von den Konsumenten getragen
wird . ' Das Geheimnis der Ueberschußtvirtschaft ist das gleiche wie
bei den indirekten Stenern . Zahlreiche neue Bedürfnisse entstehen
in den Städten , die Geld kosten . Die Kommunen scheuen sich , ihre
reiche » Einwohner stärker heranzuziehen .

Die Hauptsache für uns ist die socialpokitische Gestaltung der
Tarife . Bei Einrichtungen der Volkshygiene muß der Tarif die Be -

Nutzung durch das Publikum sichern , bei solchen der Wirtschaftspflege
die kleinen Konsumenten mindestens nicht schlechter stellen als die
großen Konimnente » . Heute aber wird bei de » Wasserwerken de »
großen Abnehmern manchmal ei » Rabatt bis zu 50 Vroz . gewährt .
Wir müssen mit dieser Rabattivirtschaft aiifränine », denn der Ein -
wurf , daß sie nolwendig sei . um die großen Konsumenten von der

eignen Herstellung abznbalten . ist hinfällig : zahlreiche Städte besitze »
ciiie » Einheitstarif , ohne daß diese Folge bei den großen Konsumenten
eingetreten wäre .

Bei der Regelung dcS kommunale » SteuerwesenS werfen

sich eine ganze Reihe ivichtiger Fragen auf . So entsteht zunächst die

Frage , ob die abiolute Steneranlonomie der Gemeinde richtig ist
ober die staatliche Regelung des koniniunalen SteuerwesenS . In der

Resolution treten Ivir für die ziveite Regelung ein . Die Erfahrnnge » ,
die sächsische Städte mit der Finanzautonomie bieten , sprechen
nicht für den Grundsatz der absoluten Gemeinde - Autonomie .

Die ziveite wichtige Frage ist . ob die kommrmale Steiicrleistring

nach der Leistungsfähigkeit oder nach dem Interesse erfolgen solle .
Diö Resolution stellt die Sterierleistimg nach der Leistungsfähigkeit
voran . Es handelt sich dabei um die Einkommens » . Vermögens - und Erb -
chaftsstener . Die Bestenerung nach dem Jnlereffe ist aber als Er -

gäiizimg notivendig , vor allem , wo es sich um die Wertsteigerung des I

Grund und Bodens handelt , die für die Gemeinden abgefangen
werden muß . Die bürgerlichen Kommmialsteuer - Reformer haben
eine große Reihe von Vorschlägen gemacht , die sich mit der Ab -
fangung dieser Wertsteigerung beschäftigen . Sie habe » Stenern ans
den genieinen Wert des Grund und Bodens , die Banplatz - Steuer
und die Jmmobiliar - Umsatzsteuer , vorgeschlagen . Leider ist es mir
nicht möglich , im einzelnen aus alle diese Steuern einzugehen .
Den größten Vorzug rämne ich der Jmmobiliar - Unisatzsteuer
ein , sobald sie freigemacht ist von den fiskalischen Beschränkungen ,
proportional dem Wertzuwachs bemessen wird und nicht nur di «
onerosen Geschäfte , sondern auch den Besitzwechsel durch Erbgcuig
trifft . Diese Steuer hat den großen Vorzug , daß sie nicht abgewälzt
werden kann , da sie nicht alle Grnndstiicke gleichmäßig proportional
dem Werte trifft , sonder » ein Grundstück so oder so nach
dem Wertzuwachs . Die Grundstücke haben einen bestimmten
Marktivert , der sich nicht individuell bei den einzelnen
Grundstücken um die Höhe der Steuer steigern läßt .
Mit de » Steuern und Ueberschüsse » der gewerblichen Unternehmungen
allein ist es der Genreinde nicht nröglich , alle ihre Aufgaben zu er -
füllen . Es ist notivendig , daß der Staat mit seinen reicheren Mitteln

eingreift und Znschilsse gewährt . Dabei wird es sich vor allem nur
die Gebiete handeln , die mit dem allgemeinen staatlichen Interesse
in einer gewisse » Beziehung stehen , also um die Volkshygiene —

Fenerlöschivesen , Wasserversorgung — um das Schulwesen , um die

Armenpflege .
Sollen die staatlichen Znschüffe nun allen oder nur den be -

dürftigen Gemeinden zugewendet werden ? Ans jeden Fall muß das
Ermessen der Regierungsbehörde ausgeschlossen werden . Es müssen
gesetzliche Normen für die Fälle der Bedürftigkeit der Genreinden

festgelegt tverden . Weiter müßte Fürsorge getroffen werden , nm die

Selbständigkeit der Kommunen gegenüber der staatlichen Aufsicht bei
der Verwendung staatlicher Zuschüsse zn sichern . Die Zuschüsse müssen
den Gemeinden ' zur freien Verwendung übergeben werde » nach den

gesetzlichen Vorschriften . Bei ungesetzlicher Verivcndnng müßte der
Staat nrif Rückzahlung klagen . Die Bedeutung der staatliche » Z» .
schiisie liegt darin , daß sie der einzige Weg sind , den leistungS -
unfähigen Gemeinden die notwendige Hilfe zu geivähren . Diese
Leistungsunfähigkeit der Gemeinden hat ja zu der Forderung geführt ,
daS Schulwesen , die Armenpflege zu verstaatlichen . Geivähren ivir den

leistuilgSuiisähigen Gemeinden StaatSznschüsse , so entfällt damit einer
der Hauptgründe , den Gemeinden die Berivaltung dieser wichtigen
Gebiete zn nehmen .

Ich komme nun zur Besprechung einer Reihe von Einzel -
punkten , die ich herausgreifen will aus dem gesamten Abschnitt , der
die einzelnen Forderungen enthält , die wir an die Gemeinden stellen .
In der Resolution wird den Gemeinden die Fürsorge für die Ernährung
überwiesen . Die Gemeinden sollten so iveit als möglich die Käufer vor

Uebervorleilung schützen , dem Lebensmittelverkehr geregelte Bahnen an -
weisen rmd so dafür sorgen , daß die Ströme deS Verkehrs in ausreichender
Stärke die einzelnen Teile des Gemeinwesens durchfluten ; sie sollen
aber noch weiter gehen nnd selbst in die Produktion der Lebensmittel

eingreife ». Dafür spricht einmal die Rücksicht auf die Volks -

gesiurdheit. Trotz der NahrungSmittel - Aemter in den einzelnen
Gemeinden ist das Publikum Fälschungen gegenüber hilflos .
So hat zum Beispiel die städtische Milchkontrolle einen

vollständigen Bankrott erlitten . Ein zweiter Grund ist die Billigkeit
der Produkte . Diese werden teils in monopolistischen Riesenbetrieben

hergestellt , teils in Kleinbetrieben . Befindet sich das Publikum bei

erstcren geradezu Monopolen gegenüber , so werden bei den Klein -
betrieben die Produkte infolge ' der Ringe und der Hochhaltung der
Preise verteuert und verschlechtert . Dazu kommt , daß sich in den

letzten Jahrzehnten der Kampf zwischen Stadt und Land in einer Weise
ausgebildet hat . wie nie zuvor . Die Städte sehen sich agrarischen
Ringen gegenüber , die nicht nur bei den Regierungen , sondern auch
bei den Kleinhändlern der Städte selbst Unterstützung finden . Nicht
überall liegen die Verhältnisse so wie in Berlin , Ivo die Milch -
Händler sich im eignen Interesse gegen die Monopolbestrebungen deS

agrarischen Ringes ivchren . In
wir beobachten können , daß die
agrarischen Monopolisten zusammen
Gegen derartige Bestrebungen müssen
einschreiten , »nr ihre Bürger zu schützen .
keit der Gemeinden

andern Städten habe »
Kleinhändler mit den
die Preise verteuern .

die Gemeindeverwaltungen
Dadurch wird die Thätig -

wirtschaftlich organisatorischen . Aberleit der Gemeinden zu einer wirticyalluch organ >>atoriscyen . Aber
gerade wegen dieses Charakters stößt sie auf die größten Hindernisse
und Schwierigkeiten . Die Produktion der Lebensmittel und der Ber -
kehr in ihnen ' sind so in den kapitalistischen wirtschaftlichen Mechanis «
mus hineingewachsen und so sehr Bestandteile desselben aeivorden ,
daß jeder Versuch , sie stückweise herauszuheben aus dem schädlichen
Boden , auf die erbittertste Feindschaft der Jntereffenten stößt .
Bei diesem Kampf vergißt selbst das Kleinhändlertum in den Reihen
unsrer Partei sehr oft die Zusammengehörigkeit mit der Gesamt -
Partei . In welcher Weise die Gemeinden die Privatwirtschaft zu
ersetzen vermögen , ist eine Frage , die einer speciellen Untersuchung
vorbehalten ist . Es sei nur betont , daß die Gemeinden sich auf die
Produktion der Massengüter beschränken müssen , d. h. von Waren ,
die in ziemlich gleichbleibendenQuantitäten und in wenigen Qualitäten
i » großer Masse von der Bevölkerung konsumiert werden , wie Milch ,
Brot , Fleisch und Bier .

Wegen der vorgerückten Zeit bricht Redner sein Referat ab , um
es in der nächsten Sitzung fortzusetzen .

BegriißungStelegrammesindeingesandtvomDentschensocialistischen
Leieklnb i » Paris und vom Verband der Hafenarbeiter , Mitgliedschaft
Schauerleute , Altona .
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Parteitag
der deutschen Socialdemokratie .

Fünfter Verhandlungstag .
M ü u ch e n , 19. September .

Freitag - Bormittagssitzung .

Beginn 8»/4 Uhr . Den Vorsitz führt Genosse Vollmar .
Eingegangen ist ein Begrnßiingslelegramm vom Kommunistischen

Acbeiter - BUdlingsverein London .
Singer ersucht , ini Laufe der nächsten Stunden schriftliche

Vorschlagslisten für die Wahl des Vorstandes und
der Controleure beini Bureau einzureichen .

Dr . Lindemanu

fährt in seinem Referat über Punkt 6 der Tagesordnuug „ Kom -
munalpolitik " fort :

Mit deni nächsten Punkt , den ich zu behandeln habe , dem

Städtebau - und Wohnungswesen
hat sich bereits der vorjährige Parteitag beschäftigt , so daß ich nicht
nolwendig habe , auf die graste Frage des Städtebauweseus
und des Wohuungsivesens in allen Einzelheiten einzugehen .
Ich beschränke mich daher darauf , einige strittige Punkte einer
kürzeren Besprechung zu unterziehen . Die Resolution beginnt mit
der Forderung einer gesunden Wohnungspolitik durch die Gemeinden
und sie empfiehlt als die wesentlichsten Mittel für ihre Durchführung
die Erwerbung von Grund und Boden seitens der Gemeinden , die
Umgestaltung und Ausbildung der Bebaunngspläue und Bauord -
nungen und endlich den Ausbau und Betried kommunaler Strasten -
bahnnetze . Das sind ja nur Palliativiuittel ; es kann wohl etwas
damit erreicht werden , aber nicht alles . Das graste Mittel , die Eut -
eignung von Grund und Boden , wird den Geuieindeverwaltuugeii
sobald nicht in den Schoh fallen , und solange dieses Mittel fehlt ,
must versucht werden auf andrem Wege dem Ziel näher zu kommen .
Dazu dient in erster Linie der Ankauf von Grund und Boden durch
die Gemeinde . Die Gemeinden müssen da selber auf dem Markt als
Spekulanten erscheinen undsich indcnBesitzmöglichstzahlreicherTerraiiis
setzen , sie müssen durch besondere Mastregeln den Preis des Grund und
Bodens möglichst niedrig zu halten suchen . Hier ist es vor allem der Be -
bauungsplau und die Bauordnung , durch die es möglich ist , die
Bodenausnützung zu beschränken , die Mietskaserne , dieses scheustlichste
Produkt des Städtebaues zu bekämpfen und den Kleinbau zu fördern .
Bei der Festlegung von Bebauungsplänen und dem Erlast von Bau -
ordnungen drängt sich zunächst die sehr wichtige Frage auf , inwie -
fern eine weiträumige Bebauung des Gemeindegebictes stattfinden
soll , und hier begegnen wir in den Reihen , nicht nur der deutscheu ,
fondern auch der ausländischen Socialdemokratie einer Meiunngs -
Verschiedenheit . Die einen ivenden sich gegen eine weit -
räumige Bebauung . weil sie der Ansicht sind ,

'
dast dadurch die

Mielspreise gesteigert werde » , sie treten ein für hohe Häuser , ja
sogar für Dachwohiumgen . Vom volkshygienischen Staudpunkt
aus müssen wir die Mietskasernen ohne weiteres verwerfen . Wir
trachten danach , dast nicht nur die oberen Zehntausend , sondern auch
die Arbeiter dessen teilhaftig werden , was die moderne Bautcchnik
den Neichen zur Verfügung stellt . Es kann doch nicht niijer
Grundsatz sein , für die Herren die Villen , für die Arbeiter die Micts -
knsernen zu schaffen . Von dem Bauunteniehmertum , von dem Haus -
besitz wird die Verbilligung der Mieten ins Feld geschickt , um da -
hinter durch groste Bodenausnützung und den Bau von Mietskaserne »
die Grundrente in die Höhe zu treiben und als Folge davon die
Mieten zu steigern . Die fingierte Arbeiterfreuudlichkeit der Bau -
Unternehmer und Bodenbesitzer tritt ein für die Mietskasernen , weil
sie angeblich der Arbeiterklasse ein centraleres und billigeres Wohne »
gestatte . Wir dürfen uns durch diese fingierte Arbeiterfreuudlichkeit
Nicht täuschen lassen . Es ist durchaus nicht wahr , dast die
Wohnungen in den Mietskasernen billiger sind als in den kleinen
Häusern . Wenn wir die Mietspreise solcher Städte , in denen
die Mietskaserne vorherrscht , vergleichen mit den Mietspreisen solcher
Städte , in denen das kleine Wohnhaus vorherrscht , so liegt der Vor -
teil durchaus auf feiten der Städte mit Mietskasernen . In London
entfallen auf ein Wohnhaus im Durchschnitt 8 Personen , in London
must eine Familie durchschnittlich ' /w —V« ihres Einkommens für die
Miete aufwenden . In Berlin , wo auf ein Haus etwa die fünffache
Bewohnerzahl entfällt , steigt der Teil des Einkommens , der für die
Miete ausgewendet werde » must , auf t/i —Vs. Es ist also durchaus
nicht wahr , dast die Mietskaserne die Mietspreise verbilligt . Damit
entfällt das wichtigste Moment , das für eine enge , geschlossene Be -
bauung des Städtegebietes spricht . Wahr ist nur , dast da ,
wo einmal die Mietskaserne die herrschende Wohuform ist ,
wo die gesamte Bauordnung auf die Mietskaserne zu -
geschnitten ist , natürlich der Kleinhäuserbau koukurreiizunfähig
ist , weil eben der Grund und Boden für die Errichtung voii
kleinen Häusern zu teuer wird . Um nun den Kleinwohnungsbau ,
unter dem man sich nicht ausschliestlich den Bau von Einfamilieii -
Häusern zu denken braucht , wieder konkurrenzfähig zu »lachen , must
auf gesetzgeberischem Wege eingegriffen werden . Es must der Grad
der BodenauLnützuiig durch Ortsstatute deschränkt werden durch Vor¬
schriften , die die hygienisch vorteilhafte weite Form der Bebauung
vorschreiben und die Mietskasernen einschräiikcnde Bestimniungeii
enthalten . Selbst wenn durch derartige Beschränkungen der Boden -

ausnützung die Mieten nicht billiger würden , so würden die Arbeiter

doch gesünder und besser wohnen als in den Mietskasernen , wie sie
sich heute in den modernen Grohstädten bis weit hinaus in die
Vororte auftürmen . Ueber die Frage der Wohnungsämter kann ich
wohl hinweggehen , da über die Einrichtung , die Aufgaben , die solchen
Wohnungsämtern zuzuweisen sind , keine Meinungsverschiedenheiten
in unsrer Partei bestehen . Dagegen will ich noch mit einigen
Worten auf die Frage der

Baugenoffenschaften
und speciell der Unterstützung derselben durch die Gemeinden ein -

gehen . Der Lübecker Parteitag hat in seiner Resolution über die

Wohnungsfrage sich gleichfalls niit den Baugenossenschaften be -

schäftigt und ' hat eine qualifizierte Empfehlung derselben gegeben .
Ueber die Frage , ob wir für eine finanzielle Unterstützung der Bau -
genossenschaften einzutreten haben , hat sich der Lübecker Parteitag
nicht ausgesprochen . In dieser Frage stehen sich bei unser » Genossen
zwei Ansichten gegenüber , von denen die eine sich gegenüber dem

gesamten Baugeiwssenschaftswesen ablehnend verhält , während die
andre , zahlreicher vertretene , sich für eine finanzielle Unter -

stützung derselben durch die Gemeindeverwaltungen ausspricht . Die

Programme von Braunschweig , Schleswig - Holstein . Hessen usw . ,
fordern alle eine Unterftühnng des Baugenosscnschaftsweseus durch
die Gemeinden . Die Ansicht , die jede Unterstützung von Bau -

genossenschasten ablehnt , geht doch wohl zu weit , es kommt auf den

einzelnen Fall an ; immer wird zu untersuchen sein , aus welcheni
Personenkreis sich eine solche Genossenschaft zusammensetzt , wie die

Eiutrittsbedingungen , die Beiträge sind , ob das Princip des Ge¬

samteigentums gewahrt bleibt . Vor allem ist zu fragen : wie stellt

sich die Baugenossenschaft , zu dem Grundsatz , dast die Mieten

principiell so zu bemessen sind , daß sie nur die Kosten und die

Amortisation decken . Nach Beantwortiing dieser Fragen ist unsre

Stellung zu bemessen . Wir kommen nun zur

Volksbildung .
Ich beginne mit einer Besprechung der Forderung , welche wir

in sehr vielen Kommunalprogranimen begegnen und die ein beliebtes

Schlagwort auch in unsrer Laudtagspolitik ist , die Forderung nach
der Verstaatlichung der Volksschule . Was ist damit gemeint ? Soll

damit gemeint sein , dast die Volksschule nicht von Privatunternehmern ,
sondern von öffentlichen Gebiets - Korporationen verwaltet werden

te Jewirtf
soll ? Nein , man versteht unter dieser Forderung die Uebernahme
der Lasten des Volsschulwesens auf den Staat, ' die Ucbertragung
der Verwaltung des gesamten Volksschulwesens auf eine staatliche
Bureaukratie . Diese

'
beiden Dinge lassen sich nicht trennen .

Die Uebernahme der Kosten bedingt auch die Uebernahme
der Verwaltung . Der Staat würde sich die Verwaltung oder doch
wenigstens eine weitgehende Beaufsichtigung der Volksschule ciusbedingen
Können wir dafür eintreten ? Der leitende Gedanke must immer der
sein , dast die Gemeinde von vornherein das Recht auf die Führung
der lokalen Verwaltung hat . Ist nun das Volksschulwesen eine
solche lokale Angelegenheit ? Ohne Zweifel I Allerdings hat der
Staat ein grostes ' Interesse an dem guten Zustande des Schulwesens
in den Gemeinden , das kommt zum Ausdruck im Schulgesetz und im
Aufsichtsrecht . Das Hauptinteresse am Schulwesen aber hat doch die
Einwohnerschaft eines Ortes . Zwischen ihr und der Volksschule
laufen so enge Fäden , dast wir sie nicht ohne weiteres durch
Uebertragnng an eine staatliche Bureaukratie zerschneiden
wollen . Auch im Wesen der Volksschule ist diese Uebertragung
nicht begründet . Der Bau von Volksschulen , die Einrichtung
von Turnhallen , Spielplätzen , Brausebädern kann die Gemeinde
ebenso gut vornehmen wie der Staat . Fortschritte , wie die Anstellung
von Schulärzten , sind viel eher von der Gemeinde zu erwarten , als
von der staatliche » Bureaukratie , die das „ Ruhende nicht bewegen "
will . : Zudem ist noch die Zustimmung des Landtags erforderlich und
wie da die Majoritäten beschaffen sind , wissen wir . Wie es mit der
staatlichen Verwaltung aussieht , kennen wir bei der Ortspolizei .
Der Hauptgrund , der für die „ Eutkommuiialisierung " der Volks -
schule angeführt wird , ist : dast sie unter staatlicher Verwaltung außer -
ordentliche Fortschritte machen würde . Das wage ich zu bezweifeln ,
der Staat betreibt seine Verwaltung nach dem Grundsatz der
geringsten Kosten . Vielleicht würde etwas gebessert werden bei den
Landschulen , aber nur soviel , als die leitenden Gewalten auf dem
Lande , die Junker gestatten , und das ist sehr wenig . Dagegen
würden die Volksschulen der großen Stadt leiden , eine Stagnation
würde eintreten . Schon im Interesse unsrer Partei , deren Ker' ntruppe
doch das Proletariat der großen Städte ist , haben wir hier den
kulturellen Fortschritt der Entwicklung des Volksschulwesens zu
fördern . Diese Entwicklung aber ist eine Kurve , deren Spitze das
städtische Volksschulwescn bildet . Man könnte mir eutgegenhalten ,
dast z. B. Berlin von den staatlichen Behörden zur Einführung der
achten Schulklasse gezwungen werden mnstte . Drehen wir einmal
die Sache um und fragen wir : Hätte der Staat , wenn er das ge¬
samte Schulwesen verwaltet , das achte Schuljahr eingeführt ?
Darauf werden wir alle nur mit nein antworten können . Wichtig
ist auch noch der politische Grund , der uns abhalten must , eine
neue Bureaukratie zu schaffen . Die Bureaukratie ist der hartnäckige
Gegner unsrer Bestrebunge » , wir haben sie nicht zu stärken .
Weist mau all dem gegenüber auf die inaugelnde Leiftuugs -
fähigkeit und die Niicksiäudigkcit vieler Gemeinden hin . so sagen
wir : die mangelnde Leistungsfähigkeit beseitigen wir durch staatliche

Zuschüsse , die Rückständigkeit der Gemeinde aber bekämpfen wir durch
die Aufklärung und Agitation , die von unsrer Partei ausgeht .

Alles , was ich eben gegen die Verstaatlichung des Volksschul -
tvescus ausgeführt habe , gilt auch gegen die Verstaatlichung der

Atmenpflege .

Hier kommt noch der neue Einwand hinzu : Wie will die staat¬
liche Verwaltung diejenige Individualisierung durchführen , die doch
das charakteristische Kennzeichen der Armenpflege ist ? Es würde dazu
ein so ungeheures Beamteuhcer notwendig sein , dast die Kosten
sich vielleicht auf das Doppelte und Dreifache ? belaufen würben
und das Resultat würde doch ein unbefriedigendes sein .
In kleinen Gemeinden müßte der Staat doch auf die Ge -
meindebeamten zurückgreifen . Da ist es schon richtiger , die Armen -
pflege den Genieinden zu übertragen und dafür zu sorgen , dast diese
leistmigsfähig werden für big ' Ausführung ihrer Aufgaben , dafür zu
sorgen , daß ihre Thätigkeit von socialpolitischen Gedanken durchtränkt
wird , statt » ihnen ohne weiteres ein großes , wichtiges , aufs engste
mit der Lokalität verbundenes Arbeitsgebiet zu nehmen und auf
staatliche Behörden zu übertragen , die durchaus nicht geeignet dafür
sind . — Ein andrer Punkt , über den unter den Parteigenossen
Meiiiuiigsverschiedeuheiten herrschen , das ist unsre Stellung zum

höhere » Schulwesen .
Die Programme von Brandenburg und Sachsen fordern im Au -

schlust an unser allgemeines Programm die Uuentgeltlichkeit des
Unterrichts und der Lehrmittel in höheren Bildung ' sanstalten für
diejenigen Schüler der Volksschule , die zu weiterer Ausbildung
fähig sind . Dagegen fordert das Braunschweiger Programm
die Abschaffung aller Aufwendungen für höhere Bildungs -
anstaltcn , die dem Volksschüler eine solche Ausbildung nicht
ermöglichen . Da dies heutzutage noch nirgends der Fall ist , so wäre
die Konsequenz , daß unsre Braunschweiger Vertreter die Etats der
höheren Schulen in den Gemeinden abznlchneu hätten . Diese
Stellungnahme ist ja eine sehr einfache und bequeme , aber sie ist
höchst bildungsfeindlich . ( Sehr richtig ! ) Derselben Art sind auch die
Bestrebungen , die dahin gehen , das Schulgeld für die höhereu
Schulen zu verteuern aus dem Grunde , weil die Gemeinden für
höhere Schulen pro Kopf und Schüler mehr aufwenden als für die
Volksschulen . Was wird aber dadurch erreicht , dast wir die Etats
der höheren Schulen ablehnen oder das Schulgeld noch mehr in die
Höhe treiben ? Dadurch wird thalsächlich nur das Privileg der be -
sitzenden Klassen vergrößert , und es ist eine eigentümliche
Logik , die höheren Schulen ihres Klassencharakters wegen
anzugreifen , andrerseits aber selbst dafür zu sorgen , dast dieser
Klassencharakter noch verschärft und über alles Maß hinaus gesteigert
wird . ( Sehr wahr ! ) Durch die Erhöhung des Schulgeldes wird
ferner den Talenten der tveniger besitzenden Klassen , des Klein -
beamtentums , der kleinen Kaufleute und auch der Arbeiter der Zu -
gang zu den höhereu Schulen versperrt . Die Plätze werden für die
Mittelmäßigkeit und Unfähigkeit der Reichen reserviert . Das Re -
sultat ist , dast das Niveau aller der Berufsstände , die sich aus den
höheren Klassen rekrutieren , herabgedrückt wird , und dast in diesen
Kreisen die geistige Stagnation noch wächst , dast der politische
Gegensatz zwischen den Massen noch ein schärferer ivird , und dast die
regierenden Kreise , die sich aus den höheren Sckulen re -
krutieren , jedes socialpolitische Verständnis verlieren . Unser
Ziel ist ja , daß nicht der Geldbeutel der Eltern , sondern die
Befähigung der Kinder für den Besuch der höheren Schulen ent -
scheidend sein soll . Es wird allerdings noch lange dauern , ehe wir
den Ausschluß der unfähigen Schulkinder von reichen Eltern durch -
setzen können . Mit um so größerer Energie müssen wir aber dem
andern Teil unsres Zieles zustreben : den Zugang zu den höheren
Schulen den Befähigten zu eröffnen , ohne jede Rücksicht auf das
Einkommen der Eltern . Ein Mittel dazu wäre die Abstufung der
Schulgelder nach der Höhe des Einkommens , wie es in einigen
deutschen Städten schon der Fall ist . Werden die Minimalsätze niedrig
genug gegriffen , so eröffnen wir den Zugang einer weiten , heute
ausgeschlossenen Schicht . Aber selbst mit der Aufhebung des Schul -
geldes und derGewährung freierLehrmittel ist den Kindern der Arbeiter -
klaffe noch nicht geholfen , es muß auch der Unterhalt der die höheren
Schulen besuchenden Kinder des Volkes seitens der Gemeinde gedeckt
werden . Deshalb must daS Stipendienwesen so umgestaltet werden ,
dast einmal die Stipendien erhöht , und daß zweitens die Vergebung
von Freistellen nicht , tvie heute , nach Willkür und Laune erfolgt .
fanden , daß in einem freien Wettbewerb den Besten und Fähigsten
der Besuch der Volksschule ermöglicht Ivird . An die Freistellen für
die höheren Schule » hätten sich dann solche fttr die Universitäten
anzuschließen . Auf diese Weise hätten wir eine Leiter gebaut , die
von den Volksschulen über die höheren zur Universität reicht , auf
der eS möglich ist , die befähigten Kinder des Volkes teilnehmen zu
lasse » an den Gütern der Wisienschaft und Kultur , die bisher aus -
schliestlich für die besitzenden Klassen reserviert waren . —

Somlalltud . 20 . September 1902 .

Ich brauche mich hier auf einem socialdemokratischen Parteitag

nicht in längeren Ausführungen darüber zu ergehen , dast wir die

kommunale Regie von Wasserwerken , Licht - , Kraft - und Wärme -

centralen sowie von Straßenbahnen aller Orten fordern . Darüber

herrscht bei uns volle Uebereinstimmung ; ich wende mich deshalb

sofort zu dem Kapitel
Socialpolitik .

Die Resolution teilt die Forderungen in zwei Teile , in Forde -

rungen für die gesamte Arbeiterschaft der Gemeinde und in solche

für die im Lohnverhältnis zu der Gemeinde stehenden Arbeiter . An

die Spitze unsrer allgemeinen socialpolitischen Forderungen wäre die

Errichtung von Arbeitsämtern zu stellen . Heute haben wir bereits

in einer Reihe von Städten Arbeitsämter , aber sie sind thatsächlich
nichts weiter als Arbeitsnachweise , Die Vorgänge des letzten
Winters , die Arbeitszählungen , die in einzelnen Städten vor -

genommen wurden , teils von Gewerkschaften , teils von kommunalen

stalitistischen Aemtern , haben die Notwendigkeit bewiesen , die

heutigen Arbeitsnachweise weiter auszubauen und zu Central -

stellen der kommunalen Arbeiterpolitik auszubilden . Diesen
Arbeitsämtern , die Teile der kommunalen Verwaltung tsiud ,

zu denen aber Beisitzer aus den Kreisen der Arbeiterschaft
und des Unternehmertuins hinzuzuziehen wären , ist zuzu -
weisen das gesamte Gebiet der Arbciterstatistik , die Ausarbeitung
socialpolitischer Gutachten , der Arbeitsnachweis , die Arbeitslosen -
fürsorge und die Ueberwachuug der socialpolitischen Gebahrung der

gcsnmteu kommunalen Verwalrung . Die Forderung kommunaler

Arbeitsämter steht durchaus nicht im Widerspruch mit der unsres

allgemeinen Programms der Errichtung von Neichs - Arbeitsämtern ,
denn selbst , wenn wir ein Reichs - Arbeitsamt schaffen , so müssen doch
unter dieser centralen Behörde lokale Arbeitsäniter vorhanden fein ,
und diese werden ohne Zweifel am besten angeschlossen an die

Gemeindeverwallungen . In einigen Programmen wird den Arbeits -
ämteru femer das Gebiet der Auskunftserteiluiig überwiesen ,
also eine Aufgabe , die bisher die Arbeitersekretariate erfüllten .
Die Arbeitersekretariate sollten als Schöpfungen der organisierten
Arbeiterschaft in erster Linie den orgauisierien Arbeitern zu gute
kommen . Im Laufe der Zeit haben aber auch die inchtorgauisierten
Arbeiter dieselben benutzt und häufig sogar in größerer Ausdehnitng
als die organisierten Arbeiter . Infolgedessen haben die Ltostcn ihrer
Verwaltung sich gesteigert und sie sind für die Gewerkschaften eine

schwere finanzielle Last geworden . Es sind infolgedessen aus Kreisen
der Gewerkschaften ja auch Forderungen an die Gemeindeverwaltungen
gestellt worden , es sind Subventionen für die Arbeitersekretariate
gefordert worden , es ist sogar ferner erörtert tvorden und es wird

im Programm gefordert ,
'

dast diese Arbeitersekretariate in die
kommunale Verwaltung übergehen sollen . DaS wäre ja allerdings
der einfachste Ausweg , um den Gewerkschaften diese Last abzunehmen ,
aber cS scheint nur zweifelhaft , ob er auch der beste ist . Die

Thätigkeit der Arbeitersekretariate beschränkt sich ja nicht nur auf die

AilSkiinftserteilung , ihr Einfluß geht viel weiter , sie aeioinnen die

nicht organisierten Arbeiter für die Gewerkschaften , führen sie den
Gewerkschaften zu . Diese Thätigkeit würde durch die Ueberführuug
der Arbeitersekretariate in kommunale Verwaltung ohne weiteres auf -
hören . Ein besserer Ausweg scheint mir zu sein , dast wir eine Teilung

'

der Zuständigkeit in der Art der Auskünfte vornehmen . Ein großer !
Teil der Auskünfte beschäftigt sich nicht mit den Fragen des speziellen�
Arbeiterrcchts , sondern betrifft das Gebiet des allgemeinen Rechts ,
des Bürgerlichen Gesetzbuchs usw . Nach dem letzten Jahresbericht !
des Stuttgarter Sekretariats betrafen von 8498 Auskünften 3670
nicht das spezielle Arbeiterrecht , fondem das Eherecht , das Familien -
recht im allgemeinen usw . Wenn wir nun die spezifisch
nrbeitcrrcchtlichcn Auskünfte den Arbeiiersekretariaten vorbehalte »
und die AuSkuuftserteilung über andre Gebiete den städtischen
ArbeiKänitern zuweisen , so nehmen wir damit eine Scheidung vor ,
die nur im Juteresse der Arbeitersekretariate liegt . Es wird ihnen
dadurch eine ungeheuere Arbeitsleistung abgenommen , sie werden
frei für andre , wichtigere Aufgaben .

'
Mit der Einrichtung solcher

Arbeitsämter tvürden natürlich die socialen Kommissionen , die in
einer Reihe von Städten vorhanden sind , überflüssig ; sie führen
ja auch heute nur ein recht beschauliches Dasein ; von ihrer Thätig -
keit merkt man nur sehr wenig . — Eine wichtige Forderung , der in
sehr vielen Programmen ein fast ungebührlicher Platz eingeräumt
ist , ist die

Regelung deS SnbmissionSwcseuS .

Wir können da zwei Gruppen von Forderungen unterscheide ».
Die eine Gruppe diein den Interessen der Arbeiterschaft , die andre ,
mag das nun von den Verfassern der betreffenden Programme
bewußt oder nicht bewußt gewesen sein , den Interessen des Klein -
Handwerks und des Mittelstandes , und zwar direkt im Gegensatz zn l
den Jnterefseu der Arbeiter . Die Hauptforderung , die wir auf i

diese »! Gebiete im Interesse der Arbeiterschaft erheben müssen , isp!
die Einführung der sogenannteu anständigen Lohnklausel , d, h. einer
Bestiinniung , wonach in den Verträgen der Gemeinde , mögen es
nun Arbeits - oder Warenlieferungsverträge sein , den Unternehmern
die Einhaltung der Arbeitsbedingungeu auferlegt wird , welche die
Gewerkschaften festsetze ». Es handelt sich bei der Lohnklausel nicht '
ausschliestlich um die Festsetzung von Minimal - oder Gewerkschafts -
löhnen , sondern ebenso sehr um die Festsetzung der andren
Arbeitsbedingungen , der Arbeitszeit , um die Sicherstellung
des Lohnes ' durch Kautionen , uni die Sicherstellung der Ver -
sicherungsbeiträge der Arbeiter , um die Ausstattung der Arbeitsplätze ,
um den Schutz der Arbeiter bei der Weitervergebnng von Verträgen , ,
ferner um die Streikklausel und um die Anerkennung der Arbeiter - i
vrganisation . Die „ anständige Lohnklausel " umfaßt also ein sehr ,
weites Gebiet , das ganze Gebiet der Arbeiterpolitik , Gelingt es , I
die Lohnklausel in allen Gemeinden in diesem Umfange durchzn - .
führen , dann dürfte ein sehr grostes Stück Arbeiterpol ' itik geschafft
( ein . Ein Teil der Bestimniungeii der Lohnklausel ist ja schon in
die Snbmissionsbedingungen auch der deutschen Städte aufgenommen
worden . Der Schutz der Arbeiter gegen nicht zahlende Unternehmer
ist in den meisten Submissionsbedinguiigeii großer Städte enthalten .
Ebenso trifft das zu auf die Sorge für das Unterkonnnen der
Arbeiter , auf die Sicherung der Krankenversicherungs - Beiträge usw .
Am mangelhaftesten sind die städtischen Submissionsbedingungen ,
soweit es sich um die Sicherung der gewerkschaftlichen Arbeitszeit
und der gewerkschaftlichen Arbeitslöhne handelt . In diesen beiden
Punkten sind die deutschen Städteverwaltungen gegenüber den
Städteverwaltnngen Frankreichs , Englands und Hollands ganz außer -
ordentlich zurückgeblieben . Ich keime nur eine deutsche Stadt , Wies -
baden , die in dieser Beziehung unsren Forderungen entspricht . Eine
Reihe von andren Städten erkennt zwar den Lohntarif der Buch¬
drucker an , während die übrige Arbeiterschaft solcher Schutz -
bestimmungen noch entbehrt . Der leitende Gedanke bei dieser
Lohn - oder besser Arbeitsklausel ist der , daß die Veränderlichkeit der
Löhne und der Arbeitsbedingungen beschränkt werden soll . Es soll
eine feste Grenze für alle von

'
der Stadt indirekt beschäftigten Ar -

beiter nach unten hin gezogen werden , um zu verhindern , daß die
Arbeitslöhne und die Arbeitsbedingungen unter das gewerk¬
schaftliche Niveau herabgedrückt werden . Thatsächlich ' voll -
zieht sich der Konkurrenzkampf zwischen den Unternehmern
und speciell der Konkurrenzkanipf zwischen dem Groß - und Kleinbetrieb
auf Kosten der Arbeitslöhne und der Arbeitsbedingungen , besonders
der Kleinbetrieb sucht durch Drücken der Löhne , durch Vernachlässigung
der Arbeitsplätze seine technische und wirtschaftliche Rückstäiidi ' gkcit
im Konkurrenzkanipf gegenüber dem Grostunternehmertum wett -
zumachen . Durch die Lohnllausel werden die Arbeiter gegen eine
derartige Ansbeutung geschützt . Es wird dadurch allerdings der
technisch rückständige und wirtschaftlich unterlegene Kleinbetrieb schwer
belastet , und eS wird ihm das Hauptmittel , konkurrenzfähig zu bleiben ,
genommen . Zu der Lohnklauiel stehen in einem ganz merkwürdigen
Gegensatz die Forderungen , deren Ziel gerade die Erhaltung des Klein -



handlvorlS , des Mittelstandes Die ganze Musterkarte der Mittelstands -
foederungen auf dem Gebiete des SubmisstonSwesenS hatz� B. daS Braun «
fchweiger Programm aufgenommen� Gegen die öffentliche Ausschreibung
des SntimissiouSiveseuS ist ja nicht sehr viel einzuwenden . Weitere dieser
mittelstandsrettcrische » Forderungen betreffen die Vergebung nicht
auSschliehlich an den Mindestfordernden , einen abgestuften Mittel
preis , die Vergebung der Lieferung an Kleingewerbetreibende usw .
Bei einer Durchführung der Lohntlausel in dem von mir skizzierten
Umfange hat aber die ivcialdcmokratische Partei gar keinen Anlaß ,
von dem Priucip deS Mindestfordernden abzugehen . ( Sehr richtig I >
Gegen eine Drückung der Arbeitslöhne find die Arbeiter ja dann ge
stützt durch die LohnNnnsel . Alle jene Klagen sind im ganzen
nichts andres als die Klagen des Kleingewerbes gegen die
technische und wirtschaftliche Ueberlegenhcit

'
deS Großbetriebes ;

wir wolleii aber die Konkurrenz , wir wollen den technischen
Forlschritt nicht aufhalten , und wir wollen die Konkurrenz
nicht bekämpfen durch Rückfall in daS Zünftlcrtum , sonder »
durch de » Fortschritt zum EoclaliSmnS . DaS Verlangen
aber , den Mindestfordernden immer auszuschließen , wie es z. B. ' bei
den MittelprciSverfahrcn ist , läuft im Grunde auf eine Prämiierung
der technischen Nückständigkeit hinaus . Gerade in diesem Mittel
preisverfahren kommt die MittelstandZretterei am schärfsten zum
Ausdruck . Die höchsten und die niedrigsten Gebote werden ab
gegeben , und eS wird ein Durchschnitt gezogen , der über die tech
Nische Fähigkeit der Unternehmer auch nicht den geringsten Aufschluß
giebt . Sicher ist dabei nur , daß die technisch überlegenen Betriebe
zurückgestellt und die Lieferungen für die Gemeinden bedeutend vev
tenert werden . Ebenso schädlich ist die turnusmäßige Vergebung
an Handwerker der Gemeinde . Die Stadt ist dadurch an unfähige
Handwerker gebunden und es resultiert daraus nichts anderes , als
eine Verteuerung der Preise , vor allem , da die Einheitspreise in Ver >
binduiig mit den Meister » festgesetzt werden sollen . Es wird ferner durch
diese Vergebung im Turnus an die ansässigen Meister des OrteS
die auswärtige Konkurrenz autgeschlossen . ES wird eine Mauer um
die einzelnen Gemeinden aufgebaut . Die Stadt soll doch kein
Objekt sein , das von den ansässigen Handwerkern ausgebeutet wird .
ebenso wenig wie wir zugaben , daß die Gemeinden von . Groß -
Unternehmertum ausgebeutet werden . Wir können nicht dafür ein -
treten , daß dem kleinen Haudwerkcrtum die Arbeiten übertragen
werden . Daß wir den Großbetrieb ausschalten , nur weil der kleine
Handwerker in der Stadt ansässig und eben Kleinhaudiverkcr ist .
Gegen diese mittelstandSretterischen Forderungen gegen die Vcr -

teueruiijp gelvährt das SnbmissiouSwescn allein
'

Schutz und
so wert nicht die eigne Regie , die wir ja priucipiev
fordern , durchgeführt wird , müssen wir an den Sub -
misstonen und an der Erteilung an die Mindestfordernden
festhalten . Voraussetzung ist dabei allerdings , daß die Lohuklausel
in dem weiten Umfang , wie wir sie verstehen , in den Gemeinden
zur Durchführung gelangt ist .

In engem Zusammenhang mit dem SubmissionSivesen steht die
Forderung , daß es den Geineindevertrctern verboten sein soll .
Gcmeinde - Arbeiten und Lieferungen zu übernehmen oder sich an gc -
werblichen Unternehmungen zu beteiligen , die im VertragSvcrhälluiS
zu den Gemeinden stehen . Es wird eingelvendet werden , daß bc -
sonderS in kleinen Gemeinden gerade fähige Parteigenossen dadurch
ausgeschlossen werden von der Teilnahme an der Verwaltung und eS
wird ferner angeführt , daß eS doch etlvaS merkwürdig ist , de »
Männern , denen wir durch unsre Wahl unser Vertrauen ausdrücke »,
zugleich durch unsre Forderung daS tiefste Mißtrauen auszusprechen .
Diese beiden Einwendungen haben etlvaS Richtiges, aber trotzdem
müssen wir unsre Forderung festhalten , den » wir wollen vermeiden ,
daß die Gemeindevertreter m Abhängigkeit von der Verwaltung ge -
raten . Das gilt besonders da , wo wir eine Magistratsverfafsimg
haben und wo der Magistrat über die Vergebung von Submissionen
entscheider . Ein Gemeiudevertreter , der auf die Uebernnhme von
Eemeindelieferungen reflektiert , kann natürlich nicht in derselbe »
Weise Opposition machen gegenüber dem Magistrat und der leitenden
Partei , er wird versuchen , sich durch sein Wohlverbaltcn die Berück -
fichtigung zu erkaufen . Gewöhnlich kann die öffentliche Kontrolle
sehr viel machen , aber selbst in Ländern , Ivo die gesamte Gemeinde -
Verwaltung sich auf dem volle » Boden der Oeffeiitlichkeit vollzieht ,
hat eS sich als » otweudig herausgestellt , unsre Fordcrungeu mit aller
Schärfe durchzuführen . In englischen Städte » ist in den letzle »
Jahren ein außerordentlich heftiger Kampf gegen daS Korrnplioiis -
wesen infolge der Teilnahme von Gemeindevcrtretern a » Liefermigen
geführt worden , und eine Anzahl von Gemeinden hat Besüiliiffe
gefaßt , die noch weit über unsre Vorschläge hinausgehe » . Hinter
den bürgerlichen Parteien können wir aber doch unter keinen Ilm -
ständen zurückstehe ». ( Sehr ricbtig ! )

Ucbcr unsre Forderungen ans dein Gebiete der speciellen Social -
Politik besteht wohl keine Meinungsverschiedenheit . WaS schließlich
die Armenpflege betrifft , so habe i » einen Teil unsrer Fordermige »
bereits bei der Verwaltung des VolkSschulivcsenS mit besprochen und
die übrigen Punkte dürften keinen Widerspruch finden . Ich bin also
am Ende meiner Ausführungen und kann Ihnen zum Schluß nur
noch die von niir vorgeschlagene Resolution zur wohlwollenden
Prüfung empfehlen . Ich hatte mir daS Ziel gesteckt , einmal
die große gewaltige Bedeutung der Kommunalpolitik zu
zeigen und ferner hervorzuheben , daß über einzelne Punkte
zahlreiche MsiiiuitgSverschiedenheiten in der Partei vorhanden sind ,
deren Beseitigung unbedingt erforderlich ist . Auf keinen , andren
Gebiet unsrer Parteithätigkeit ist die Gefahr größer , daß die große »
demokratischen und socialisiischen Grundlinien unsrer Politik versteckt
werden unter der kleinen Detailarbeit . Um so wichtiger ist eS, daß
wir über die Grundlinien zur Klarheit kommen , denn aus der Klar -
heit wird die Einheit der praktischen Aktion geboren , deren wir auch
im Kampfe um die Kommunalverwaltung ebenso dringend bedürfen ,
wie im Kampfe um die Staatsgewalt . ( Lebhafter Beifall . )

Die Debatte wirb eröffnet . Außer der Resolution und den

Anträgen 28 . 88 . 83 werden noch folgende Amendement ? zu der

Resolution mit zur Diskussion gestellt :
1. Amendement Zetkin , de » Punkt 2 » folgendermaßen zu fassen :

Durchführung de ? PrincipS der Einwohnergemcinde mit all -

gemeinem , gleichen direkten und geheimen Wahlrecht für die mün -

digcn Einwohner ohne Unterschied des Geschlechts . Aufhebung aller

Besitzprivilegien .
2. Amendement Hoffmann - Hamburg :

Unter «) 1 statt Regelung deS Submissionswesens zu sagen :

Beseitigung deS SubmissionSwcsenS und Uebernahme aller Arbeiten

in eigne Regie .
8. Amendent Schubert - Berlm :

Unter e) 2 hinter spccielle Socialpolitik einzufügen : Bolle

Koalitionsfreiheit für die städtischen Arbeiter und Beamten .
4. Amendement Schulz - Magdeburg :

Unter o) 1 statt Einheitsschule zu sagen : Staatliche EinheitS -

schule , Besoldung der Lehrer durch den Staat .

Frohme - Hamburg :

Im Anschluß an die Ausführungen des Referenten gestatte

ich mir , einiges über die Stellung »»srer Partei zur Kommunal «

iwlitik
zu bemerken . ES herrschen darüber ganz falsche Vor -

tcllungen . Wir haben eS in letzter Zeit erlebt , daß ein

bürgerlicher Socialpolitiker unS in seinem Buch . Die Arbeiterfrage "

vorhielt , die deusiche Socialdcmokratie habe sich herzlich wenig um

die Gemeinde gekümmert , sie begnüge sich damit , in ihrem Programm
die social bedeutungsvollen Aufgaben der Gemeinde wie Schul - und

Lrmenwesen , einfach dem Staate zu überantworte » ; noch kein Partei «

tag der Gesamlpartei habe sich mit einer Erörterung darüber vefaßt ,

welche Stellung die Socialdemokratie in den kommunalen Fragen
einnehmen solle ; erst seit de » von der englischen lind französischen
Arbeiterbewegung erzielte » Erfolgen sei ein Wandel eingetreten . Wir

wissen nun sehr wohl , daß in de » letzte » Jahren die bürgerlichen

Socialpolitiker an die Frage der Socialpolitik herangetreten sind ,

um der Socialdcmokratie den Wind aus den Segeln zu nehmen .

In Deutschland beschäftigt sich aber seit neuerer Zeit , wenn auch

nicht durchaus , so dock an vielen Orten die Partei sehr enigehend

damit ; daß dieS nicht schon früher geschah , liegt an der Entivlcklm ' g

in neuerer Zeit trat infolge der organischen Entwicklung die Be «

deutung der Gemeindepolitik mehr und mehr in den Vordergrund .
Ohne daß ein Parteitag die Direktiven dazu gab , sind die
Gsuoffen in den einzelnen Orten nach und nach in die
Kommunalpolitik eingetreten und haben dab : ! ganz respektable Erfolge
erzielt . ES ist kein Fehler , daß diese Entwicklung ohne die Mit
Wirkung eines Parteitages gekommen ist . ES ist richtig , daß in ver -
schiedenen Gcmeindeprogrammen einzelne Forderung » » nickt mit
unfern allgemeinen Principicn übereinstimmen ; aber das ist nach
und nach beseitigt worden und jetzt ist mir kein Programm mehr
bekannt , welches sich nicht mit misern Grundsätzen deckt . ES ist nun
in den Kreisen der Parteigenossen hier und da die leise Befürchtung
ausgesprochen worden ,

'
daß die allgemeine Beteiligung der

Partei an der Kommunalpolitik unsre allgemeine große Partei
bewegung schädigen könne . Ich habe aber die Ueberzeugung , daß
dem nicht so ist . ES ist ferner in weiteren Kreisen schmerzlich
enipfunden worden , daß »och nicht ein früherer Parteitag Direktiven
aus diesem Gebiete gegeben hat , nicht etwa , iveil das an sich be¬
sonders nötig ist , sondern weil die Gegner vielfach behaupten , die
Partei sei gleichgültig in Bezug auf die Konimmmlpolitik , und eS
empfiehlt sich deshalb auS taktischen Rücksichten , daß der Parteitag
eine Deklaration der bedeutenden Grundsätze und Forderungen der
socialdcmokratische » Gemeindepolitik im Zusammenhange mit dem

Parteiprogramm giebt . Unter diesem GefichlSpunkte ist eS zu begrüßen ,
daß sich der Parteitag jetzt anschickt , bindende Stellung zu nehmen ; dabei

?älte
ich allerdings gewünscht , daß uns eine weniger umfaiigrciche Re

olution vorgelegt worden iväre , wenn auch aiiznerkenncn ist , daß
der Referent vom besten Willen bcieelt war . Die einzelnen Punkte
der Resolution kam , man gellen lassen unter Voraussetzung , daß es
sich im allgemeinen nur um eine Richtschnur bandelt . ( Sehr richtig I)
Nicht alle Punkte sind ohne weiteres für jede « Romnninalprogramm
verwendbar , man muß Rücksicht darauf nehme » , daß ein Unterschied
zu machen ist zwischen großen und kleinen Orten , zwischen den
Gemeinden , die unter der Siädte - Ordnung , und denen , die
miter der Landgemeinde - Ordnung stehen ; doch brauchen wir darüber
keinen großen Streit entbrennen lasse ». Mit allem Ernst
und allem Nachdruck aber nuisse » wir die Frage der Kommimnlpolitik
selbst behandeln , da unS sonst die bürgerlichen Socialpolitiker
viel Wind au ? den Segeln nehmen würden . Es kvmmt ivenigeraui
die Form an sondern daranf . daß wir der Sache selbst genüge » , und
dazu wird beitragen , daß sich die Partei niehr als bisher diesem
Gebiete zuwendet . ES ist eine Wahrheit , die Dr . Sinzheimer in
München ausgesprochen hat , daß die Gemeinden in ganz hervor
ragendenl Maße a » der Umgestaltimg der ganzen socialpolilischen
Verhältnisse mitivirken und einen ganz neuen socialpolitischen Orga «
ntsinuS schaffen köuucn , und die konininuale Selbstverwaltung ist
ein Mittel , das zur Begiündung einer neuen GesellschaflSordinmg
mitwirkt ( Bravo I)

Paul Hoffmann - Hamburg
vertritt seinen Antrag . statt Regelung deS SubmissionS -
ivefenS zu sagen : Bescitigung deS SubuiissioiiSivesciiS und
Uebernahme aller Arbeiten in eigne Regie . Seit annähernd
S Jahren beteiligen sich auch die Haiiibnrger Genossen auf
eines » ktionSprograiiimS am Gemeiudeleben . TieieS Programm ist
im allgemeineii in Uebereinstiimmmg mit der Resolution , die eiiicil
Leitfaden für die Arbeit misrer ko » ini »» alen Vertreter darstelleii soll .
Es kann sich richt darum haudeln , das SubmisstouSwesen zu regeln .
ondern zu beseitigen . Redner veriveist ans die großen Differenzen
gvischen Mindestgebot und Höchstgebot . Der Klciniintenichnier kann
eine Arbeiter gar nicht bewachen ; die Folge ist , daß der Uiiier -

nehmcr bei hohem Zuschlag einen große » Rebbach macht , oder daß
bei niedrigem Zuichlag alles aus die Arbeiter abgeivälzt wird .
chlinimste Lobudrückerei ist die Folge ; dozu koinmeu die andern

Schäden , Hiittcrgchungen der Genieinde »iw . In München licferii die
Schlächter der Garniioli das Fleisch für 46 Pf . , sie erhält t >S
Fleisch , daS das Publikum nicht mehr nehmen will , aber für
Militärlieferungen »och gut ist . I » Hamburg ist das Gaswerk i »

eigener Regie , die Kohlen aber werden nicht direkt , sonder » durch
einen Vermittler , den liberalen Bürgelschaftsvertreter Paradon
Müller bezogen ; natürlich sind sie da teurer . Es ist richtig , daß
kleinere Gemeinden nicht in eigener Regie herstellen können , aber
die Zielpunkte müssen doch klar ausgesprochen iverde ». Die Stadt
ist kein Objekt , nm von den Grotzunternehmer » tributpflichtig gemacht
zu werden , » nd auch nicht dazu da , die kleinen Unternehmer auf
Kosten der Arbeiter zu erhalten .

ES sind zwei weitere Anträge eingelaufen : L e n t e r t

beantragt unter Punkt k) Annenpflege mit aufzunehmen : ohne Ver -
Inst des aktiven und passiven Wahlrechts . — Eichhorn beantragt ,
Punkt 2d zu s. ffsen : . Beschränkung des staatlichen Aufsichtsrechts "
und die ivciteren Sätze dieses Punktes zu streichen .

Stollc - Gesau

vermißt eine Forderung in der Resolution , die zu verschiedensten
Malen von uns aufgestellt worden ist . Es heißt in der
Resolution : 3. Bau von Wohnungen und Verwertung derselbe »

zu Mietpreisen , durch welche nur die Herstell uugs - und Erhaltungs -
kosten soivie die Amorlisatio » des Anlagekapitals gedeckt wird . Wir
haben gar keinen Aiilatz , diese Amortisation zu forder » und die
GegcMvart zu Gunsten der Zukunft zu belasten . Die Haupt -
einivendunge » aber richten sich gegen die Aufstellnngen der Resolution
in der Schulfrage . Ich bin erstaunt , den Refereme » hier reaktionäre

Anschauungen verteidigen zu hören , wie fie auS dem Munde der
Ackermann und Mchnert gekommen find . Genau dieselbe » Gründe
machen auch diese Herren gegen die Verstaatlichung der Volks -
schule geltend . Der Reserent erhebt auch nicht die Forperimg
des obligatorischen FortbildungSmiterrichts , die ein Dorn im Auge
unsrer Reaktionäre ist . Um so weniger dürfen wir darauf verzichten .
Weshalb hat der Referent nicht Schulforderungen unsrcs sächsischen
Kommunalprogramms übernommen ? Sie lauten : Gefordert wird
vom Staate : 1. Weltlichkeit der Schulen , 2. Einheitlichkeit der Volks -

schule . 3. Uuentgeltlichkcit des Unterrichts und der Lehrmittel in de »
Voltsschulen sowie in den höheren BildmigSanstalten für diejenigen
Schüler der Volksschulen die kraft ihrer Fähigkeiten zur weiteren

Ausbildung geeignet erachtet werden , 4. obligatorischer dreijähriger
Fortbildungsunterricht für beide Geschlechter . Was Referent diesen

Forderungen entgegengestellt hat . ist nicht sehr stichhaltig , er sprach
genau wie unsre Reaktionäre von den engen Beziehungen zwischen
Gemeinde und Schule . Der Staat hat auch , wen » er Zuschüsse zahlt .
»ach unsrer Auffassung nicht das Recht zu Eingriffen und Be -

schränkmigen der Selbständigkeit der Gemeinden . Wer ein Freund der

Volksschule und der Lehrer ist . muß für ihre Verstaatlichung ein -
treten . ( Sehr richtig !) Erhalten die Lehrer ihren Gehalt von den

Gemeinden , so geraten fie in unwürdige Abhängigkeit von den klein -
lichen Ränkereien der Spießbürger . Können denn die armen Ge -
meinden unsre Forderungen nach einer guten geläuterten Volksschule
überhaupt erfüllen ? Wir müssen aber für den Fortschritt nicht nur
in den großen , sondern auch in den tausenden von kleinen Ge -
meinden eintrete ». Ich bin weiter erstaunt , daß der Referent
die Unentgeltlichkeit des Unterrichts an höheren Schulen nicht v»r -

langt hat . Ich beantrage folgende Fassung deS Punktes über
die Volksbildung : I . Einheitlichkeit der Volksschule , Unentgeltlich -
keit deS Unterrichts und der Lehrmittel in den Volksschulen sowie in
den höheren BildungSanstalten für diejenigen Schüler der Volksschule ,
die kraft ihrer Fähigkeiten zu weiterer Ausbildung für geeignet
erachtet werden . 2. Festsetzung der Massenfreguenz , der Unterrichts -

zeit der Schüler und Lehrer ausschließlich »ach den Grundsätzen der

Schulhygiene unv Pädagogik . 3. Obligatorischer dreijähriger Fort -
bildungSunterricht für beide Geschlechter . 4. Aerztliche Beaufsichtigung
des Schulwesens , ö. Verbot jeder ErwerbSthäligkeit schulpflichtiger
Kinder ; an deren Stelle tritt HandfertigkeitSumerricht z » erzieherischen

Zivecken . In der Armenpflege vermisse ick in der Resolution die

. Uebernahme der Armenlasten durch den Staat " . Wie können die
armen Gemeinden die ausreichenden Unterstützungen zahlen , wie wir

sie fordern , zumal in den Tagen deS Brotwuchers .

Singer :

Es wäre für mich sehr verlockend , in eine Diskussion der

die die Socialdemokratie als eine Kampfpärtei genommen hat . Erst « einzelnen Forderungen der Resolution einzutreten . Ich möchte aber

s für mein Teil sagen : Die Hauptbedeutung dieser Diskussion liegt
darin , daß wir endlich einmal für die Gesamtpartei Deutschlands
die Kommunalpolitik als einen Gegenstand betrachten , der ebenso
wie alles andre seine Direktive von der Gesamlpartei erhalten hat .
Wir können das Referat mit großem Danke begrüßen ; es hat in

seinem principiellen Teil die Stellung eingenommen , die nach mein r

Meinung ganz nnaufechtbar ist . WaS die Einzelforderungen anlaugt ,
so möchte ich hervorheben , Ivie auch der Referent bereits gethan hat ,
daß eS keine schtviengere Aufgabe giebt als eine progmatische Zusammen -
fassuug der Forderungen für die Gemeindepolitik . Die Vielgestaltigkeit
deS GemeindelebenS, ' die kolossale Verschiedenheit der materiellen und
intellektuellen Leistungsfähigkeit der Gemeinden , der große » , der

mittleren , der kleinenSlädte , der Dorfgemeinde » , läßt es als fast aus¬

geschlossen erscheinen , für alle gültige Programmforderungen auszu -
stellen . DaS entbindet uns aber nicht von der Pflicht , unsre Grund -

sätze auch bei dem Gemeiudeprogramm zur Geltung zur bringen ,
lvobei eS selbstverftäudliih ist , daß diejenigen Gemeinden , die ent -
weder die einzelnen Einrichtungen für sich nicht brauchen können oder
materiell nicht in der Lage sind , sie einzurichten , mir insoweit von
dem Programm Gebraiich macheii , als es ihrem Bedürfnisse ent -

spricht , uni alles , was sie thun , in dem Geiste iiud dem Suuie dieses

Programms thu ». Wir »vollen durch die Aufstellimg des

Programms veranlassen , daß unsre Genossen in den Ge -

meiiidevertretuugel » sich immer ivicder bewußt sind , daß
sie als Socialdemokraten in diesen Gemeliidevertretungeii
sitzen . Der Referent hat ja richtig daraus hingewiesen , daß bei diesen
Gemeindevertretern die Gefahr besteht , von der Kleinarbeit erdrückt

zu werden . Deshalb will das Konimunalprograinm als Ihr Leitstern
Sie immer wieder darauf hiniveisen , welche Pflichten Sie gegenüber
der Partei zu erfüllen habe » . ( Lebhafte Zustimmung . ) Es komiiit

also viel weniger daraus an . jede einzelne Forderung in das Pro -

granim hineinzuhringen , als die Grundsätze aufzustellen , nach denen
die Koi »»i »iin ! politil geleitet werden muß . Dabei ist selbst -
verständlich , daß man auch für die einzelnen Gebiete der Gemeinde -

thätigkeit , wie eS in der Resolution geschehen ist , Forderuiigen
aufsteNt . Ich muß die Klage der Genossen darüber , daß
das Programm Ihnen etwas ip' ät in die Hände gekomnie » ist , als

berechtigt anerkennen . Diele Zhatsache sowohl wie die zahlreichen
eiiigegaiigeiie » Anträge , die Reihe von Meiiimigsverschiedeiiheiteii in

Bezug auf Zusätze und Streichungen — es sind noch 23 Redner zum
Worte gemeldet — müssen uns zum Bcivußtsein bringen , daß wir

diese für die Partei überaus tvichtige Frage im gegemvärtigcil
Stadium unsrer Verhaiidlungen nicht zu Ende bringen können . ( Viel -
facheS sehr richtig !) Diese Frage » sind viel zu wichtig , als daß man

sie , um ein Programm zu habe » , über das Knie brechen könnte . Sind
wir so lange anSgkkomuien , so kommeii wir auch 1 oder 2 Jahre
länger auS . ( Zustiiiimung !) Wir müssen u » s vertraut macheii mit
dem Gedanken , daß wir die Sache heute nicht zum Abschluß bringen
können , und deswegen gestatte ich mir folgenden Antrag einzubringen .
Ich bin der Meiimiig , daß das außerordentlich anregende , lichtvolle
Referat für die spätere Bearbeiliing dieser Frage von großem Werte
sein tvird , und beantrage ich folgende Resolution , die ich als eine »

GeschäftsordniuigS - Aiilrag einbringe :

„ In Erwägmig . daß die Einzelberatiing der vorliegende »
Resolution zur Zeit »nthunlich erscheint , beschließt der Parteitag ,
den Gegenstand vo » der Tagesordnung abzusetzen — nicht über
den Gegenstand zur Tagesordnung überzugehen , dazu ist er doch

zu tvichrig — und beauftragt den Parteivorftand , das Referat , die

Resolution und die eingelaufenen Anträge soivie das in dem
bereit ? vorhaudeiieu Ko! ii »ln » alprograii,m enthaltene Material zur
Ausarbeitlmg von Forderuiigen sür die socialdemokralische
Gcineiiidcpoiitik zu verwenden iiud einem der nächsteii Parteitage

zur Beichlußfassung zu iiiiterbreite ». Diese Vorlage ist so zeitig
zu veröifeiitliche », daß vor dem Beschluffc des Parteitages eine

a » srciche »dc Diskussion innerhalb der Partei erfolgen kann . "
Wrnii diese Resolution angenommen wird und der Gegenstand

damit für heute von der Tagesordnung abgesetzt wird , dann tvird

erreicht , Ivos eigentlich erst eiilmal i » der Beratimg eines

solche » Gegenstandes erreicht iverde » kami , d. b. die Partei ist ein -

getreten in die Vorbcratuiig eines für die Gesamtpartei gültigen
Koiiimuiialprogrmiims ; » nd wenn ich mir gestattet habe , für den

Vorstand nicht die Verpflichtinig auszusprechen , daß er die Vorlage
bereits dem »ächsten Parteitag bringe » ivolle , so hat daS darin seinen
Griind , daß wir einei » sehr arbeitsreichen Jahre entgegen gehen und

es vielleicht nicht möglich ist , diese Aufgabe zu erfüllen , iveil ander -

iveitige Interessen
'

der Partei zmiächst geivahrt werden

niüsse ». Ich möchte bitten , die R- solution anzuiiehineii und sich mich
damit ciuverstaiiden zu erklären , daß die Veröffentlichung so

zeitig erfolgt , daß eine ausgedehnte Diskussion möglich ist . ( Sehr
richtig . ) Noch ein paar Worte , wie ich mir die Ausführung dieser
Bestliiimimg denke . Der Parteivorstand ist durchaus nicht der

Meinung , daß er in seinen Mitgliedern , die unergründliche Weisheit
alles zu' köiinen . in sich schließt . (Heiterkeit ) Nach meiner Meiining
soll , wie bei alle » andren Fragen , auch hier der Parteivorstand nur

diejenige Stelle sein , von der die Sache ausgeht , gefördert und

geivahrt wird . Ich denke mir , daß diejenige », die schließlich an
die Arbeit gehen , sich ziisaniiiiensetzen aus Genossen möglichst
aller Landestcile , selbstverständlich dem Referenten , einer

Reihe in praktischer Arbeit bewährter Genossen , namentlich
aber auch an » Genossen auS den verschiedenartigsten Gemeinden in

Bezug auf großer und materieller LcistmigSfähigkeit . Wenn diese

znsammeiiarbcilcii , und daS Ergebnis ihrer Arbeit einige Monate

lang in der Presse und in den Versammliingeii diskutiert wird , dann

kommen wir z » einer Vorlage , die ermöglicht ein für alle Teile

gültige «, theoretisch und praktisch brauchbares Kommunalprogramm

zu schaffen . ( Lebhafter Beifaü . )

Eingegangen ist »och ein Antrag Auer - München : I » dem Ab -

schnitt „ Socialpolitik " unter Ziffer 1 der Resolution folgenden Passus

zu streichen : „ Verbot der Ueoertraguiig von Gemeinde - Arbeiten und

Lieserungen an Gcmeindevertreter

Der Antrag Singer - der präjudizieller Natur und alle übrigen
Anträge , soivie die ganze weitere Debatte und das Schlußivort des
Resereiiten erledigt , wird mit einer a » Einstimmigkeit grenzeiiden
Majorität angenounncn .

Damit ist Punkt „ Kommunalpolitik " erledigt .

Das Wort erhält nuinnehr zur Berichterstattung im Namen
der Controleure

Meister ,
der Bericht über die Beschwerde deS Korrektors Vieth vom „ VorlvärtS "
erstattet . Ich habe bereits mitgeteilt , daß kurz vor dem Zusammen -
tritt deS Parteitages noch eine Beschwerde des Korrektors Vieth ein -
ging , weil ihm seine Stellung seitens der Betriebsleitung gekündigt
wurde . Die Controleure haben die Sache untersucht ünd können
nur ihr Bedauern ' aussprechen , daß die Kündigung nicht schon vor
2 —6 Jahren erfolgte . Andrerseits müssen sie aussprechen , daß die

Kündigling im allgemeinen Interesse unbedingt erfolgen mußte , da
das Verhältnis Vieths zu seinen Kollegen und zur Betriebsleitung
«in völlig unhaltbares war . Vieth hatte auch keinerlei Ursache , sich
irgendivie zu beschwere », denn die Betriebsleitung hat eine Langmut gegen
ihn bewiesen , wie sie wohl selten vorkommen tvird , und auch in ma »
terieller Beziehung ist mehr für ihn geschehen , als er erivarten durfte .
Ich bitte deshalb , die Beschtverde zuriickzuweise ».

Der Antrag der Beschwerdekommiisio » wird ohne Debatte ge -
nehmigt .

ES wird sodann in die Behandlung deS 4. Punktes der TageS -
ordmmg :

Die bevorstehende ReichStagStvohl
eingetreten . Außer der Resolution Bebel sind hierzu einschlägig die
Anträge 10 und 11.

Singer giebt zu bedenken , daß für das Verhalten bei Stich -
Wahlen die Resolution Bebel schon Direktiven giebt , er stellt es des -
halb de » Antragstellern frei , sich der Resolution anzuschließen und
ihre Anträge zurückzuzieheu ; andenifalls würden diese als Amende -
ments zu behandeln sein .

Die Anträge 10 und 11 werden nicht hinreichend unterstützt , so
baß nur noch die Resolution Bebel zur Debatte steht .

( Schluß im Hauptblatt . )



Berliner Partei - Angelegenheiten .
Steglitz . Ten Parteigenosien zur Nachricht , daß am Sonntag -

moiii . ii eine Flugblattverbreitunq stattfindet . Treffpunkt
früh 7 tthr nur bei S ch e l l h a s e , Ahornstraße .

Spandau . Die Parteigenossen werden nochmals dringend er -
sucht , sich an der morgen ( Sonntag ) Hierselbst statifindenden Flug -
dlattverbreitung recht chatkräftig zu beteiligen . Treffpunkt :
morgens V- Ii Uhr in den bewußten Bezrrkslokalen .

RmnmelSburg . Am Dienstag , den IS . September , abends
Zt/e Uhr . findet im Cafe Bcllevue eine Pro t e st v e r s a m m l u n g
gegen den Fleisch Wucher statt . Referent ist Reichstags -
Abgeordneter H. Peus . Alles Nähere siehe Inserat in der Sonntags -
nnuimer . Zur Flugblattverbrcitung am Sonntag früh wollen sich
die Genoffen bei den Bezirksführern melden .

Uoftsiles .
Feine Kundschaft .

Einige Berliner Blätter haben in der letzten Zeit Mitteilungen
über das Treiben einer Frau gebracht , die beschuldigt wird , in Berlin
und mehreren andren Orten Hochstapeleien verübt zu habe ».
Es handelt sich um die geschiedene Ehefrau des Schriftstellers
Dr . Schettler , die aber zu ihren Gaunereien verschiedene Name »
von vornehmerem Klang benutzt hat . Frau Sch . hat , als ihr in
Berlin der Boden zu heiß wurde , einige Ostseebäder besucht , um
dort ihr Geschäft fortzusetzen , hat sich dann , eine Geisteskrankheit
simulierend , m die Berliner Irrenanstalt Herzberge geflüchtet und

ist schließlich von der Polizei hier ermittelt und zur Haft gebracht
worden .

Die Abenteuer dieser Frau find in mehrfacher Hinsicht intereffant .
Sie ist keine von den Hochstaplerinnen gewöhnlicher Sorte , die immer
wieder nur mit den alten , abgebrauchten Mitteln arbeiten . Zwar
der von ihr angewandte Tric , auch den » Spiritismus " für
ihre Zwecke zu verwerten und sich als „ Medium " auszugeben , ist
ebenfalls längst nicht mehr neu . Aber von besonderem „ Reiz "
( wenn man so sagen darf ) ist der Umstand , daß der Frau
Schettler vorgeworfen wird , ihre Verbindung mit der „Geister -
Welt " zu einem Kuppelgeschäft ausgebeutet zu haben ,
das für sie eine weitere Einnahmequelle gebildet habe . Die

unternehmende Dame hielt aus begreiflichen Gründen auf
„ feine " Kundschaft . Und sie soll in den sogenannten besten ,
d. h. zahlungsfähigen Gesellschaftskreisen , die sich in ihrer im noblen

Westen Berlins gelegenen Wohnung ein Stelldichein gaben , nicht
nur für ihre mediumistische , sondern auch für ihre kupplerische
Thätigkeit hinreichendes Verständnis gefunden haben .
In der Darstellung , die durch die bürgerlichen Blätter verbreitet

wird , ist diese Seite der skandalösen Affaire nur leise angedeutet .
Wir wollen uns daher gestatten , einige notwendige Zusätze zu
machen .

AIS Teilnehmerin an Frau Schettlers Schwindeleien wird eine

Konzertsängerin H. , die junge , augenscheinlich noch un -

erfahrene Tochter eines ehrenwerten VolksschullehrerS aus einer

brandeuburgischen Proviuzialstadt , genannt . Diese H. ist aber
offenbar selber ein Opfer der Schettler . Sie stand so völlig
unter dem Einfluß des „spiritistischen " Hokuspokus , den die Sch . ihr
vormachte , und glaubte so felsenfest an die Beziehungen der Sch .

zur „Geisterlvelt " , daß sie ein w i l l e n l o s e s W e r kz e u g in den

Händen des „ Schreibmediums " war . Den „ Geistern " zu Liebe , die
der Sch . , tvenn sie im „ Trance " war , ihre Wünsche und Befehle in
die Feder diktierten , that Frl . H. alles , was von ihr verlangt wurde .

Auf Geheiß der „ Geister " nannte sie sich Rita v. Roon und

ließ sich dazu herbei , Briefbogen mit entsprechendem
Monogramm und einer Grafenkrone zu benutzen , wovon
die Sch . zweifellos einen größeren Erfolg bei den reichen

Gimpeln , die sie rupfen wollte , erwartet hat . Der anfängliche Ver -

dacht , daß Fräulein H. sich der Tragweite ihrer Handlungen bewußt

gewesen fei . scheint durch die bisherige gerichtliche Untersuchung nicht

bestätigt worden zu sein . Man hat sie auf freiem Fuß belaffen , und

sie wird in dem Verfahren gegen die Sch . voraussichtlich als Zeugin
auftreten . Welche Macht dieses Weib über das Mädchen hatte , beweist
der Umstand , daß Fräulein H. in Briefen , deren Wortlaut durch das

. Schreibmedium " aus der „ Geisterwelt " bezogen wurde , sogar
ihren alten Eltern ihr bißchen Erspartes ab -

nötigte und e » der Sch . auslieferte .
Klarheit über die Beziehungen , die zwischen Fräulein H. und der

Schettler bestanden , wird vermutlich durch die gerichtliche Verhandlung
geschaffen werden . Wird sich dabei aber auch Gelegenheit finden ,
im Lichte der Oeffentlichkeit die noblen Herrschaften z »
betrachten , die bei der Schettler ein - und ausgegangen oder

sonstwie mit ihr in Berührung gekommen sind ? Man

sagt , eS feien recht angesehene Personen darunter geivescn .
Aber wie dem auch sei — es müssen mindestens sehr zahlungs -
fähige Leute gewesen sein , die bei Frau Sch . zusammen kamen .

Umsonst giebt eine Schettler keine „spiritistischen Seancen " . Umsonst

dürste sie auch die junge Konzcrtsängerin nicht durch ihre »

„mediumistischen " Schwindel dazu gedrängt haben , sich einem

der Gäste hinzugeben . Frl . H. folgte dem Geheiß des

„ guten Geistes Schivester Lieschen " ; gegenwärtig sieht sie ihrer Ent -

bindung entgegen .
Welche Rolle die zahlungsfähigen Herren gespielt haben , die sich

unter dem Schutze der Frau Schettler vergnügten — wird man das

in der gerichtlichen Verhandlung erfahren ? Wird die Frage be -

antlvortet werden , Ivcr von der „ feinen " Kundschaft an das

„ Medium " geglaubt hat , oder wer die Sch . als Hochstaplerin erkannt ,
aber u m i h r e r K u p p e l d i e n st e >v i l l e n >v e i t e r zu ihr

gehalten hat ? Da könnte man am Ende noch recht interessante

Einblicke in das Leben und Treiben unsrer „besten " Gcsellichafts -

kreise erhalten . _

Ter Magistrat hat auf Antrag der Schuldepntation gestern
beschlossen , aus Anlaß der Einführung der neuen Lehrplän « eine

Veränderung in der Zahl der von den Rektoren , Lehrern und

Lehrerinnen zu erteilenden Lehrstunden herbeizuführen , und

zwar in der Weise , daß die Rektoren der beiden obersten Gehalts -

stufen 10 Stunden , die Lehrer der ersten Gehaltsstufe 24 . der zweite »
bis vierten 26 Stunden , die Lehrerinnen der ersten , zweiten und

dritten Gehaltsstufe nur 22 Stunden Unterricht wöchentlich erteilen .

Durch die Herabminderung der Zahl der Handarbeitsstunden
wird eine große Zah ( von

�
technischen Lehrerinnen ent -

behrlich . Um die jetzt schon dauernd beschäftigten tecknischen

Lehrerinnen weiter beschäftigen zu können , wird die Pflicht -

stundenzahl der über SV Jahr - alten Fachlebrerinnen auf 22 er .

mäßigt ; im übrigen wird die Erteilung von Turnunterricht auf den

Unterstufen der Knabenschulen durch Lehrerinnen , sowie die Teilung

von Klassen im Handarbeitsunterricht die Möglichkeit zur weiteren

Beschäftigung der technischen Lehrerimie » bieten . Die Neuaannahmc »
von technischen Lehrerinnen ist in Berlin voraussichtlich auf eine lange

Reihe von Jahren nicht möglich . Diese Aenderungen werden mit der

Einführung der neuen Lehrpläne am 1. Oktober d. I . nach erfolgter

Zustimmung durch die Stadtverordneten - Versammlung in Kraft

treten .

Der Abbruch des Akademiegebäudcs Unter den Linden ist

schon für das nächste Frühjahr in Aussich genommen . Es gilt jetzt .

für die Akademien der Wissenschaften und der Küfiste anderweitig

eine vorläufige Unterkunst zu finden . Wie verlautet , sind die Be -
bände der akademischen Hochschule für Musik dafür auSersehen . Be -
kanntlich wird das umfangreiche Gelände der alten Akademie später
im wesentlichen für den Neubau der königlichen Bibliothek ver -
wandt werden , dessen Plan vom Geheimen Rat Ihne schon auS -
gearbeitet ist .

RUlklritt des Polizeipräsidenten ? Die BlSttter melden :
Der Polizeipräsident v. Winoheim , welcher am 1. Sevtember in
Urlaub gegangen war , ist gestern unerwartet wieder in Berlin ein -
getroffen . Man bringt diesen kurzen Nachurlaub mit gewiffen Plänen
des Kaisers in Bezug auf Herrn v. Windheim in Verbindung . Wie
nach dem „ B. H. " verlautet , steht demnächst der Uebergang des
Polizeipräsidenten in ein andres StaatSamt bevor , und zwar soll es
sich um eine Verwendung in einem Ministerium handeln , das den
Jugendfreund des Kaisers in besonders nahe Berührung mit seinem
Monarchen bringen würde .

Ein großer Diebstahl an Uhren und Schmncksachen ist in
der Nacht zu gestern in dem Hause Oranicnstraße 1S2 verübt worden .
Der Uhrmacher G. S ch a r » o w hat hier an der Ecke des Moritz -
Platzes einen Laden , der an der Straße keinen Eingang besitzt ,
sondern nur vom Flur aus zugänglich ist . DaS Schaufenster war
erst Donnerstag neu ausgeschmückt worden , gestern morgen fand man
es leer . Die Zeitungsfrau suchte um 6 Uhr vergeblich Einlaß in das
Haus und machte Lärm . Hausbewohner , die ' sie hierdurch weckte ,
sahen , daß der „stille Portier " abgestellt war und daß Diebe in den
Scharnowschen Laden eingebrochen ivaren . Die Einbrecher waren , wie
ihre Spuren erkennen lassen , vom Hofe ausgegangen . Wie sie dort -
hin gekommen sind , steht noch nicht fest . Vielleicht kamen sie von
einem Nachbargrundstück über den uiedrige » Bretterzaun . An der
Hofthür sprengten sie mit einem sidarfen Eisen die beiden Flügel
auseinander , so daß eine Leiste abbrach . Die Flurthür zum Laden
leistete mit einem schweren Beschlag von Eisenblech ihren scharfe »
Centrumsbohrern , mit deneu sie ' das Eichenholz mit Erfolg be «
arbeitet hatten . Widerstand . Die Spitzbuben machten sich jedoch
nun an den Thürpfoste » , schnitten das Schloßlager heraus und ver -
schafften sich so Eingang , ohne das Schloß zu beschädigen . Um sich
gegen etwaige Ucberraschungen zu sichern , haiten sie den
„stillen Portier " abgestellt . Die ausgeschnittenen Holzstücke und ab -
gebröckelten SteinteUe hatten sie in eine Ecke des FlurS getragen ,
damit sie nicht darüber stolperten . Hinter dem verschlossenen
Ladenvorhang konnten sie uun ungestört ihre Auswahl treffen .
150 goldene Damen - Remontoiruhren , 150 goldene und silberne
Herren - Remonloiruhren und viele goldene Ringe und Arm -
bänder nahmen sie mit . Ein Brett mit schwarzen Stahl -
uhren ließen sie liegen . 7 Dutzend Uhrketten , die sie für goldene
hielten und sich aneigneten , werden ihnen einige Enttäuschung bereiten ,
denn es sind nur Doublökette » . Außer dem Eigentum des Uhr¬
machers erbeuteten die Einbrecher auch noch verschiedene Uhren , die
ihm zum Ausbeffern übergeben waren , u. a. eine goldene Herren -
Remontoirrepetieruhr , die 500 Mark wert ist . Eine Klempuerfran
aus dem Hause störte die Spitzbuben noch kurz vor 6 Uhr bei
der Arbeit . Sie ging durch daS Nebenhaus Nr . 151 , das ebenfalls
einen Zugang näck dem Hofe hat , auf die Straße , um einen
Schutzmann zu holen . Da sie in der Nähe keinen sah . kehrte sie
wieder uni und scklug die Hosthür zu , um die Verbrecher einzu -
sperren . Während sie nun aber noch noch einem Schlüssel suchte ,
brachen die Spitzbuben die Thür wieder auf und entkamen . Im
Laden hatten sie nichts als ei » Paar braune Socken zurückgelaffen .
Der Bestohlene ist bei der „ Fides " versichert . Der Einbruch erinnert
in der Art seiner Ausführung ganz an die bei Grevc in der Friedrich -
straße und bei Woick in der Königgrätzerstrahe verübten .

Ei » iuternationaler Hochstapler hat in Berlin eine kurze
Gastrolle gegeben . In einem unsrer ersten Hotels erschien vor einigen
Tagen ein junger Mann , der sich Robert Zeibel nannte , und nahm
ein Zimmer . Der Gast erzählte , daß er der in der ganzen Welt be -
kannten Hotelbefitzerfomilie Zeibel ans Zermalt angehöre und aus
Heringsdorf von der Kur komme . Da er mit den Verhältniffcn der
Familie Zeibel gut Bescheid wußte und auch von dem Unfall erzählte ,
der sie vor drei Jahre » traf , indem ein junger Zeibel — angeblich
sein Bruder — abstürzte und seine Mutter vor Gram darüber starb , so
gewann er leicht das Vertrauen desHotelbesitzers und seiner Angestellten .
Besonders freundete er sich mit dem Buchhalter an , um ihn bald darauf in
einer augenblicklichen Verlegenheit um 200 M. zu erleichtern . Der
junge Mann hatte ohne Ziveifcl noch größere Pläne . Bei einem der
ersten Graveure Unter den Linden bestellte er sich Visitenkarten auf
den Namen „ S . A. Le princc Robert de Broglie " . Die Karten
sollten aber ja noch am selben Tage fertig werden . Als da ? dennoch
nicht geschah , ordnete er an , sie ihm an , nächsten Tage in einem

fotcl ersten Ranges Unter den Linden zuzustellen . Am nächstcu
age tvar jedoch Herr Zeibel verschlvuuden und le prince de Biroglie

nirgends zu finden . Es war auch die höchste Zeit , daß er sich mit
den 200 M begnügte und ans dem Staube machte . Denn auS
Heringsdorf kam gerade die Anzeige hierher , daß er dort vergesse »
halte die Hotelrechnung zu bezahlen und daß mit ihm ein lieber -

zieher verschwand . Der Hochstapler ist etwa 25 Jahre alt und
1,70 Meter groß . Er spricht ausgeprägt schlveizerisch , macht eine »
sehr vertraricncriveckcndcn Eindruck , hat einen schwarzen Schnurrbart
und eine Zahnlücke und trägt u. a. den gestohlenen Ueberzieher , der
dunkelgrün und nach der neuesten Mode gemacht ist .

Schwere Unfälle . Der 2S Jahre alte Arbeiter Julius
Kuhn aus der Wallsir . 95 sollte gestern nachmittag Lederballcn vom
Bahnhof holen . Ei » 2V2 Ceutncr schwerer Ballen fiel ihni auf den
Leid und brachte ihm einen Beckenbruch , eine Leberzerreißung und
Rippenquetschiingen bei . — Der 25jährige Arbeiter Paul Rett -
in a n n aus der Goelhestraße 9 zu Rixdorf stürzte auf dem Neubau
der chirurgischen Klinik infolge eines Fehltrittes vom Dach ein Stock -
werk herab und zog sich schwere innere Verletzungen zu. — Der
75 Jahre alte Seiler Friedrich Dannenfeld aus der König -
grätzerstraße 54 wurde dort vor dem Hause Nr . 40 von einem
GcschäftSwagcn überfahren und ebenfalls schwer verletzt . Die Ver -
nnglückten wurden von Schntzmämiern nach der Charitö gebracht .

Bon der Staatsanwaltschaft ist die Leiche der 58 Jahre alten
Schneiderin Luise Krause auS der Fricdrichstr . 232 beschlagnahmt
worden . ES wird behauptet , daß ein durch seine Prozesse und Rc -
klamen bekannter Heilkundiger an ihrem Tode schuld sei .

Straßensperrung . Die Prinz Albrechtstraße wird wegen Aus¬
führung von Slraßenbahnarbeiten von heute ab bis auf weiteres für
Fuhrwerke und Reiter gesperrt .

Fcuerbcrtcht . Der seltene Fall , daß die Feuerivehr zweimal
in einer Nacht nach ein und derselben Brandstelle gerufen wird , er¬
eignete sich in der Nacht zum Freitag , und zwar in der Neuen
Fricdrichstraße 55. Hier kam gegen 8 Uhr im Dachstuhl aus noch
nichts ermittelter Ursache Feuer auS , das einen größeren Umfang an -
nahm , so daß die Wehr sofort mit mehreren Schlauchleitungen vor -
ging . Dennoch dauerte eS fast eine Stunde , bevor die Flammen
erstickt wurden . Als die Wehr kurze Zeit in ihr Depot zurückgekehrt
war , wurde sie von neuem nach derselben Brandstelle genifcn , wo
unmittelbar neben dem alten Brandherde abermals Feuer aus -
gekommen war . Der Brand war aber bei Ankunft der Wehr bereits
wieder weit vorgeschritten und hatte die Wehr nochmals längere
Zeit mit mehreren Rohren tüchtig Waffer zu geben , um die Gefahr
zu beseitigen . Allem Anschein nach liegt Brandstiftung vor . —

Freitag früh 5 Uhr hatte die Wehr auch in der Großen Frank -
surterstraße 123 längere Zeit zu thun . Hier war in einer

EtuiSfabrik im vierten Stock des Seitenflügels auf noch
nicht ermittelte Weise ein Brand entstanden , der allerhand Werktische ,
Fenster usiv . beschädigte . DonnerStagnachmittag hatte die Wehr in
der PotSdamerstr . 112 in einem Keller ein Feuer zu beseitigen , das
allerlei Gerümpel ergriffen hatte . Durch Selbstentzündung von Preß -
kohlen ivar kurz darauf auf dem Kohlenplatz in der Schöneberger -
straße 22 ein Brand cntstandcn , der die Wehr längere Zeit be -
schäftigte . Abends 9 Uhr wurde die Wehr nach der Lessingstr . 37 ge -
rufen , wo in einem Keller ein Feuer ausgekommen war . dessen Ab -

löschnng indes bald erfolgen konnte . Außerdem hatte die Wehr in

der Zwischenzeit noch Alarmierungen von der Lindenstr , 72 und

von der Akazienstr . 12 zu verzeichnen , die jedoch beide auf gering -
fügige Anläffe zurückzuführen waren .

Ter große Preis von Teutschland , welcher nnnmehr am

Sonntag auf der Radrennbahn Kurfürstendamm zur Entscheidung

gelangt, ' vereinigt in den drei Zwischenläufen zunächst 8 Fahrer , die

durch ihren Sieg in dem jeweiligen Verlauf startberechtigt gelvorden

find ; eS sind dies E I l e g a a r d , Arend , Grogna , Seidl ,

Heering , Bnisson , Eros und Kudela . Zu diesen kommt

nun noch ein Fahrer , der aus einem für alle 25 unplacierten Fahrer
offenen Hosfuungslauf sich herausschälen soll , der selbst
wieder vier Vorläufe macht .

Die Preisrichter der großen Kaninchen - AnSstcllunfl , die

der Centralvcrein deutscher Kaninchenzüchter gestern im Etablissement

Buggenhagen am Moritzplatz eröffnet hat , haben die Hnuptpreisc ,
die von der Landwirtschaftskammer bewilligte Provinzialmedaille ,
sowie die goldene Vereinsinedaille und zwei der Ehrenpreise dem

Gastwirt Adolf Engel zu Reinickendorf verliehen , der prächtige

belgische Riesen - und Zucht - Schlachtkaninchen ausgestellt hat . Die
beiden andren Ehrenpreise erhielten Maschinenbauer Bruno Thiele -
Werdau für englische Widder und Kürschner Max Bcthge - Berlin
für Pelzwerk aus Kaninchenfellen . Die Ausstellung , die ans
allen Teilen der Mark , ans Bremen . Oldenburg , Mecklenburg ,

Pommern . Schlesien . Nassau , aus Thüringen , vor allem aber aus
der Provinz und dem Königreich Sachsen reich beschickt ist , giebt
einen Beweis von dem Aufschwung , den die Kaninchenzucht in

Deutschland genommen hat .

Im Cirkus Schuman « , der heute wieder mit seiner Spiel -

zeit beginnt , tritt eine Truppe von Leuten auf , die , wie es im

gutem Zeitungsdeutsch heißt , zur Zeit ini Vordertreffen der Aktualität

stehen werden . Es sind Einwohner von Martinique , jener ungliick -
llchcn Insel , die unter den fühlbarsten vulkanischen Katastrophen

zu leiden hat . Unter den 25 Männern , Frauen und Kindern , die

der Impresario Gehring nach Europa gebracht hat , befinden sich
Farbige der verschiedensten Gattungen , vom tiefen Schwarz bis zum
lichten Gelb . Die guten Leute sind durchaus civilisiert und wissen
sich mit einer gewissen Eleganz zu bewegen . Ihre Sprache
ist ein verdorbenes Französisch . Die Künste , in denen sie
sich produzieren , sind Musik und Tanz . Im Orchester der
Männer wirbelt es wie bisher bunt durcheinander , und es

ist nicht leicht , herauszubekommen , daß Harmonie und Melodie
in den zum besten gegebenen Tönen steckt . Sehr hübsch dagegen
sind die Tänze , die behend und geschmackvoll , wenn auch mit süd -
licher Lebhaftigkeit ausgefiihrt werden . An der Tracht der West -
iudier ist nichts besonderes zu bemerken ; nur daß die Frauen sich
in leuchtende Farben kleiden und einen eigentümlichen turban -

ähnlichen Kopfputz trage ». Ohne Ziveifel werden die Leute aus

Martinique bei der Bevölkerung Berlins die gebührende Beachinng
finden .

_ _

Aus den Nachba ? ante « .

Lichtenbergs Protest gegen die Fleifchtenermig . Die

Lichtenbcrger Gemeinde - Vertretung hatte in ihrer
gestrigen ( Donnerstags - ) Sitzung Gelegenheit . zur Frage
der Fleischnot Stellung zu nehmen . ES lag ei » Antrag
der socialdemokratischen Fraktion vor , bei den Reichs - und Landes -
behörben die Aufhebung der Grenzsperre als Ursache der Fleisch »
teuerung zu befürworten . Gcmcindevertretcr Welk ( Soc . ) be -

gründete den Antrag , unter Hinweis auf die schwere Benachteiligung
der minderbemittelten Bevölkerung durch die Fleischnot . Es sei eine
der vornehmsten Aufgaben der Kommune , für die Gesundheit der —
Bewohner zu sorgen ; die Sperre der Grenze gegen die Vieh -
einfuhr entziehe

'
den Arbeitern die zur Erhaltung ihres

Körpers notlvendige Fletschnahrnng und schädige so ihre Gesundheit .
Lichtenberg mit seiner überaus zahlreichen Ar' beiterbevölkerung habe
die besondere Verpflichtung , für die Aufhebung der Grenzsperre ein -

zutreten . Gemeindevorsteher Ziethen erkennt an , daß die Fleisch -
preise zur Zeit in der That außergewöhnlich hoch feien . Ein baldiges
Sinken der Preise werde von jedermann ohne Unterschied der ' Partei -
stellung herbeigesehnt . Der Gemeindevorstand werde kaum in der -
Lage sein , dem vorliegenden Antrqge beizutreten . Es sei durchaus
nicht erwiesen , daß die Grenzsperre an den hohen Fleisch -
preisen schuld sei , es kämen dabei noch viele andre Momente

,in Frage . Abgesehen davon , müffe er daran erinnern , daß die

fetition der Gemeindevertretung gegen den
olltarif seinerzeit von der Aufsichtsbehörde

beanstandet worden sei . Auch im vorliegende » Falle handle
es sich um eine Angelegenheit , die nach Entscheidung des Ober -
verivaltungsgerichtes politischer Natur ist und nicht in die Kompetenz
der Kunnn ' unen gehöre . Gcmeiudevcrtrcter Direktor Plouz —
( liberal ) tritt dieser Auffassung entschieden entgegen, es handle
sich um eine rein wirtschaftliche Frage , die gerade für
Lichtenberg von großer Bedeutung sei . Seine Freunde würden
dem socialdemokratischen Antrage zustimmen . Gcmeindcvcrtreter
T h i e d k e ( kons. ) ist gegen die Abscndung einer Petition in Sachen der

?flei'chnot.s Das Fleisch könnte in Berlin um 5 Pf . das Pfund billiger
ein , ivenn der Magistrat an seinem Viehhof weniger verdienen

ivollte . Nach längeren Auseinandersetzungen gelangte schließ -
sich der Antrag auf Absen dung einer Petition
gegen die G r e ii z s p e r r e m i t 14 gegen 11 Stimmen '

zur Annahme .

Die Berhaftnug des chcmaligcu Lehrers G. H. erregt in
Spandau viel Aufsehen . Er hatte im Jahre 1893 aus un -
bekannten Gründen freiwillig sein Amt aufgegeben und seine Familie
in Brandenburg zurückgelassen . H. hat nun unter Vorspiegelung
falscher Thatsachen in Spandau , Charlotteubrng , Berlin und Potsdam
seine ehemaligen Älassenbrndcr und Amtsgenosscn uni Darlehen
gebeten und diese auch zum Teil in größerer Höhe erhalten . Da
sich seine Angaben nachher als durchaus falsch erwiesen — er erweckte
überall den Anschein , als ob er »och im Amte sei und nur durch eine
uuvorhergeiehciie größere GcldanSgabe anläßlich einer Erbschafts -
reaulienuig in augenblickliche Verlegenheit gerate » sei . — ist er jetzt
festgenommen und dem Amtsgericht zugeführt worden .

Ter Plan der Stadtwerdmig » nsrcS Borortö Wilmers¬
dorf ist vorläufig zu Wajfer geworden . Zu drei verschiedenen
Malen war die Gemeindevertretung in den letzten Jahren die
Regierung um Verleihung der städtischen Verfassung und Entlnssnng
aus dem Kreisverbande angegangen , und besonders in der letzten
Zeit schien es , daß dies Bestreben Erfolg haben sollte . Da über -
rnschte der Landrat deS Kreises Teltow vor einigen Tagen den
Gemeindevorstand mit folgendem , vom 9. September datierten
Schreiben :

Der Herr Minister des Innern hat durch Erlaß vom 26. Juli
1902 bestimmt , daß dem erneuten Antrage auf Verleihung der
städtischen Verfassung auch jetzt noch keine Folge gegeben wird ,
tveil weder die bisherige Gesarnrentivicklung der Gemeinde ,
insbesondere auch die noch unzureichende Wersch mel -

jung ihrer bebauten Teile , zur Zeit schon die Um -
Wandlung in eine Stadtgemeinde r ä t l i ch erscheinen läßt , noch
andrerseits aiiznerkemien ist , daß die einstweilige weitere Bei¬
behaltung der ländlichen Gemeindeverfaffnng notwendig der
ferneren gesunden Entwicklung hinderlich sein ivirb .

Ich ersuche , der Gemcindcvertretiliig hiervon Kenntnis geben
zu wollen und ihr anhcimznstellen , zur besseren Verwaltung der
Gemeindegeschäste besoldete Beamte gemäß dem Gesetze
vom 20. Mai 1902 anzustellen .

Die Art , wie die ablehnende Haltung der Regicrnng In dem
Schreiben des Landrats begründet ist , wurde von der Gemeindc -
verlretung am Donnerstag mit einiger Heiterkeit aufgenommen . Das
Schreiben ist ein BerlegenheitSprodnkt . man will offenbar , nachdem Rixdorf
und Echöncberg aus dem Kreisverband ausgeschieden sind , einen so
selten Bissen wie Wilmersdorf vorab noch nicht fahren lassen . Die
Genieindevertrctnng wählte eine Kommission , welche die undankbare
Aufgabe übernehmen soll , die Regierung von der Unrichtigkeit ihrer
Argumente zu überzeugen .



Die Gemeindevertretung von Wilmersdorf hatte sich
gestern mit der Abänderung der Besoldungsordnung der Volksschule
lehrer und Lehrerinnen üu beschäftigen . Die Gehaltsbcrhältnis
wurden derart geregelt , daß das Gesamteinkommen , die Miels
entschädigung eingeschlossen , im Anfang sich bei Rektoren an
3200 M. , bei Lehrern auf LOW M. und bei Lehrerinnen au
IKOO M. stellt . Das Einkommen steigt bis zum 29 . Dienstjahre bei
Rektoren und Lehrern alle drei Jahre um 209 M. , so daß das
Höchstgehalt bei Rektoren SOOO M. , bei Lehrern 3s ( X) M. beträgt .
Bei den Lehrerinnen steigt das Einkommen alle drei Jahre um
199 M. , so daß es im 29 . Dienstjahre sich auf 2S99 M. beläuft .
Höhere Gehälter werden in Schöneberg gezahlt , wo das
Gesamteinkommen der Rektoren , Lehrer und Lehrerinnen im
ersten Dienstjahre 3399 M. , 2999 M. und 1699 M. ausmacht
und ans 5199 M. , 3359 M. und 2559 M. steigt .
In Friedenau und Steglitz ist das Einkommen der Lehrer ebenso
hoch wie in Wilmersdorf ; niedrigere Gehälter zahlen Lichterfelde .
Rixdors und Tempclhof .

Im alten Ortsteil von Wilmersdorf sowie in Halensee sind noch
zwei Nachtwächter von der Gemeinde angestellt , welche auch
das Schließen der Haiisthnren besorgen . Vom 1. Oktober wird der
Sicherheitsdienst ausschließlich von Polizcibeamten nnd Gendarmen
versehen ; für das Schließen der Hausthnren werden wie in Berlin
von einer Hausbesitzer - Vereinigiing besondere Schließer angestellt .

Unsre Parteigenossen hatte » in Gemeinschaft mit zwei bürger
lichen Vertretern den dringlichen Antrag gestellt , die Gemeinde
Vertretung möge den Gemcindevorstand auffordern , angesichts der
F l e i s ch » o t die Regiernng um Aufhebung der Grenzsperre an
zugehen . Mit 11 gegen 8 Stimnien lehnte die Gemeindeoertretung
es jedoch ab , den Antrag als einen dringlichen zu betrachten , und so

. wird die Fleischnot erst in der nächsten Sitzung das Ortsparlament
beschäftigen .

Eine Neuwahl zur Gemeindevertretung findet am 21 . und
22 . Oktober statt . Es ist an Stelle des im März d. I . doppelt ge
wählten Herrn Snpke , der das Mandat der ersten Abteilung au -
genommen hat , in der dritten Abteilung ein Hausbesitzer zu Ivählen

Vevsauunlungen .
Die im Gcwcrkschaftökartcll verciuigten IGcwerkschaften

hielten am 17. Septeniver im großen Saale von Keller eine Ver -
sainmlung ab , die vom Ausschuß des Gewerlschaftskartells einberufen
worden war und an der etwa 1299 Personen teilnahmen . Ans der
Tagesordnung stand : „ Sind die Mitglieder des Vereins
der Töpfer Berlins Streikbrecher ? " — Kater
( Maurer ) referierte . Nach der bclamiten Stellungnahme des Töpfer -
Verbandes und der Gcwertschaftskommission gegen den genannten
Verein sei zu untersuchen , ob man demselben wirklich den
Vorwurf einer Streikbrecher - Organisation machen könne . Wenn nian
stillschweigend darüber wegginge , könnte morgen oder übermorgen
irgend einer andren , dem Kartell angeschlossenen Organisation der -
selbe Vorwurf gemacht werden . Die Benciinung der Mitglieder des
Vereins der Töpfer als Streikbrecher sei veranlaßt durch eine Hand -
lung , die nur das Resultat davon fei, daß gewisse Gewerkschafter
glaubten , ganz allein das Recht zu haben , die Arbeiter zu organisieren ,
und zwar nur nach einer ganz bestimmten Schablone zu organisieren .
Das Verhalten der Verbände gegenüber den anders organisierten
Berufsangehörigen und der Kampf , den die Geiverkschaftskömmisflon
eröffnet habe , kämen der Diktatur gleich , die von der heutigen Gesell -
schaft über alle Arbeiter ausgeübt werde . Jetzt verlange man sogar ,
daß den sogenannten Lokalorganisatione », deren meiste Mitglieder zur
Socialdemokratie gehörten , das Parteiblatt verschlossen werdensolle . Das
wäre nun das Lächerlichste , was geschehen könnte . Ob man damit uns
großen Aergcr bereiten würde , das frägt sich noch , das behalten wir vor
läufig noch für uns . - - Der Haß gegen den Berliner Töpfer
verein sei ei » besonders großer , iveil sich hier alte Gewerkschafter
zusammengetan hätten , die immer noch festhielten an der alten
Organisation und die alten Grundsätze aufrecht erhielten , daß die
Organifation nnr dazu dienen dürfe , vom Unternehmertum bessere
Lohn - und Arbeilsbediiigungen zu erzwingen und geistig
hochstehende Menschen zu erzieh ». Wie sei nun der jetzige
Konflikt vor sich gegangen . Erst im April dieses Jahres
habe der Vorstand des Töpfervercins von der Absicht des
Centralvcrbandes erfahren , einen paritätischen Arbeitsnachweis mit
der Jniinng zu schaffen . Natürlich habe man auch mitreden wollen
in der Frage . In einer Versaininluiig , wo Redner den Vortrag
hielt , hätten die vom Altgesellen John angestiftete » Verbandstöpfer
jedoch solchen Lärm gemacht , daß sie resultatlos verlief . Die dem
Gewerkschaftskartell angeschlossenen Töpfer beriefen wieder eine Ver -
fammlung ein , zu der alle Verbandstöpfer Zutritt gehabt hätten , und
diese habe mit übergroßer Majorität sich gegen den paritätischen
Arbeitsnachweis erklärt und beschlossen , den Gesellenausschnß mit einer
entsprechenden Stellungnahme bei der Innung zu beauftragen . Trotzdem
hätten die Verbändler im Gewerkschaftshause eine neue Versamm -
lung abgehalten und für den paritätische » Nachweis gestimmt . So
sei der paritätische Arbeitsnachweis zu stände gekommen unter
Negieren einer Organisation und nach gewaltsamer Verhinderung
einer Versanimlung dieser Organisation . Und die Leute , die nian
so behandelt habe , die ausgeschlossen waren von der Mitwirkung ,
deren Beschluß man nicht beachtet habe und die deshalb glaubte »,
sich nicht an die Beschlüsse der andern über Benutzung
des Arbeitsnachlveises kehren zu brauchen , die bezichtige
man des Streikbruches . Das sei einfach unerhört . Die
Verbändler seien nicht davor zurückgeschreckt , die Töpfer
der Kartellrichtung mehrfach zlvangsweise ans der Arbeit zu
verdrängen , darunter die ältesten Führer ihrer Organisation . Wenn
man so unmoralisch behandelt werde , könne man sein Kreuz natürlich
nicht zu noch weiteren Schlägen hinhalten ; da müsse nia » sich viel -
niehr strikte auf den Slandpunkt stellen , alle die Beschlüsse zu ver¬
neinen , die einseitig und ohne Mitwirkung der dem Kartell zu -
gehörigen Verufsgenossen von den Leuten der Centralverbände
gefaßt würden . Nur nach den eignen Beschlüssen sei in solchen
Fällen zu handeln . Kein Socialdemokrat könne verlangen , daß man
sich unbesehen etwas anschließen solle , wo man nicht mitberaten
und nicht mitgethatet habe . Den Töpfern , die znni Kartell

gehörte », könne man nur mit auf den Weg geben , daß sie richtig
gehandelt hätten und nur so weiter fortfahren möchten . Die Kon -

seguenzen würden die Anhänger des Gelverkschaftskartells genieinsam
tragen . ( Lebhafter Beifall . )

I uppenlatz verbreitete sich im allgemeinen über die

Differenzen zwischen Centralverbänden und Lokalvereinen und

maß den Verbänden die Schuld bei . — Wiener ( Maler ) :
Den lokalorganisierten Malern gehe es jetzt wie den

Töpfern . Der Centralverband habe mit der Innung einen

beschämenden Tarif abgeschlossen , wogegen erstere Stellung
genommen hätten , indem sie mit großer Majorität sich dagegen er -
klärten . Töpfer Paul führte unter anderm aus . tdaß der Gesellen -
ausfchuß, mit dem die Berliner Innung nur noch verhandeln wolle ,
bei allen für die ganzen Berufsgenosscn wichtigen Fragen nicht
in breiter Oeffentlichkeit Bericht erstatte ec. , sondern sich
immer an den Verband halte , obwohl auch die Töpfer der
andern Richtung ihn mit gewählt hätten . So sei es in der Frage
des paritätischen Arbeitsnachweises ebenfalls gewesen . Man habe
die Lokalorganisterten gar nicht beachtet , und als sie Stellung
nahmen und hierzu die Verbandskollegen eingeladen hätten , habe
man ihre Versammlung gestört , voran der Altgeselle John . Die von

ihnen einberufene Versammlung vom 26 . Juni , die sich mit großer
Majorität gegen den paritätischen Arbeitsnachweis erklärte und den

Gesellenausschuß beauftragte , die nötigen Schritte zu thun , sei
von einer großen Zahl von Verbandskollegen besucht ge -
Wesen . Die Mitglieder des Gesellenausschusses hätten gleich -

wohl sofort in der Versammlung die Ausführung des Auftrags

abgelehnt , iveil ihn angeblich nicht ihre Wähler erteilt hätten . Da

man den Verein der Töpfer nicht zur Sache hinzugezogen , seine

Stellung dazu und den eben erwähnten Beschluß nicht beachtet habe ,

sei vom Verein sein Arbeitsnachweis , zu dessen Aufhebung auch sonst

kein Grund vorliege , aufrechterhalten worden und habe Stellen wie

bisher weiter vermittelt . Darauf das Geschrei von Streikbrecher�
verein und von Streikbrechern , die Sperren wegen Nichtbenutzung
des paritätischen Arbeitsnachweises gemäß dem Verbandsbeschluß
und so weiter . Nach Lage der ganzen Sache habe der Verein der

Töpfer gar nicht anders handeln können und nicht sein Verhalten ,
sondern ' das des Verbandes und der Getverkschaftskonimissioii
sei verwerflich . ( Beifall . )

H i I l e r ( Maurer ) , I e n tz ( Maler ) . H o f f m a n n ( Töpfer }
M o r i ck e ( Metallarbeiter ) , Straffer ( Tapezierer ) und Kleinlein

sprachen sich zu der behandelten Sache selber ebenso aus wie die
Vorredner , wandten sich zum Teil priucipiell gegen die paritätischen
Arbeitsnachweise , in deren Anerkennimg sie einen Rückschritt sehen ,
und bekänipften lebhaft das System der Centralverbände . Hoff
mann ( Töpfer ) behauptete , daß jetzt , wenn auf einem Bau Töpfer -
arbeit in Aussicht sei , Gesellenausjlbußmitglieder zu dem Meister
liefen und darum bäten , doch den paritätischen Arbeits

Nachweis zu benutzen , da dort 299 Töpfer eingeschrieben seien .
Dies Vorgehen wäre entwürdigender als das Ansprechen der einzelnen .
Ehe man eine solche Vermittelung mitmache , lasse man sich lieber

zehnmal einen Streikbrecher nennen . ( Beifall . ) — Straffer
forderte dazu auf , gegen etwaige Versuche , Lokalorganisierte aus de »

Wahlvcreinen auszuschließen , beizeiten Front zu machen , wenn auch
auf einen solchen Ausschluß gar nicht zu rechnen wäre . — In seinem
Schlußwort betonteKater , daß die Verbände nicht aus Gehässigkeit
gegen die Ceutralisation , sondern lediglich aus principicllen Gründen
bekämpft würden .

Es wurde beschlossen , die Lokalorganisation der Töpfer aufzu -
fordern , in einem Flugblatt die ganze Angelegenheit im einzelnen
zu schildern . Ferner wurde gegen eine Stimme folgende R e «

s o l u t i o n angenommen :
. In Erwägung : 1. daß die sogenannten paritätischen Arbeits -

nachweise für das Töpfergewerbe in Berlin und Steglitz lediglich
zwischen der hiesigen Filiale des deutschen Töpferverbandes und der
Berliner und Steglitzer Zwangsinnung vereinbart sind , mit voll -

ständiger Uebergehnng des Vereins der Töpfer Berlins und des

Beschlusses einer öffentlichen Versammlung vom 26. Juli , die den
Gesellenausschuß beauftragte , das Zustandekommen dieses paritätischen
Arbeitsnachweises zu verhindern ;

2. daß ein Arbeitsnachweis des Vereins der Töpfer Berlins und

Umgegend unter alleiniger Kontrolle der Arbeiter seit Jahren bestand
und sich sehr gut beivährt hatte , auch zur Zuziehung der Arbeitgeber
jetzt gar kein Grund vorhanden war ;

3. der neue sogenannte paritätische Arbcitsnachiveis von der

Verbandsfiliale nur deshalb eingerichtet worden ist , um dadurch den

Arbeitsnachweis des Vereins der Töpfer Berlins und Um -

gegend zu vernichten und den Verein zur Auflösung zu
bringen , beschließt die Versammlung : 1. Die Mitglieder
des Vereins der Töpfer Berlins nnd Umgegend können mit Recht
nicht verpflichtet oder gezwungen werden , ihren Arbeitsnachweis auf -

zugeben und den sogenannten paritätischen zu benutzen . 2. Es ist
eine Anmaßung der VcrbandSIciter . die mit Entschiedenheit zurück -
zuweisen ist , wenn sie diejenigen Töpfer , die ohne den paritätische »
Arbeitsnachweis zu benutzen , durch den Arbeitsnachweis
des Vereins der Töpfer Berlins und Umgegend Arbeit

nehmen , als Streikbrecher erklären oder sonstwie zu maß '
regeln suchen . 3. Besonders erhebt die Versammlung ganz entschieden
Protest gegen die im „ Vorwärts " vom 29. Augnst miigcteilteu
Beschlüsse der Versammlung der Berliner Filiale des deutschen
Töpferverbandes vom 14. Augnst , wonach die Mitglieder des Vereins
der Töpfer Berlins und Umgegend wegen Nichtbenutzung des pari -
tätischen Arbeitsnachweises als Streikbrecher zu betrachte », und aus
der socialdcmokratischcn Partei auszustoßen sind . Weiter beschließt
die Versammlung : Alle Beschlüsse der Verbandsorgauisationen , die

für de » ganzen Beruf maßgebend sein sollen und die gefaßt sind
ohne Hiiiziizichnng einer dem Gewerkschaftskartell angeschlossenen
Organisation , sind für letztere nicht bindend . "

Köpenick . Der hiesige socialdcmokratische Wahlverein hielt am
16. September seine Versamnilimg im Wilhelmsgarten ab . Genosse
L i t f i n - Berlin hielt einen Vortrag über „ Heimatpolitik " , welcher
beifällig aufgenommen lvurde . Ferner wurden acht Genossen in den

Wahlverein aufgenonmien .
Zf- reircligiöse Gemeinde . Sonntag , den 21. September , vormittags

8�/. Ubr , in der Aula der 69. Gemeindeschule , Kl . F r a n k fu r t e r st r. 6:
Versammlung . Freireligiöse Vorlesung . Um 10V « Uhr vormittags eben¬
daselbst : Vortrag des Herrn Professors Dr . Albert Gehrle : „ Die alte und
die neue Reformation . " — Gäste , Damen und Herren , sehr willlommei ».

Zlrbeiter - BildiingSschiile Berlin . Sonntag , den 21. Sepleinber ,
abends 7 Uhr , im groben Saale des Gewerkschaftshauses , Engel - Ufer 15 :
Lichtbilder - Abend . 1. Athen und seine Dentiilätcr ( Vortrag von
Pros . Dr . Seiler ) . 2. Im Fluge durch die Welt . Eine Serie der tnter -
efsaiitesten Städte , Landschaften , Kunst und Baudenkmäler der Erde . ( Vor -
nagende : Herr W. Rex, Projekteur , Herr A. Loebel . ) Eintritt 30 Pf . inkl .
Garderobe . Billets nur an der Kasse. Nachdem gemütliches Beisammensein
und Tanz .

Slllgenieine Kranken - und Sterbekasse der Metallarbeiter .
( E. H. 29, Hamburg . ) Mitglieder - Bersaiuiniungen am Sonnabend ,
abends 9 Uhr : Filiale Berlin 3, bei Bergener , Reichenbergerstr . 157. —

Filiale Berlins , bei Merkowski , Andreasstr . 26. — Filiale Berlin 5,
bei Globich , Lothringerstr . 68. — Filiale Rix dorf , bei Filicke , Kirchhof -
straße 41.

Am Sonntag , vonnittags 9l/ , Ubr : Filiale Berlins , bei Schirm ,
Badstr . 19. — Filiale Berlin 9, bei Fischer , Waldstr . 8.

Vevmtstfztes -
Nordpol - Expeditiouen . Aus Stockholm wird berichtet ,

daß die Nordpol - Expedilion Sverdrups nach vierjähriger Reise am

Freitag nach Norwegen zurückgekehrt ist . Die Expedition landete
bei der Insel Utsire . Am 27. Juni 1898 stach Otto N. Sverdrup ,
Nansens Begleiter auf dessen Durchquerung Grönlands und

Kapitän der . Frain ' auf dessen Nordpolar - Expeditiou . in Christiania
in See , um im Westen Grönlands durch den Smith -
Sund nach Norden vorzugehen . Der Staat Norwegen hatte
Sverdrup die „ Fram " zur Verfügung gestellt , deren innere Ein -

richtung der Forscher auf Grund der Erfahrungen auf der Nansen -
Fahrt ( 1893 —1896 ) auf eigne Kosten hatte umbauen lassen : Konsul
Heiberg und die Großbrauer A. und E. Rignes hatten die erforder -
lichen Geldmittel gewidmet .

Aus New Jork wird über PearhS Ankunft weiter

gemeldet : Der in Sydney ( Cap Breton - Insel ) eingetroffene Nord¬
polfahrer Peary teilte mit , daß 84 Grad 17 Min . die höchste nörd -

liche Breite gewesen sei , die er erreicht habe , und zwar nordwestlich
von Cap Heclar ; der Rekord des Herzogs der Abruzzen . der bis
86 Grad 33 Min . nördlicher Breite gelangte , ist somit von Peary
nicht geschlagen . Ferner berichtete Peary . daß das Polarschiff „ Fram "
mit Sverdrups Expedition am 8. August von Goodhoun die Heim -
reise angetreten habe .

Znm Morde in Bologna . Die Gräfin Bonmartini soll
ein volles Geständnis abgelegt haben . Sie hat danach mit
ihrem Bruder , dem Dr . Murri , die Ennordung ihres eigne »
Gatten verabredet . Dr . N a l d i . ein guter Freund ihres Bruders .
habe Beihilfe geleistet ; außerdem habe sie sich eines Mädchens
Namens Bonetti bedient . Das gesamte Barvermögen des
Grafen wurde auf die Seite geschafft . Gegen die Gräfin ist
Anklage wegen Diebstahls und Beihilfe zur ' Ermordung ihres Gatten
eingeleitet worden . Sie befindet sich im Gefängnis zu Bologna , wo -
hin auch der inzwischen verhaftete Dr . Naldi und das Mädchen
Bonetti gebracht worden sind .

Die Verhaftung der Gräfin hatte natürlich in Bologna das
reinlichste Aufsehen hervorgerufen . Sie gestaltete sich überaus
dramatisch . Um >/s3 Uhr brachte Polizei - Oberinspektor Castagnoli

die Wohnung Professor Murris den Hastbefehl gegen
Teodolinde Murri . verwitwete Gräfin Bonmartiui . 39 Jahre alt ,
beschuldigt des Totschlags und Diebstahls . Sobald der Professor ,
der mit seinem Bruder die Polizei erwartet hatte , erfuhr , daß
thatsächlich die Tochter verhaftet iverden sollte , gab er sich der
äußersten Verzweiflung hin . Die Gräfin lag im Bett , und
bei ihr war die Tante , die den Vertretern der Behörde

mit Thränen sagte , die junge Frau sei in einem Zustand .
in dem ihre Ueberführung ins Gefängnis eine Unmöglichkeit
sei . Auch der Assistent des Professors , Dr . Silvagni ,
stimmte dem bei . Der Ober - Inspektor erklärte nun , daß .
wenn sich die Gräfin weigere , ihm zu folgen , sie nur die

Umstände erschwere . Die Gräfin wollte sich mit dem Vater beraten ,
er ließ ihr aber sagen , sie solle nach eignem Ermessen handeln , raten
könne er ihr nicht . Sie erklärte nun dem Inspektor folgen zu wollen .
Man befahl ihr , sich anzukleiden . Sie zog sich höchst sorgsam an
und sprach den Wunsch aus . den Vater nicht zu sehen . Dieser
wartete aber auf dein Treppenabsatz , laut weinend , und küßte sie
oft auf den Mund und auf die Hände . Auch die übrigen Ver -
wandten weinten laut , die Gräfin dagegen blieb kalt und vergoß
keine Thräne . Sie wurde ins Gefängnis von San Giovanni
in Monte geführt , wo ihr ein Zimmer zugestanden wurde . Die

Gräfin trägt fortgesetzt die größle Gleichgültigkeit zur Schau , aiich
wenn man ihr von ihren kleinen Kindern spricht , die noch in Zürich
in der Pflege von zwei Bonnen sich befinden .

Aus Ala wird berichtet : Der Advokat Murri , der nach seinem

eignen Geständnis der Mörder des Grafen Bonmartini in Bologna
ist , wurde hier durch den Polizeikommissar Dr . Muck verhastet .

Witterniigsübersicht vom Iii . September IVOS , morgens 8 Uhr .
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für Sonuabend
Vielfach heiter , am Tage etwas wärmer ,

Winden ; keine erheblichen Niederschläge .
Berliner Wetterbureau .
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b- S.

14

de » 20 . September 1003 .
bei schwachen , nordwestlichen

Briefkasten der RedaKkion .

desDie Ilirlstlfchc Sprechstnude findet täglich mit ZluSuahme
Sonnabends von 7V, bis O' /r lllir abends statt .

M. K. 20 . Lärm machen , Radau machen .
K. 25 . Abfahrt vom Stettiner Bahnhof . Alles Nähere erfahren Sie

dort durch die Auökunftstelle .

SoeialdemoKiPtiscIier

Walilvercin für den 4. Berl .

Reiclislags - Walilkreis SO .

Den Mitgliedern zur Nachricht , daß
uw' er Genosse

Jnlius Irinler
nach kurzein Leiden im Alter
65 Jahren ain Donnerstag ,
18. September , gestorben ist.
Ehre s e i » e in A » d e n k e n k

Die Beerdigung findet am Sonntag -
nachmittag 4 Uhr ( nicht um 5 Uhr ) ,
wie anderweitig angegeben , von der
Halle des Central - Friedhofes in
Friedrichsselde aus statt .

Um zahlreiche Beteiligung ersucht
Der Vorstand .

von
den

Todes - Zluzeige .
Am Donnerstag , den 18. d. M. ,

nachmittags 4»/ - Uhr , verstarb nach
kurzem Leiden mein lieber Maiin ,
der Putzer lllallii » Irinler im
Atter von 65 Jahren .

Die Beerdigung findet am Sonntag ,
den 21. Sept . , nachmittags 4 Uhr ,
von der Halle des Central - Friedhofes
in Friedrichsselde aus statt . 2187b

Die trauernde Wittwe
Xuguoto Irmlor geb. Drenkow .

Centrai - Verband

d. Maurer Deutschlands
tZweigverciu Berti , i )

Sektion der Putzer .
Unsrcn , sowie den Mitgliedern deS

Gesangvereins der Putzer zur Nach -
richt , daß an » 18. September unser
Mitglied 134/14

Julmg Jrmler
verstorben ist. Ehre seinem Andenken .

Die Beerdigung findet am Sonn -
tag . den 21. September , nachmittags
4 Uhr , von der Leichenhalle des
Central - Friedhofes zu Friedrichsselde
statt . Um rege Beteiligung ersucht

Tie örtliche Verwaltung .

Deutscher

Textilarbeiter - Verband
Filiale II , Posamentiere .

Die Beerdigung unsres Kollegen
8 > ch » rt « II » » n « i -

findet Sonntagnachmittag 3>/z Uhr
von der Leichenhalle des neuen Rix -
dorser Kirchhofes au » Mariendorser
Weg aus statt .

Ehre seinem Andenken .
Zahlreiches Erscheinen erwünscht

19 1/6 Der Vorstand .

Todes - Anzeige .
Allen Freunden und Bekannten

die traurige Nachricht , daß meine
liebe Frau

Jobaima Conrad
geb. GUrgens

nach langen , schweren Leiden durch
den Tod erlöst ist.

Die Beerdigung findet Sonntag -
nachmittag 2 Uhr , von der Leichen -
Halle des Central - Friedhofes in
Friedrichsfelde auS statt . 5106L

Um stilles Beileid bittet
IVlIIlelm Conrad , Putzer ,

nebst Kindern . _

Verband der Fabrik - , Land - ,

Uilfsarbeiteru . Arbeiterinnen

Deutschlands .

( Zahlsteile Berlin ) .
Am 14. September verstarb

Ueberfahren das Mitglied '
durch

Czerwinske .
Die Beerdigung findet am Sonntag ,

den 91. September , nachm . V- 2 Uhr ,
von der Leichenhalle des Friedhofes
in Lichtenberg , Krugsteg , aus statt .

Um rege Beteiligung ersucht
Die Ortsverwaltung .

Danksagung .
Für die vielen Beweise herzlicher

Teilnahme und die reichen Kranz -
spenden bei der Beerdigung meines
lieben Mannes , unsres guten Baters ,
des Schankwirts

emil Bieberstein ,
sagen wir allen Freunden und Be -
rannten unsren aufrichtigsten Dank .

. 4BKn « t « Bieberstein
21756 nebst Kindern .

Danksagung .
Für die vielen Beweise herzlicher

Teilnahme und reichen Kranzspenden
bei der Beerdigung unsres lieben
Bruders Beinrieli Zoschkc
sagen wir allen unfern herzlichsten
Dank , besonders dem Arbeiter - Gesang -
verein „ Vorwärts I, SO. " . 21746
Die trauernde » Hinterbliebenen .

Dr . Simmel , ?rto2Sll »tr . 41.

Specialarzt für 35/10 »
Bant - und Harnleiden .

10 —2 , 5 —7 . Sonntags 10 —12 , 2 —4 .

In Ltr . - Fl . em¬
pfehle : Cognac
1,25 —10,35 , Eum
1,00 - 5,60 , Nord¬
häuser 0,45 —1,35 .
Liqueure� Eier -
cognac . Citronen -
u. Himbeersaft ,

Port - u . Ungarweine gut u. billigst .
Chaussee -

Strasse 55 .

( D
Carl Schindler ,

Todes - Anzeige .
Allen Freunden . Bekannten und

Genossen die traurige Nachricht , daß
meine liebe Frau 5104L

Minna Krantin
geb . Groehnert

am Mittivoch , den 17. d. M. , nach
längerem Leiden und infolge einer
Operation verstorben ist .

Die Beerdigung findet am Sonntag -
nachmittag 3 Uhr von der Leichenhalle
der Nazareth - Gememde , Dalldorser
Chaussee , aus statt .

Oer trauernde Latte mit Kindern
Krltr Krautin , Schnlstr . 4.

Reisszeuge
und einzelne Bestandtheile der¬
selben erhält man in. grösster
Auswahl und bester Ausführung
nur ImSpecial - CJeochJlftvon

Ernst Riek
Inh . ; Carl Battendorff

Berlin N.

Weinbergs weg 15 b,
das 2. optische Ge¬
schäft vom Kosen¬

thaler Thor .

Reisszeuge
für SchUler von

Uk. 1. 25 bis mOO

fUr Techniker von
Mk. 6. 00 bis 60. 00.

Bitte genau auf Firma
und Haus - Nummer

_ 15b —

achten , um »ich vor
Nacbtbeil zu schlitzen .

FaobmÄnnisch angepasste und
vorzttglicb sitzende

Brillen und Tlneenes
Ton Mk. U6 bis 40. 00.

Verantwortlicher Redacteur : Carl Lei » m Berlin . Für den Inseratenteil verantwortlich : Th . « locke in Berlin . Druck und Verlag von Max Babing in Berlin .
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Kraiikettkassen und Aerzte .
Zu dlrsem Thema erhalten wir eine Weitere Zuschrift mit der

Vitte um Veröffentlichung :
Ich diu seil fünf Jahren Arzt der GastmIrtSknsse und habe in

dieser meiner Eigenschaft zu Meiner Freude gesehen , datz alle Be -
strebuugen meiner im Vorstand sitzenden Parteigenossen , die von
einem rein socialistischcn Geiste getragen waren , den Erfolg
nicht vermissen ließen . Man kann dem Vorstand keine
Ainmosilät gegen die : Aerzte voriverfen . Es sind zahllose
Brschiverdcn der Mitglieder gegen die Aerzte vorgekommen , Bc -
schiverden , die einen nicht socialistisch geschulten Vorstand — ich
spreche bicr immer von den im Vorstand sitzenden , die Majorität
repräsentierenden Arbeitnehmern — zum Einschreiten gegen die
Aerzte bestimmt hätten . Der Vorstand bemteilte das Verhältnis
der Aerzte zu den Mitgliedern von einer höheren Warte aus , immer
wieder nahm er eine der Situation gerecht werdende vermittelnde
Stellung ein . Im Laufe der Jahre hatte sich der Einfluß der
socialistische » Mitglieder des Vorstandes mehr und mehr Bahn gebrochen .
5lein Wunder , daß sich in den Reihen der maßgebenden Parteigenossen
das Bestreben geltend machte , ein veraltetes System über den Haufen
zu werfen . Mehr Aerzte ! lautete die Parole . In der medizinischen
und politischen TagcSpresse war gegen die Ortstasse der Gnstivirte
schon lange eine gewisse Mißstimmung des Publikums zum Aus -
druck gekommen . Noch nicht 20 Aerzte für 18 000 Mitglieder !
Welches ungeheuerliches Verhältnis ! Der Vorstand mußte schließlich
dem Drängen seines eignen Gewissens und der öffentlichen Meinung
Nachgeben , mußte der General - Bersammlung eine Erhöhung der
Aerzrezahl empfehlen , selbstverständlich nur unter der Bedingung ,
daß daS gesamte Aerztehonorar nicht zu vermindern sei . Eine ver -
uüiistige Arbeitsteilung , eine planmäßige Regelung des ärztlichen
Dienstes schwebte den beteiligten Faktoren vor . Ein Mißverhältnis
war aber nach einer andren Richtung bin bemerkbar .
Für die CastwtrtSkasse besteht das Dieustaltcrsstufrn - System ' , still¬
schweigen , ohne kontraktlichen Zwang , wurde daS Honorar der ein¬
zelnen Aerzte von Zeit zu Zeit erhöht . Das Anfangshonorar betrug
tausend , das Endhonorar nach einer längeren Reihe von Zwischen -
stufen zweitausend Mark . Wohlgemerkt ! Die Leute , die zwei -
tausend Mark bezogen, ! hatten im Laufe des JahreS im Durchschnitt
keine größere Zahl von Patienten zu behandeln , als die
Kollegen mit niedrigem Honorar : Zhalen beweisen ! Der Vorstand der
Kasse hat eine sorgfältige Statistik ausarbeiten lassen , eine Statistik ,
die Bände redet , die . die gekünstelte Beiveisführung des Fräulein
Dr . WygodzmSki wie ein Kartenhaus zusammenwirft . Im Jahre
1V00 bekam der bestbezahlte Arzt 6ö,8 Pf . pro Konsulation , der am
schlechtesten Bezahlte 18 Pfennige ; im Jahre 1901 bekam ein Arzt
mit 1800 M. Gehalt 78,9 . Pf . pro Konsultation , ein andrer mit
1200 M. Gehalt 21,3 Pf .

Derjenige Arzt , der das hohe jährliche Honorar von 2000 Mark
bezieht , ist der einzige von allen , ver mit Genossin Dr . Wygodzinski
vollkommen übereinstimmt . Gehört dieser Mann , der sich in kom -
biuicrter Sitzung rühmt , eine jährliche Wohmmgsmicte von viertausend
Mark zu zahlen , vielleicht auch zu den ärztliche » Proletariern ? Wie
» nag dem armen , im Vorstande sitzenden Kellner , der vielleicht ein
Schlafgeld vonmonatlich sechs Markzahlt , zu Mute gewesen sein , angesichts
eines ärztlichen Proletariers , dessen jährliches Budget sich ans Zehn -

tausende von Mark beläuft ? Zahlen beweisen ! Frl . Dr . Wygodzinski
preist die hohen wirtschaftlichen Ziele des Vereins der freigewählten
Kassenärzte . Ihre Argumentation zielt dahin , daß die
Ortskasse der Gastwirte ihren Proletariern von Aerzte »
die „gclverkschaftlich * festgesetzte » Lohn nickt bezahle . Natür -
lich ! Soweit ich mich besinne , ist daS Honorar pro Konsultation
im Verein der freigewählten Kassenärzte in keinem Vierteljahr Über
s: 0 Pfennige hinausgegangen . Die OrtSkasie der Gastwirte zahlte

pro Konsultation durchschnittlich in , Jahre 1893 46 Pfennige , 1900
41 Pfennige , 1901 45 Pfennige , die Kasse hofft , daß pro 1902 die
Konsullotion mit über 50 Pfennige bezahlt werden wird .

Die OrtSkasse der Gainvirte hat bisher an jährlichem Honorar
für die stxierten Aerzte 28 400 M. bezahlt , sie beabsichtigt , unter
dem neuesten System 33 200 M. zu zahlen . Ich . als der Mann ,
dem die organisierten Gastwirtsgehilfen ihr Vertraue » schenken ,
hoffe , den Vorstand aus eine Gesamtsumme von 37 700 M. herauf -
zutreiben . Die neue Maßnahme des Vorstandes wird ihm von den

reinsten Motiven diktiert ; seine Beiveisführung ist die denkbar klarste .
Getreu » msrem Priucip , überall den Hebel der Organisation anzusetzen .
verkleinert er die Reviere . Die ärztliche . industrielle Reservearmee "
soll von der Straße gebracht werden . Er will vorbildlich
»virken , er tvill gleichsam ein Kabinettsslück socialistischer Organisation
herstellen . Kein Zweifel ! Auch das Dienstallersstnfcnsystem wird
noch fallen , die ältesten Aerzte sind ivahrhaflig nicht mimer die
besten . Ja , wird aber der eine oder andre Parteigenosse ein -
wenden : Wo bleibt denn die freie Arztwahl ? Tie präcise
Anttvort unsrerseits lautet darauf , daß wir in der . freien
Arztivahl " nur ein Provisorium sehen . Nieder mit dcni
durch die unbeschränkte freie Arztwahl repräsentierte »
System der wildesten Konkurrenz . ,hoch die zielklare Organisation !
So lange unsre Kräfte noch schwache sind , so lange lvcite Kreise
der arbeitenden Bevölkerung unsren Bestrebungen apathisch gegenüber -
stehen , haben wiruns mit dein befteheuden Wirtschaftssystem abzufinden ;
auf die speciellen Verhällnissc angewendet wollen wir die mibcschränkte

freie Arztwahl , die wir im Priucip mistbillige », immerhin »och ertragen .
Stellt sie doch einen wesentlichen Fortschritt gegen das frühere imenl -

wirrbare Chaos dar . einen Fortschritt , der uns allerdings ansporne »

soll , eine höhere Stufe zu etklimme » .
Nun aber verlangen zu wollen , daß alle Krankenkaffen sich dem

Verein der sreigcwählteu Kassenärzte bedingungslos unterwerft »

sollen , das geht gegen »»eine » socialistisch geschulte » Verstand .
Meine geschätzte Gegnerin , die Genossin Dr . Wygodzinski , spricht

mit wenig Einsicht und viel Behagen von dem Verein der frei -

gewählten Kassenärzte als einer . Gewerkschaft ' . Das Fräulein wird

»och Niehrcre logische Salto mortals unter dem mich erschreckende »

Jubel ihrer Anhänger vollführen . Nach der Anschauung deS Fräulein
Doktor hat auch ' die Slandeskammer noch ein Wörtchen mit -

zureden . Tie StandcSkanimer ist die zweite „ Gewerkschaft ' , der

das Fräulein angehört . Ich würde der Genoisiii sehr dankbar ,c,n ,
wenn sie vielleicht für den Anschluß dieier Gewerkschnfle » a » die
in Hamburg domizilierte Generalkommissio » der Gemerkschafte »

Deutschlands Propaganda machenlwollte . Ich gehöre zu den Centraliste »
unter den Parteigenossen die Genossi » vielleicht zu de » jLokalistei, .
Nu » dann köiine » wir cveiitueN den Genossen Legie » und v. Elm

durch » » fern Anschluß keine Freude mache » , wohlan , Genossin :

Wenn Ei - dem ZPrineip deS lockeren Föderalismus huldigen , dann

sorgen Sie wenigstens dafür daß sich Ihre Geiverkschasten mit den

Lolalisten verbinden . Die Kollegin kann sich darauf verlassen : eine

ärztliche Gewerkschaft , die auf focialistischeni Boden steht , gleichviel

ob auf lokalistischen oder centralislischc », wird sowohl von mir wie dem

Kassenvorstande respektiert werden .
Alle Vergleiche hinken , der vom Fräulein Doktor angeführte

weist eine schwerere Gehstörimg auf . er ist lendenlahm .
Soll die Methode des Vereins der freigeivähltcn Kaffenärzte

maßgebend werden für die weitere Entwicklung der Kaffenärzte ?

Nimnierniehr !

Nach der Meinung die , es Vereins ist daS einzig anstandige . von

den Krankenkaffen zu zahlende Honorar pro Kopf und Jahr 3>/ » M.

Wenn die Fleischpreise iveiter steige », wei », das Brot noch mehr

verteuert wird , dieses Minimum vielleicht auf 4 oder 5 M. erhöht

worden . Der Arbeiter hat dann das Vergnügen , nicht nur den Brot -

,,nd Fleischkorb in beträchtlicher , unerreichbarer Höhe zu ervlickel, .

rr hat auch die ärztliche Hilfe teurer zu bezahlen . Wo findet die

den Krankenkassen ausgesetzte Daumenschraube ihr Ende ?
Was mein Gerechtigleusgesühl am nieist - u verletzt , sind die

diktatorischen Gelüste de « Vereins gerade der Gastwiriskasse gegenüber .

Jahre lang hat der Verein die Gastwirtskasse ungeschoren gelassen ,
jetzt , in demselben Aiigenblicke , in dem dir Kasse «ine Erhöh » , ng des

GesamtgehaltS vornehmen tvill , greift er mit eiserner Faust
zu. Gewisse juristisch anfechtbare formal « Momente sind ihm
gerade gut aenug , um an einer notleidenden Kasse ei »

Excmpel zu statuieren . Und Notleidend ist diese Kasse . Da
ist der große Getvcrkskrankenverein , Dutzende von Jnnungs -
lassen , die die geiverkschaftlichen Brdinguitgen des Vereins nicht er¬
füllen . Heraus mit dem Flederwisch I Weshalb gebt Ihr nicht gegen
stärkere Gegner vor ? Wir , die wir nicht die Absicht haben , Eure

Schläge mit den Hintelei » Partien unsres Körpers zu parieren ,
treten offen vor Euch hin . Allen Kollegen , die sich unsren
höheren Zielen widersetzen , werfen wir den Fehdehandschuh hin .
Weshalb ist gerade diese Kaste , der eine einzige Beitragserhöhung
die Existenz kosten kann , weshalb ist gerade diese Kasse , die eine

gewaltige Konkurrenz mit der entsprechenden Jmiiingskasse auszn -
halten hat , der Gegenstand Eurer zerstörenden Experimente ? Wir ,
die wir ein Einsehe » haben , die wir den hohen Wert der Organi «
sation , in diesem Falle auch den gesetzlich festgelegten , anerkennen ,
werden alS . Streikbrecher ' bezeichnet . Ist denn niemand da , der
Euch zur Raison bringt ? Ein großer Man » hat einmal gesagt :
. Der kleinste Arbeiterverein gilt kulturhistorisch mehr als die Schlacht
von Königgrätz . " Die Epigonen dieses MaiineS , die Kleinen und

Allerkleinsten , schimpfen denjenigen Streikbrecher , der Arbeiter -

organisationen alifrecht erhalten ' will . Wir find selbst dann noch
Streikbrecher , wenn wir den Jüngeren unter uns einen Platz aus
unserm Arbeitsfelde einräumen . Das verstehe , wer will .

Es ist leicht , vom grünen Tische herab »»sre Maßnahmen zu
kritisieren . Ich wende mich vertrauensvoll an die Alte » unter Euch ,
an die Männer mit der schwieligen Faust und dem streue » Herzen .
Ich habe oft genug Schulter an Schulter mit Euch gestanden . Eure

Jutereffen waren auch die meiuigen . Jetzt sorgt dafür , daß unsre
Grimdfätze rein erhalten werden . Laßt nicht vom Kapitalismus
Euch umgarnen I In uusrcr Partei hat nicht derjenige den größten
Einfluß , der ans dem prallste » Gcldsack sitzt , sondern der , der im

Ranipfe sich am tapfersten gezeigt hat .
Zu Nutz und Fronimen aller derjenigen , die noch etwas lernen

können und wollen , resümiere ick mich dahin : Der Vorstand der
Gastwirtskasse bat seine Aerzte bisher anständig honoriert mid wird
sie weiter anständig honorieren . Ihre Honorare übertreffen diejenige des
Vereins der freigetvählten Kassenärzte . Zwar zahlt die Kasse pro
Kopf und Jahr weniger , als die dem Verein angeschlossene Kasse
aber in Anbetracht dessen , daß keine Arzneivcrschivciidniig betrieben
wird , in Anbetracht dessen , daß viele Mitglieder der Gastwirtskasse
daS Krankenhans anffuchen und somit der kassenärztlichen
Behandlung entzogen werden , ist das Honorar pro Konsultation
höher , als bei den oben genannteii . Tie Ilnlerstntzinigsdaner
für die Mitglieder beträgt ii »r dreizehn Wochen . Eine Kaffe ,
die nicht im stände ist , ihren Mitgliedern 26 bis 52 Wochen Kranken -
geld zu gewähren , gehört zu den notleidenden . Es ist mein fester
Eutschtuß , dieier schwer bedrängten Kassenorganisation auch ivciterhi »
zur Seite zu stehe », auch dann , lvcnn meine Name von übereifrigen
Kollegen , die unsrer Partei angehören ivollen , auf den Index gesetzt
wird , auch dann , wenn man den Versuch machen wird , mich Wirt -

schaftlich zu schädigen .

_ Alfred Bernstein .

Nttvtei
M iin che » er Hnmor .

Die lustigen Haberervcrse , die ans dem Kellerfest in München
bei der Aufführung eines regelrechten Haberfeldtreibens vorgetragen
ivnrden , haben unsren Lesern geivih ebensoviel Spaß gemacht , wie
den so derb gcsrozzelten Opfern des Scherzes . Der Münchener

Hinnor hat »ock weitere Opfer erkoren . Eingewickelt in
eine „höchst interessante , von wahrhast sittlichen Grundsätzen
gestützte , principcill einivandsfrcie Jnscratenbeilage ' ans ongenebm
gelvein Papier , erschien zur Feier deS Parteitages „ Drr falsche
Isaak " , eiii illustriertes ErbaunngSorgaii , für dessen Inhalt der
eventuelle Verlag veraiilivortlich sein wird , während für die Inserate
weder die Redaktion noch der Verlag veraiilivortlich sein mag . Da -

gegen erhalten die Inserenten auf de » Zeilenpreis vo » 1. 25 M.
eine » Preisaufschlag von 50 Proz . , iven » sie die Verautivortuug
übernehme » .

Wir sind sicher , daß sich die Inserenten , unter denen viele

Firinen von gutem Rufe sind , »n, diese Ehre reißen iverde ».
Unsre » Lesern glauben wir eineii Dienst zu erweise », wenn wir

sie auf einige der günstige » Angebote ansmerkiam machen . So

empfiehlt als Gelegenheitskauf die rühmlichst bekannte Dampf -
baar spalterei Steglitz - Friedena » ausgezeichnet geschliffene
Nasiermester aus vestem ostenropäischcm nud westasiatischem Stahl .
Tic milioniierte Firma B. L o ck empfiehlt Verleger », die um Mit -
arveilcr verlege » sind , Revolver , olle » erpreßgesetzlichen Aiisorderinigen
entsprechend . Für Verleger wichtig ist mich die Empfehlnng
eines jungen gewandte » Redacteiirs . zuverlässiger Ortho -

groph , der sowohl bernsteiuisch wie kautslyjch schreiben lau »,
Über zahlreiche eigne , z »»i Teil noch neue Schlagworte mit ab -
ichranbbarcn Giimmistempel » verfügt , perfekter Ausschneider und

NichtMitglied des Vereins Arbeiterpresse ist . Er ist bereit 16 Stunden

täglich zu sitzen und tviirde eveuluell auch in ein passendes Geschäft
einheiraten .

Epochemachend ist die Erfindung der Vereinigten Erfurter
Stempelwerke , die die vollständige Abschaffung der Nedactenre durch
Anwendung geeigneter Kaiiljchulftempel gestattet . Jedennonn kann
sie anwenden » ud jedermann kann deshalb sein eigner Redncteur
sein . Die Stempel enthalte » alle gangbareu �rilitchen „ Schlvänzchen " ,
wie . Kommentar überstüisig ' . »Sie ! ' . Wer lacht da ! ' »isiv .

„ Blau und Griin ' fordern , nachdeni nun einmal alle andre »
Aufgabe » gelöst sind , zur Gründung einer C e n t r a l iv i » d e I -
ivasch anstatt auf . Die Sache ivird schon schief gehe »; hat sich
doch Frau L. Lila scho » als Ol ' erwiiidelivascherin empfohlen.

Don eben bietet auch der Textteil des falschen Isaak vielerlei
Jntercffantes . In bekannten kräftigen Töne » vermöbelt Wp. einen
. neuen Schurkenstreich des Opportunismus ' i » einem zum Nachdruck
empfohlenen Artikel , der zum Laug - » » d Knrzmache » eingerichtet ist und
iogar bei Platzmangel ganz Iveggelasse » iverden kann , ohne daß der
Znsammenhaiig darunter leidet . Die Jüuftrationen muß man sehen ,
ivas bei uns leider nicht der Fall ist .

Auch die Litteraturkritik ist nicht vernachlässigt . So wird daS in
dem welthekanmen Verlage vo » John NovelhauS soeben erschienene
Werk des Ede Ziveifelholz ( von einigen auch Ziveifelsch . . her
genannt ) mit verdientem Lobe ausgezeichnet . Man kennt ja die
virruoje Logik und die zielklare Sicherheit , mit der der Ver »
faffcr die marxistische Ravulistik kühn zusammenhaut . Warm
empfohlen Wird auch das unter Mitwirkinig von Tierärzten heraus -

gegebene Blich vom geslnide » niid kranken Söiinn de » in allen

Wissenschaften beschlagenen Schriftgelehrten E. Manuel .
Im üvrigen giebt der eventuelle Verlag die für humane Leser

beruhigende Verstcherimg , daß seine Vertreter an allen exponierten
Stellen gepolstert und mit Panzerheind und - Hosen versehen sind .
Zuschlage » hilft also nichts . _

Zum Parteitagsbericht geht uns mit der Bitte um Aufnahme
folgende Berichtigung zu : In dem Bericht der Controlenre
auf dem Parteitag find in Bezug auf Unterzeichnete » Jrruiigen enthalte »,
die falsche Folgerunge » nach sich führen mußten . Richtig ist , daß die
Leitung derjenigen hiesigen Institution , an welcher ich alle Bar »
bestände zinstragend a »t - te, inioler » einen Fehler machte , als sie
vom Eomptoir der Hanpliussc 200 M. zu wenig abschrieb . Selbstredend
konnte dieser Jrrthnm nicht verdeckt bleiben und mußte bei einer gelegeni -
lichen Zinsberechnung sich aufhellen , was auch geschah . Ein im ver -

gaugeneu Herbst unaufgeklärt gebliebener Verlust war Veranlassung ,
daß ich nnch hei der Vermögensausstellung über obigen Fehler

täuschte . Noch will ich bemerken , daß meinerseits die Abgabe der

Bücher erfolgte , mit Ausnahme einer mein Privateigentum bildenden
kleinen Hilfstratte . W. R o ß k o p f.

vom Genoffen Richard LlPinSki erhalten wir eine Zuschrift
wegen unsrer Bemerkungen über die von ihm verlegte Schrift „ Der
Mensch in der komnienden Gesellschaft ". Genosse Lipinsli beschwert
sich darüber , daß wir zwar ihn als Verleger , nicht aber den Verfasser
des Buches genannt haben , und zieht daraus den Schluß , daß ein

Boykott seines ganzen Verlages empfohlen werde .
Genosse Lipinsli irrt darin . Es kam » ns lediglich auf eine Kenn »

zcichnnng der ertvähnien Schrift an . Der Name deS Verfassers , eines Herrn
Carl oder Karl ( die Schreibung ist verschieden auf dem Umschlage
und dem Laufzettel ) ist lediglich aus Versehe » Iveggebliebc ». Im
übrigen kommen wir gern dem Wunsche des Genossen Lipinsli nach ,
das Nachstehende zu seiner Rechtfertigung mitzuteilen :

. Ich habe das Buch bis aus Titel und Umschlag fertig ge »
druckt erhalten und tvurde gebeten , den Vertrieb zu übernehmen .

Ich teile die Ansicht und Ausführung des Verfassers nicht und fand auch
feine Schlußfolgerung nickt für einwandfrei . Lediglich zur Vereinfachung
der geschäftlichen Disposition und weil der Verfasser init Rücksicht
auf leine Stellung als Verleger nicht genannt werden konnte , habe
ich die Schrift als die meines Verlags bezeichnet . Ich habe mir
stets Mühe gegeben , den Inhalt meiner Verlags werke auf
das peinlichste zu prüfen , um nur Gutes bieten zu können . Wenn
trotzdem einmal ein Fehlgriff erfolgt , so berechtigt es nicht , allge -
mein ungünstige Schlüsse auf den Gesamtverlag zu ziehen . '

Pnrtciprrsse . Genosse Heinrich S ch u l tz , zur Zeit leitender
Redacteur der . Magdeburger Bolksstimme " , tritt mit dem 1. Ok -
tober d. I . als leitender Redacteur in die Redaktion der » Bremer
Bürger - Zeitung ' ein .

Der Gcneralrat der socialistischen Partei in velgien hat
in seiner letzten Sitzimg beschlossen , einen besoldeten Parteisekretär
anzustellen . _

Aus FttdnNvie und Handel .
Die Versammlung der Vcrcinigmig zur Wahrung der

Jnterrsfen der Haldzengverbrancher in Hagen ( Westfalen ) , ver -
treten durch 32 Walzwerke , beriet heute unter dem Vorsitz deS
Generaldirektors Schukmann - Witten über die Stellungnahme zum
Halbzeugverbond . Es wurde von allen Seiten Klage geführt
über das Verhalten des Verbandes gegenüber den Verbrauchern .
DaS Mißverhältnis zwischen den Preisen für Halbzeug
und fertige Fabrikate herbeigeführt sei derart , daß die Walzwerke
thatsächlick unter Selbstkosten arbeiten müßten . Es sei erforderlich ,
daß der Halbzcugverband von seinem bisherigen Standpunkte abgehe
und die erbetene Preisermäßigung vo » 5 bis 7 Ve M. pro Tonne
zugestehe . Ferner wurde beschlossen , eine ausführliche Eingabe an
den Hnlbzeugverband zu richten , in ivelcher die Lage der Walzwerke ein »
gehend dargelegt , und die Hvffnnng ausgedrückt wird , daß der
Halbzcugvervand den Wünschen der Verbraucher entgegenkomme .

Der Verlauf der Versammlung zeigt deutlich , wie abhängig sich
die Halbzeugverbraucher vom Halbzengverbaud fühlen ; sie fordern
nicht , sondern petitioniere » und hoffen . Ob bei diesem Hoffen und
Harren viel herauskommen wird , möchten wir vorläufig noch be »
ziveifeln .

Rheinisch - tvcstsälischeS Kohkcnsyndikat . In der heutigen
Beirarssitzung wurde , der „ Rheinisch - Westfälischen Zeitung ' zufolge ,
bcschlostcii , für das letzte Quartal d. I . eine Fördereinschränkung
von 24 Proz . , wie bisher , der Zechenbesitzer » Versammlung vor -
zuschlage ». _

Gemovllsihnftliisze - K.
Deutsches Reich .

Im vangcwcrbe von Hamburg und Umgegend herrscht
»och leiueswegs Friede » zwischen de » Unternehmern und den Arbeiter ».
Aus einem Aufrus , den der . Grundstein ' an die Maurer Deutsch -
lands richtet , geht hervor , daß im Gebiet des sogenannten Vier -
städte - Bundes die Differenzen ztvischen den im Verband organisierten
Maurern und den Baugewerks - Jnnungen noch in voller Schärfe be -
stehen . Die Hamburger Jnnnng hat die Aussperrung zwar offiziell
aufgehoben , aber die einzelnen Unternehmer und das Jnnungs -
lmreau sind bemüht , die Hamburger Maurer und Bauarbeiter zu
maßregeln , um sie zur Anerkennung der von der Innung auf «
gesteülen Bedingnngen zu zwingen . In derselben Weise geht die
Harburg - Wilhelmsburger Innung vor . — Andrerseits ist auch die
Streikleitimg nickt müßig geivefen . - Sie hat über verschiedene
JnuungSmeister aufs neue die Sperre verhängt . Das war not -
wendig , um den Maßnahmen der Innung zu begegnen , und auch
um zu zeigen , daß die Maurer von Hamburg und Umgegend nicht
ivilleu « sind , ihre Forderuuge » auszugeben .

Die gesperrte » Jnmmgsmeister , soweit sie nicht bewilligt haben .
ließen verlauten , eS solle i » nächster Zeit eine neue Aussperrung der
Maurer und Bauarbeiter vorgenommen iverden . Ob dem wirklich
so ist , mag dahin gestellt sein . Das eine aber ist sicher :
Die Unternehmer sind eifriger als je bemüht , Arbeitskräfte
vo » auswärts heranzuziehen . Durch ZeitungSinserate und durch
Agenten in ollen Teilen Deutschlands , sowie in Holland ,
Oestreich , ja sogar in Rußland iverden Maurer und Bau -
arveiter unter fabelhafte » Versprechungen anzuiverbeu versucht . Durch
Heranziehung großer Massen fremder Arbeitskräfte soll die Bau - i
arbeiterschaft Hamburgs dem socialen Elend preisgegeben , sollen die
Gewerkschaften vernichtet werde » . Das ist der Wille deS Hamburger
Arbeitgeber - VerbandeS , den die Behörden in weitgehendster Weise
unterstützen .

Um die sari deren Pläne der Unternehmer zu
vereiteln , muß bis auf weitere ? der Zuzug nach
Hamburg - Altona , Wandsbek und Harburg »
WilhelniSburg streng ferngehalten werden .

Ein Biihnenarbeiter - AuSstand ist am Mittwoch in der
Ccntralhalle in Hamburg ausgebrochen . Die ArbeitSeinstellimg
erfolgte , tvcil die Direktion die vo » den Arbeitern geforderte Lohn -
erhöhimg von 30 auf 100 M. monatlich abgelehnt hat . Die Hilfs -
und Conliffenarbeiter . die für jede Abendvorstellmig 1 M. erhalten ,
schloffen sich den Streikenden an , weil ihre Forderung , daß
ihnen mich für die Sonntagnachmittags «lVorstellungen eine
Mark gezahlt werde , ebenfalls abgelehnt worden ist .
Hinter den Eonlissen herrschte infolge dieses plötzlich aus -
gebrochenen Streiks eine begreifliche Erregung . Alle nur irgend
versngbaren Personen mußten mit Hand anlegen , die „ Coulisscn
schieben ' usiv . . nn , die Vorstellung , deren Abschluß sich über eine
Stunde gegen sonst verspätete , programmmäßig ihrem Ende entgegen -
zuführe ».

Ausland .

Der Ausstand in Decazeville hat bedeutend an Umfang zu »
genommen und ist jetzt ziemlich allgemein . Die Ausständigen
beabsichtigen die Gruben sowie die Maschinen durch Arbeiter bc -
wache » zu lassen . Man glaubt allgemein , daß der Streik von langer
Dauer sein werde . Viele Grubenarbeiter haben Beschäftignng bei
Landwirten angenommen . Bedeutende Gendarmerieverstärkniigen
sind eingetroffen . Ernste Zwischenfälle sind bisher nicht vor -
gekommen . _

Eingegangene Druckschriften .
Zllkoliolisnius und Geistesstörung . Bon Dr . Hubert Schnitzer .

Berlin SW. , 1902. Verlag von Hennann Walther .
Arbeitsteilung » ud Knltursortschritt . Vi», RnfticuS . BerlitiSW .

1902 . Hermann Walther , Verlags Biichhaudliing G. ni b. H.
Griitli - Kalender . Grütli Buchhandlung in Zürich . »0 Et «.



Kür den Inhalt der Inserate
nbetniinmt die Redattio » dem
Pttblitnm hefienüber keinerlei

_ Berniitwortnng .

Tljentvv .
Sonnabend , 20� September .
Opernhnus . Robert der Teufel .

Anfang 7 Uhr .
Schanspielhans . Die Räuber . An-

fang 7 Uhr .
Neues Opern . Theater tllkron ».

Das süße Mädel . Ans. 7»/ - Uhr .
Deutsches . Stichwahl . Der Schatz -

gröber . Anfang 7' / , Uhr .
Berliner . Alt - Heidelberg . Anfang

71/2 Uhr .
Lessing . Der Heerohme . Anfang

71/2 Uhr .
Weste » . Das Nachtlager von

• Granada . Anfang 7»/ , Ubr .
Nachmittags 3 Uhr : Der Freischütz .

Neues , tiedige Leute . Anfang
8 Uhr .

Residenz . _ Der Fall Mathieu .
( I - ' krtkairg Mathieu . ) Vorher :
Ich liebe Sie . Anfang 7Vz Uhr .

Thalia . Er und seine Schwester .
Anfang ! ? / , Uhr .

Central . Wie man Männer feffelt .
Anfang 7 r/z Ubr .

Schiller . O. ( Wallner - Theater . )
Doktor Klans . Anfang 8 Uhr .

Schiller , dl. ( Friedrich - Wilhelm -
städtisches Theater . ) Einsame
Menschen . Anfang 8 Uhr .

Carl Weist . Eine Paria . An-
fang 8 Uhr .

Luise » . Robert und Bertram . An-
fang 8 Uhr .

Nachmittags 3 Uhr : Maria Stuart .
Casin » . Ehrliche Arbeit . Aufaug .

8 Uhr .
Kleines . Serenifstnins - Zwischen -

spiele . Familienidvll . Kollegen .
Schöne Seelen . Aufaug 8 Uhr .

lNpollo . Lhsislrata . Specialitäten -
Vorstellung . Anfang 8 Ubr .

Wintergarten . Specialitäten . An-
fang 8 Uhr .

Buntes Theater . Susanne im
Bade . Bunter Teil . Anfang
8 Uhr .

Mctropol . Berlin bleibt Berlin .
Anfang 8 Uhr .

Wilhelm . Der Walzerkönig . An-
fang 8 Uhr .

Palast . Eine Nacht im Ballhause .
Anfang 8 Uhr .

Steidl . Specialitäten . Anfang 8 Uhr .
Neichöhallen . Steltiner Sänger .

Anfang 8 Uhr .
Passage - Theater . Specialitäten -

Vorslellnng . Anfang 8 Uhr .
Passage - Paiioptiknni . Speciali -

■ täteu - Vvrsiellnug .
ilrnnia . Tanbenstr . ( Fm

Theatersaal . ) Abends 8 Uhr :
. Tausend Jahre deutscher Kultur .

Jnnalidenslrasse S7/ <i ! j .
Täglich : Sternwarte .

Urania .
Tautoen - Strasee 48/49 .

Im Theater um 8 Uhr :

Tausend Jahre deutscher
Kultur.

Sternwarte .
InvalMenatr . 57/0 %.

Täglich geöffnet von 7 —11 Uhr .

Passage- Theater.
Auf das glänzendste renoviert .

nur Unter den Linden 22.

Anfang Sonntags 3 Uhr .
Ende 11 Ühr .

Wochentags Anfang 8 Uhr .

Hella Collier
Deutschlands beste Vortrags -

Soubrette .
Savely Gor6 , neuer
russischer Tenor . — liianc
d ' AiuirofT , hohe Schule ,
geritten auf einer Plattform .

14 erstklassige Nummern .

Central - Theater .
Heute und folgende Tage :

Wie milll MäNtt fesselt.
Große Ausstatlungspofse in 4 Alten
von Mars u. Henncqniu . Musik von
Borger . — Gäste : losepklne Dora ,
Pepi Weiss , Marie Mauel , Toni Grlln -
feld . — Soiuitagnachm . halbe Preise :
Drei Paar Schuhe . — Abends :
Wie ina » Männer fesselt .

' t ' üaUa - ' l ' tleAter .
Drcsdcneratrasaie 7 % — 73 .

Novität ! Ansang u/e Uhr . Novität !

Er und seine Schwester .
Posse mit Gesang » nd Tanz in 4 Akten .
Guido Tlilelscber als Orchester - Dirig .

Im 2. Akt: Kitzel - Couplet .
Gerda Walde . Prltz Helmerding .

Herbert PaulmUller . August Reift .
Morgen und folgende Tage : Er

und seine Schwester .

läUiLell - ' riiester .
Reichcnbergersirabe 34.

Drei Minuten vom Kottbuser Thor .

Nachm . 3 Uhr zu kleinen Preisen :
Schüler - Vorstellung .

Maria Stuart .
Abends 8 Uhr :

Loliett uitit Bkttrllm .
Sonntag 3 Uhr zu kleinen Preisen :

Othello , der Mohr von Venedig .
Ab. 8 Uhr : Robert und Bertram .
Montag : Tie Dame von Lyon .

Vorverlauf 10 —2 Uhr Theaterkasse ,
Invaliden - und Künstlerdauk . _

CASTANS

Panoptikum
Frledrlch - Strasse 165.

I > ic sensationellen

lebenden Bilder ,
dargestellt v. 6 jungen Damen .

Klrchineiers
Berliner Ori | ; inal -

Scliramnieln .

Täglich nachmittags 4 Uhr :

Crosses Militär-Konzert.
Entrec 1 M. , - WW

ab O Uhr abends 50 Pf , Kinder
unter 10 Jahren die Hälfte .

Gasino - Theater .
Lothringerstr . 37.

Täglich 8 Uhr . Sonntags U/z Uhr .
Neu ! ditell » 2öa « n . Neu !

Schmuck . Origi ». Neuberth .
Dazu andauernder großer Erfolg :

Ehrliche Arbeit .
Entree 30. Park . SO, Fant . jc. biö 2 M.

Üßtropol-Ilißater
Heute : " TWl

Berlin bleibt Berlin.
Grosse Ausstattungsposse
mit Gesang und Tanz in
5 Bildern von Julius Freund .
Musik von Erik Meyer -

Heimund .
Emil Thomas a. G. Joseflosephl .
Henry Bender . Flora Sldlng .
Hansl Reichsberg . Wlnl Grabitz .
— Johanna Junker - Schatz . —

Anfang 8 Uhr .
Rauchen gestattet .

Hans

Iiliiii - Mer.
I Georsenstrasse ,

Bahnhof Friedrichstr .

Eröffnung
Sonnabend , 27 . Septbr .

farl Weiss - Theater .

mrohe Franffnrtersir . Ittti .
Nachm . 4 Uhr : kl. Preise 10, 2S Pf . usw.

Tlniseiid und eine Nacht .
Zanbermärchen mit Gesang in b Akten

von R. Heising .
Abends 8 Uhr :

] 3hR « Paria .
Lebensbild in 5 Akten ( 8 Bildern )

von Ernst Rltterscldt .
Morgen nachm . 3 Uhr : ll . Preise .

Maria Stuart . Abends : Eine
Paria .

An der Spandanerbrücke 3.
Grösites Bergniigungslokal

Berlins .
Internationale Konzerte

von 5 Künstler - Kapellen . |
Im 6. u. 7. Bogen erstklassige

Theater - und

Specialitäten - Vorstellg , j
�dalidi Matinee von 12 - 2 Uhr.

Apollo- Thealer
Zum 173 . Mal :

Lymi Sit rata
Operette in 2 Akten v. Paul Llncke .

Luftballet „Grigolatis ".
Carola x steidl x Rieck
Kettner X KrBchert X Lleban X « unge

Malkowska X Perry etc .

Bis vier flustralierinnen .
Savonnas X Elllott X Welsons .

Lebende Photographien .
Kassen - Eröffnung 7 Uhr .

Anfang der Vorstellung 8 Uhr .

Bernhard Rose - Theater .
Gesundbrunnen , Badstr . 68.

Sonntag , den 21. September :

2ÜÜÖÖ Mttk Mhnuilg .
Gr . Posie mit Gesang in 4 Akten

von Leon Treptow .
Musik von G. Stessens .

Diese Vorstcllnngen finden jeden
Mittwoch und Sonntag statt .

StaliHIvi ' - T' Iivatei ' .
Schiller - Theater O. ( Wällner - Theater )

Sonnabendabend 8 Uhr :
Doktor Klans .

Lustspiel in 5 Akten von Adolph
L' Arronge .

Sonntagnachmittag 3 Uhr :

Sappho .
Sonntagabend 8 Uhr :

Einsame Menschen .
M ontagabend 8 Uhr :

Moritnri .

Schiller - Theater ST. ( Friedr . - Wilhelm -
städtisches Theater )

Sonnabendabend 8 Uhr :
Einsame Mensehen .

Drama
in b Akten von Gerhart Hanpimann .
Sonntag n ach mittag 2 Uhr :

Jagend .
Sonntagabend 8 Uhr :

Doktor Klaas .

Montagabend 8 Uhr :
Die Mottenbarger .

Cirkas Alb . Sclmmaim
Karlstrasse . Clrkas - Cleb &nde .

Sonnabend , den 20 . September , abends 7»/ , Uhr :

SS Gerettete von der Insel Hartlnique ,
12 Frauen , 10 Männer , 3 Kinder in ihren heimatlichen Gebräuchen ,
Gesängen . Tänzen usw. sowie sämtliche für Berliu neu engagierten Künstler
und Künstlerinnen . Vorführung der Original - Dressuren durch Direktor

Alb . Scliunianu
sowie die vorzüglichsten

CIohvik « nd Auguste .
Die Kasse im Cirkus ist täglich von 10 Uhr morgens ununterbrochen

geössnet .
Alles Nähere die Tagesplakate und Annoncen .
Sonntag , den 21. September , abends 7>/2 Uhr : 8 . gr . Vorstellung .

Kleines Theater
( Schall und Rauch )

Unter den Elndcn 44 .
Anfang 8 Uhr .

Serenissimns - Zwischeiispiele
Malennacht . — Bauernkumedl .

Kollegen .

Buntes Theater .

( „Ueberbreltr . )
Köpcnickcrstrahe 68.

Ansang 8 Uhr .
Susanna im Bade von H. SalnS .

Bunter Teil . Leitung : 0. Sirauss
Tlny Senders a. G. ßozena Bradsky .
Marceil Salzer . Bokken - Lasson .

Robinson Baker , Springer .
„ In den Alpen " , Tanzquartett .
Angeline von Loo , Sängerin vom

kgl - Theater , Brüssel .
Maud Grlselda , Hunde - Dresseuse .
Josle de Witt , Sängerin u. Geigerin .
Die Vicentinas , Rollschuhläufer .
Rofix , athletische Produktionen .
Helene Gerard , „ Hohe Schule " .
Die Kellino - Truppe , ital . Akrobaten .
Clandlnc l ' olnlre , Pariser

Sängerin .
W. C. Fields , komischer Jongleur .

M fffiie Iii .
I. Ordentliche Vereins - Vorstelinug

der II . Abteilang : Sonntag , den 28 . September ,

im Schiller - Theater H. , « onuoeefitooc sos « .

Die Braut von JVIessina .
Trauerspiel mit Chören von Schiller .

Die weiteren Vorstellungen finden teils im Siehlller - T ' henter M.
und Schiller - Theater O. , teils im Delle Alllance Theater
statt . — Als nächstfolgende Stücke gelangen zur Aufführung : „ Bon Gottes
Gnaden " . Trauerspiel von Arthur Fitger ; » Schlagende Wetter " , sociales
Drama von Eugenie della Grazie ; „ Marianne " , Schauspiel von Karl
Hauptmann ; „ Familie Schroffenstein " , Drama von Heinrich von Kleist ;
„ Martin Lehnhardt " von Caesar Flaiichlen ; „ Tartnffe " , Lustspiel von
Moliere ; „ Der Fleck ans der Ehr - , Volksstück von Ludwig Anzengrubcr .

Mitglieder werden noch in nachstehende » Zahlstellen ans -
genommen :

A. K n a p p , Grünthalerstr . 5. O. Gradhandt , Prenzlauer Allee 215.
Anna Löhr , Ackerstr . 38 II . R . Kannapke , Bnmnenstr . 122. Heinrich
Nest , Georgenkirchstr . 22, vorn 3 Tr . Hermann Becker , Gotzkowskl, -
straße 9. H . Landgraf , Neuenburgerstr . 15. I . P e ch , Möckernstt . 120.
Kehr , Friedrichstr . 211, Vegetarisches Speisehaus . H. Bobsien , Kam -
mandauteustr . 62. Schaescr , Neue Jakobstrahe 6. H. Köhn , Naunyn -
straffe 83. H. K a u f h o l d . Wrangelstr . 52 III . . Alfred Strangfeld ,
Britzerstr . 24 a. W. T a b e r t , Markusstr . 14. Hermann Hirsch ,
Matternstr . 3, Stfl . HI . A. G o r u , Frankfurter Allee 119. L. G rudert ,
Fruchtslr . 55. S . Glaser , Weinnieisterstr . 18. Schöncbcrg : Arendt ,
Chcrnskerstr . 2. Friedenau : Karl Danz , Kirchstr , 15, Stfi . III .

Einschreibegeld 59 Pf , monatlicher Vorstellungsbeitrag inkl . Vereins -
schritt 75 Pf .
159/12 Der Borstand . I . A. : Hein r. N est .

Meiler - Bildungs - Schule
Gewerkschafishans , Engel - Ufer 15, Hof llnka II .

Lehrplan für das IV . Quartal 1902 .

liiiuilll I IIUUIUI e

Zvledvilhftv . 236 .

Pott lllSii Slsti »!.
Schauspiel in 5 Aufzügen von Charl .

Birch - Psciffkr .
Kasseueröffnuug 7 Uhr . Ansang 8 Uhr .

Morgen : Torf uud Stadt .

Palast - Theater
früher Feen - Palast , Burgstr . 22.

Durchans renoviert .
Direktion : Richard Wickler .

Bollständig neu umgestaltet .

9 Uhr : RitstIlttsSlg! » Uhr :

Eine Nacht im Ballhaiise .
Sckiwauk in 4 Alten von R. Kueisel .
Küster Hänfling . . Dir . R. Winkler .
Lotto Wende , beste deutsche Soubrette .
Los Premlers , Akrobat - Canotiers .
Fritz Brandt , Hiunorist , hoch aktuell .
The Gronays , Sport - Juggler .
Verltas , serbisches Damen - Sextett .

Entree 30 Pf .
Anfang : Sonntags 7 Uhr .

Wochentags 8 Uhr .

Stsiell - Theater

Linienst . 132
am

Oranien¬
burger

— Thor . —

Täglich
Humorist .

Soiree
u. a. :

Studenteii Lust d. Leid.
Anfang 8 Uhr . Sonntag 7 Uhr .

Vorverkauf 11 —1 Uhr .
Sonnt . U. Donnerstag im Festsaal

Tanzkränzchen . �Wf |

| C16o de Merode j
Tänzerin v. d. gross . Oper in Paris .

„Biograph " . _

&s89ii $ ii >oiaci
KottbiiMCrMtr . 4a ,
Station der Hochbahn .

Donnerstag , Sonntag » nd
Montag :

lloirmamin

NMtutslhe *

Nach jeder Vorstellung
T a n z: k r il n z: c h c n
Enlree : Sonntags 59 Vf. ,
Sperrsitz 75 Pf. , ab 9 Uhr
29 Pf . Wochentags 39 Ps. , — �
Sperrsitz 59 Pf . , ab 9 Uhr 29 Pf .

mm

ichshall e n .

. p . TUglich :
F " Slettincr Süngci '

Ansang ; Wochentags
8 Uhr , Sonntags 7 Uhr
Tageskasse 11 —l >/,Uhr

W. Noachs Theater .
■ ( Direktion Robert Dill . )

Briinnenstiane >>>.

Erösfunug der Winter - Saison .

valeßelise .
Schauspiel in 5 Akten von C. Wexel

und R. Wegeuer .
Nachher Voistelliing : Tanzkränzchen .

k. Stippekohls Rtstiilirailt
Köpenick , Schöuerliuderstr . 5.

Arbeiter - Verkehrslokal . Für gute
Speisen u. Getränke ist bestens gesorgt .

Der Unterricht beginnt in MatlonnlökonomlS Montag , den
13. Oktober ; Natiir - Erkciintiiis ! » Dienstag , den 14. Oktober ;
4jic » chiciite Donnerstag , den 16. Oktober ; Kcde - liebang
Freitag , den 17. Oktober . — Jeder Kursus erstreckt sich auf zehn
Abende und beginnt pünktlich um O L' hr und endet pünktlich um
i jll Uhr .

Die reiclihaltige Uibliothek ist an diesen Abenden von 8 bis
9 Ehr geöffnet . — Der Mitgliedsbeitrag beträgt pro Monat 25 Pf . ;
das Unterrichtsgeld für jedes Fach beträgt pro Kursus 1 Mark
uud ist am zweiten Abend zu zahlen . Der erste Abend jedes
Kursus steht jedermann zum unentgeltlichen Besuch frei .

Die Aufnahme neuer Mitglieder und Schüler erfolgt am
besten bei Beginn jedes Kursus im Schullokal biewerk -
Hchaftsliuus , Engel - Ufer 15 , Hof link * Ä Tr . , und in
nachstehenden Zahlstellen : liottfr . Schulz , Admiralstrasse 49a ;
Keul , Barnimstrasse 42 ; Vogel , Demminerstrasse 32 ; Krause ,
Müllerstrasse 7a ; Horsch , Engel - Ufer 15.

Alle Zuschriften sind an den Vorsitzenden Hermamt
f . aiiinio , Berlin SW . 42, Möckerns tr . 191, 4 Tr. , Geldsendungen an
den Kassierer M. Königs , Berlin S. 59, Hasenheide 59, zu senden .
5/3 _

Der Vorstand .

Kerliner Kessonree
NonttNAndsntettPkvsße 37 .

Kleine und groffe Säle für 199, 599 und 1999 Personen empfiehlt
5943L * Adolf füteln .

Bnsitag sowie ein Sonnabend im Oktober und November frei
gewo iben .

_ _ _ _ _

_

91 . Colin w Festsäle ,
ISeuth - Stras�e £ 0 . mw *

Die Sonnabende 11 . , IS . und 25 . Oktober sind frei
geworden und unter coulanten Bedingungen zu vergeben .

Garantie 6 Jahre !

Eignes Fabrikat !

Garantie 6 Jahre !

Paul Schnitter !
Um auch denjenigen Ge-

legenheit zu geben , die bisher

noch keinen Versuch mit meinen

Waren gemacht haben , sich

von der unübertroffene »

Qualität und PretSwürdigkeit
meiner

Waren zu über -

zeugen , ver -

sende ich nach -

stehendes

SlshlVsrell - rshi ' i ! ! u . Versandhaus

in Wald bei

Solingen

Silberstalil - Raslermesser Nr . 5,

Name in Goldschrift eingraviert
Iv Pf . extra .

genau nach Zeichuung , aus bestem Stahl geschmiedet , fein hohl -

_ geschliffen , schwarzes Hornheft mit echter Silber - Einlage , für jeden
Bart passend , fertig zum Gebrauch , mit elegantem Etui zu SV Mark 2,00 TS ® per Stück ohne Portoauf ' chlag . Verfand gegen Nachnahme
ohne Voreinsendung des Betrages , Risiko vollständig ausgeichloffen , da nicht gefallende Rasiermesser nach vierwöchenilichem Gebrauch umtausche
oder den Betrag zurückzahle . � . lü2 : 8*

itnS versend « an jedermann meinen neuesten Prachtkatalog über Scheren , Haarschneidemaschinen . Rasiermesser ,
Ii Uli IUI P UUÜ PUliO | lll Taschenmesser , Tischmesser — Bestecke , Eff - und Theelöffel , Gärtner - , Metzger - , Schuhmacher - uud Haus -

haltungsgegenstände , Mund - und Zieh - Harmonikas , Schirme , Spazierstöcke , Pfeifen , Cigarren - Svitzen . Lederwaren , Portemonnaics , Albums , Uhr -
ketten , Gold - und Silber - Schmucksachen , Taschen - und Regulateur - Uhre », Revolver und Jagdgewehre und sonstige viele Neuheiten .

Auerkennungsschreiben : Die Waren , besonders die Rastermesser , sind ausgezeichnet ausgesafleu und werde ich Sie in meinem ganzen
KreiS empfehlen . Nachbestellungen erfolgen sicher . Jakob F a Iba IT. Agent in Oppenheim .

_

insegni » ngs - A« z « ge
neueste Fa�onS in blau und schwarz Kammgarn u . Cheviot

Julius Lindenbatini ,
Große Frankfurterstraße 141 , Ecke Frnchtstrahe . *912C *



Deutsch . Metallarbeiter - Verband
VerwaUnngsstelle Berlin .

Bureau i Eugel - Ufcr 15 , Zimmer 1 - 5 , Telephon Amt 7 Nr . Z5Z .

Sonntag , den 21 . September 1803 , vormittags 10 Uhr :

Allgemeine Klempnerversnmmlnng
im GeMerkschaktshause , Engel - User IS ( grober Saal ) .

Tages - Ordnung :
t . Die Beendigung nnsrer Lohnbewegung , die Tariskommission und die

Wahl unsrer Vertreter hierzu . 2. Diskuision . Z. Verschiedenes .
Kollegen ! Es gilt , nochmals vollzählig anzutreten , um dadurch zu

zeigen , dab wir nicht gewillt sind, das , was wir an Terrain erobert haben ,
uns wieder nehmen zu lagen .

Jeder Kollege mub zur stelle sein !

Sonntag , den 81 . September 1908 , vormittags 19 Uhr :

Uersammlung der Feilenardeiter
im Lokale von Staelin , LindoMerstrahe 86 .

Tages - Ordiiung :
1. Vortrag des Kollegen B c h r e n d über den Arbeitsvertrag . 2. Dis -

kussiou . 3. Verschiedenes . _

Sonntag , den 81 . September 1908 , vormittags 10 Uhr :

Morgen spräche der Schrandendreher
bei IVet - el , Wraiigelstrahe 1Z6 .

Montag , de » 22 . September 1902 , abends 6Vä Uhr ,
im I > rc8dencr Ciarten , Dresdenerstrabe 45 ;

DW " Devsntnlnlung " WZ
der Kollegen folgender Firmen : Mrster u. Runge , Temmler

u . Bleiberg , Moldenhaner u . Metzdorf , A . Bender ,
Griehl , Schiffner u . Pleen , Georg Drechsler , Schild ,
Zcchlin , Trost , John , Scheffel , Metzner , Jahn , Schupp -

mann ( Inhaber : Steffen ) , Luckepiel .
TageS - Ordnung ;

1. Vortrag . 2. Diskussion . 3. Bericht der am 21. Juli gewählten
Lohnkommission und eventuelle Beschlubsassung wegen z» stellender Forde -
rungen . 4. Verschiedenes . _

Montag , den 22 . September er . , abends 8 Uhr :

Kezirlls - Nersammlung für Kirdorf
im Lokale des Herrn Mervivr , Steinmetzst » atze 113 .

Tages - Ordnung :
1. Vortrag deS Kollege » Alwin Hörsten über : « Tie Slrbciterschuü -

Gesehgebung « . 2. Diskussion . 3. Verbandsangelegciiheiten .
Da dieser Vortrag höchst lehrreich ist, erwartet zahlreiches Erscheinen

121/17 _ Ble Ortgvcrwaltiing .

Allf. Kranken- n. Sterbekasse der llletallarbeiter.
(ffi . H. 89 . ) Filiale Berlin 8.

Montag , den 22 . September , abends 8 Uhr , bei Albrecht ,

_ _ _ Admiralstr . 18c :

EMF Mitglied er - Versammlung .
Tages - Ordnung :

1. Bortrag deS Kollegen <£. Gutheit über : Das Unfallversicheruugs -
Gesetz . 2. Diskusston . 3. Kasienbericht . 4. Verschiedeues . 121/8

Die Mitglieder werden ersucht , zahlreich zu erscheinen .
IMe Ortgverwaltnng . I A. : Ernst Fahrenwald , Kottbuser Ufer 4». .

Ielltslher HelDrdtiter-Bttbllili!.
Achtung , Bilderrahmeumacher !

Montag , «len 22. Septbr . , abends 8»/ , Uhr, bei Stramm , Rltterstr . 123 :

Krauchen - Kersammlnng .
Tages - Ordnung : 1. Werkstatt - Streiks u. Differenzen . 2. Bericht

der Kommission . 3. Verschiedenes . _ [ 88/17 ] Her Obmann .

CentralvßrtaodTisßfiiiilJfiizßr
Ortsverwaltuns Berlin und Umgegend .

Sonntag , den 81 . September , nachm . 5 Uhr , bei U. Frauke ,
Sebastianstrahe Nr . 39 :

Versaiiimlaiig .
Tages - Ordnung :

Die Aufgaben der Gewerkschaft sür die Zukunft . Referent : Ct. Unk .
Verschiedenes . Aufnahme neuer Mitglieder . 133/20

Die Versammlung wird b e st i in m t » m S Uhr eröffnet .
Um rege Beteiligung ersucht _ Die OrtaverwaUnng .

Konsumgenofsenschatt Berlin
und Umgegend

eingelragtne ßcnos $en $d) af ( mit beschränkter Haftpflicht .
S . 39 , Willdenowstr . 30 . — Fernsprecher : Amt II , 8639 .

Montag , 89 . Sepiembcr , abends 8 Uhr . in de »
Ehauffeestr . 193 :

. Germaniasäle » " ,

4.
5.

8.
7.

6.

3. ordentliche General - Versammlung.
Tages - Ordnung :

1. Bericht des Borstandes und Ausstchtsrates über das 3. Geschäftsjahr .
2. Genehmigung der Bilanz und Entlastung de « Vorstandes .
3. Festsetzung der Dividende » nd Verteilung deS RelngewinnS .

Genehmigung des Anstellnngs - Vertragcs für die Geschäftsführer .
Anstellung von 2 Geschäftsführern und Wahl von 3 Vorstands -
mirgliedcrn ; Wahl von 17 Aussichtsratsmitglicdern und ö Ersatz -
Personen zum Aussichtsrat . .

_ _ _ _ _

«nschlub des Konsum - Vereins Welbense «. 127/2
Anschlub an den Verband der Konsum - und ProduMv - Genoflen -
schaftcn Dentschlands . - , . .
Anträge nach « 13 des Statuts . Anträge Wurtzel und Geiioffen :
e) die Stelle « der Geschäitssührer und nochmals nuszuschreiben

d) iviitglitder deren Söhne oder Tochter angestellt oder selbst An-
gestellte sind, können alsVerwaltungSmitglieder nicht gewählt werden :

° ) «ir j. de Verkaufsstelle ist eine Agitationslommlssion von mindestens
b Mitgliedern zu wählen ; � . . .

d) eine Kommission von 5 Mitgliedern zu Wahlen , welche in Gemein -
schalt mit der Verwaltung die Borsragen zur Errichtung einer
Bäckerei zu erledigen bat . � t . .

e) Antrage Kaibowsui : Festsetzung der GeHalter für daS geiamte
angestellte Personal

f ) Antrag des Anfsicbtsrats : Die General - Versammlimg wolle
beichliehen , statt 2 Geschäitssührer nur 1 Geschäftsführer und
1 Controleur anzustellen .

Weitere Anträge zur General - Versammlung müssen bis zum 24. Eep -
tcmber er. in unsreu Hände » sein .

iac ~ Mitgliedsbuch legitimiert ; Mitglieder , welche nicht in dem Besitz
ibres svlngliedsbuches sind, legitimieren sich durch diePosikarte vom Amtsgericht .
127/2 I >e > Vorstand . Tntzaiier . H. Rietz .'

unsre Verkaufs stelle, , befinden sich :
Bineta Plan I . (1. Oktober :
Twinemündentr . 41 . )

2. <5horiuerstr . 16 .
3. Buttmaiinstr . 19 .
4. TÄilldeiiowstr . 30 .
b. Gartensir . 3.
6. SL' iciesftr . 31 .
7, Gbelingsir . 11 .
8. Zlrndtstr . 5 .
ü, Grasestr . 40 .

10.

11.

12.
13.

14.
15.

Kreuzbergstr . 36 .
Tempelhof :

Berltnerstr . 76 .
SchOncbcrg :

Apostel Panlnsstr . 21 .
Gothcnstr . I .
Vom 1. Oktober :

eisMensee :
Friedrichs , r . 18 .
Laughansstr . OO.

Maler und Anstreicher Berlins.
Mliiltllg . de « 22 . Zeptemder , aliends 8' !- Uhr, bei Keller .

Koppenstraße Nr . SS :

Lii ' osss Vensammlung .
Tages - Ordnung :

1 . Die Einführttttg unsres Lohiltnrifs . 2 . Wahl der Uederwachllngs -
Kommission .
_ Zahlreichen Besuch erwartet _

Der Gehilfenaiisschlih .

Achtung ! Vereine !
Totensonntag , der erste Weih -

nachtstag und Sonnabend , de »
88 . November , ist »och zu vergeben .
EtablisKCinont „ Siid - Osf ,

Waldemarstr . 75 . [ 51071 . »

M- Die weltbetannte - « 1

Bettfedern - Fabrik
GuftabLuftlg , Verlin «. , Priaz - n>

>strabe 4«, vkrjtnd « gegen Nachnnbmc
gnrnnt neue vettsedern d. Pfd. böPs. ,
chtnesisitie palboaunen d. Pst . M. t,W .

| desserc öaldvaunen d. Psd. M. l. 75. .
! dorjügliche Tuunen d. Psd. M. 2. 85.

— Von diesen Deunen genüge »
s z diSt Pfund zum großen Oberhett

Verniuiung frei. Preist , u. Preten
gralis . Viele AoertennungSjchr . ,

Konsum - Verein Berlin - Süd
In Uqnidatlon

Eingetragene Genossenschaft mit liescliränkter Haftpflicht .
Die Generalversammlungen vom 12. und 25. Juni 1902 haben zwecks

Anschlusses an die ,,K « » m» nm - < 3eno ) sf ! iensobaft Berlin nnd

Umgegend " e i Ii st t in ni i fl die Liquidation unsres Vereins
beschlossen . Auf Grund des ß 82 des Genossenschaftsgesetzes fordern
wir alle diejenigen , welche Ansprüche an obengenaimte Genossenschaft zu
stellen haben , auf , solche in unsrem Coinptoir . Gräfcstr . 10 , unver -
ziiglich geltend zu machen . _

Bilanz für das 3. Geschäftsjahr I. Juli 1901 bis 30. Jnnl 1902.

Activa .

Inventar 10841,01 M , nach
V/ , Proz . Abschreibung .

Düten , Papier u. Fastagen
Kaution ( Gasanstalt ) . .
Anteil bei derGrobeinlaufs -

Gesellschaft

. . . . .

Debitoren ( Kohlen , Waren ,
Lieseranlen ) . . . ■_ •

Mitglieder Bewegiing .
Bestand am 30. Juni 1901 . . . 604 Mitglieder
Hinzugetreten

. . . . . . .

365
1169 Milglicder

Ausgeschieden durch Tod , Verzug zc. � 67

Bleibt Bestand am 30. Juni 1902 .' 1102 Mitglieder

Mitglieder - Guthaben am 30. Juni 1902 . . . . .12 560,50 M.
Hastsumme der Mitglieder am 30. Juni 1902 . . . 33 060, — „

Berlin , den 18. September 1902.
Die Lianidatoreii : Paul »Uller . Hugo Schmidt . Emil Welk .
Für de » Aufsichtörat : Carl Nücke , Vorsitzender .

General - Versammlung
am Freitag , den 86 . Sepiembcr 1908 , abends 8V2 Ilhr ,

in Habels Brauerei , Bergmannstraste 5/7 .
Tages - Ordiiiiiig :

I. Geschäftsbericht deS Vorstandes - iür das Jahr 1901/1902 . 2. Bericht
des AiissickitsratS . 3. Genehmigung der Bilanz und Entlastung des Vor -
standes . 4. Verteilung des Reingewinns . 5. Verschiedenes .
127/3 Die Liquidatoren .

In allen Verlaufsstellen werden Mitglieder aufgenommen . Eintrittsgeld 50 Ps .

Ägllllißert he» ftoiipi und die eigne Prohnttion !

Verband der Möbelpolierer .
Die Kollegen werden ersucht , heute abend ihre Beiträge zu begleichen

und in den Werkstelleii , wo die Lohn - resp . Arbeiisbedingungen sich ver -
schlechtert liaben , eine

_

- AN" Werkstellen - Sttznny - WW
abzuhalten und morgen von 9 —10 Uhr bei den Beoollmächtigten der Bezirke
Bericht zu erstatten . Für Norden stndet um 16 Ilhr vormittags
Husfitenstr . 10 eine gemelmsame AiiMHirracho statt .

Montag , de » 22 , Sept . , abends 8' / « Uhr . Admiralstr . 18o :

WtT VevfANttnluttü . " WS
TageS - Ordnung :

1. Vortrag des Kollegen Fritsche über : „WeltpoUtik nnd Socialdemokratie - .
2. Diskussion . 3. Verschiedenes .

Das 8tlftnngsfe « t findet am 11 . Ottober Koppenstraste 29 statt .
147/3 Der Voi - Ktand .

CantralverlianildautsGliJranerGl-ArliajtGr
Zweigvere n Berlin , Sektion I.

Sonntag , de » 81 . Scpt , nachm . 8 Uhr , im lZsneerksvUsfl » -

kana » , l�ngel - Uscr 15 , Saal I :

Monats - Versammlung .
Tages - Ordnung :

I. Vortrag des Genossen Joseph : >tei » über : „ Haben Arbeiter ein Recht
zniu Leben ? " 2. Abrechmnig von der Urania - Vorstellung . 3. Innere
Vereinsangelegenheiten . 4. Verschiedenes . 41/10

Zahlreiches und pünktliches Erscheinen erwünscht .
Der Borftand . I . A. : ü. Nockspp , Weistensee , Wörthstr . 13.

NB . In dieser Versammlung werden Mitglieder , ausgenoinmen und
können Beiträge bezahlt werden . Umgetauschte Bücher werden ausgegeben
und solche zum Umiansch entgegengenommen . Urania - Billets sind spätestens
m der Versammlung abzurechnen . _

D. O.

Allgem. KrMeil - n. Sterbe -
kiißt dttMetaiiarbeiter
( E. H. - K. Nr 89 . Hamburg . )

Filiale 9.

Orts - Krankeuitasse
der Buchbinder

«. verwandten Gewerbe zn Berlin .

Bekannininoiiiing .
Am Montag , den 29. September

dlescs Jahres , tritt die in den
Generalversammlungen vom 9. Ja -
nuar und 9. April beschlossene 2. Ab-
änderung zum revidierten Kassen -
statut in Kraft .

Neben den Bestimmunge » , welche
auf die BersicheriiiigSpflicht der selb -
ständigen Hausgewerbetreibenden Be -
zug nehmen , wird besonders darauf
hingewiesen , dah eine neue Einteilung
in fünf Lohnttassen erfolgt , mit ander -
weitiger Festsetzung des durchschnitt -
lichen Tagelohneö , des Krankengeldes ,
der wöchentlichen Beiträge und des
Sterbegeldes .

Eme weitere Regelung haben die
Zß 13 ( Zahnersatz ) und 23 ( Arznei -
kosten ) erfahren .

Der Nachtrag ist in unsrem Kassen -
lokale Engel - User 15 II , in Empsang
zu nehmen , 275/14

Der Borftand .
Rernh . Jost , Vorsitzender ,
Georg Bissler , Schriitsührer .

Genehmigt durch Beschluß vorn
23. Juni 1902.

C. n . 59/8,02 . Berlin , den 21. Juli
1902 . ( B. S. )
Der Bezirksausschuß . Abteilung II .

I . V. : Böttger .

itglieiler -lfemnliing
am Sonntag , den 21. September ,

vonnittags 10 Uhr ,
bei Fischer , Waldstrahe 8.

Tagesordnung :
1. Kassenbericht . 2. Verschiedenes .
Um zahlreiches Erscheinen ersucht

2190b Die Ortsverwaltung .

Kirschhergs
Betten - Magazin

befindet sich nur *

HackescherMarktl , i . Etg .

Detail - Terkinf
zn Engrospreise n.

Preislisten , Muster gratis , frko .

Altes SchOtzcnhaus,
Linien - Strasse 5

empfiehlt seine Säle . 20286
Sonnabende im November ic. frei .

iSiuivi ' stoffmU « « ! « » '
übertrifft jede Art der natürlichen und künstlichen Mineral¬

wässer an Geschmack .

Sanerstoffwasser
ist nicht nur ein sehr feines Tafelwasser , sondern auch
medicinisoh als eines der besten Heilwasser anerkannt .

�anei ' stofflTwasiser
wird bei Krankheiten auch ärztlich verordnet . Im Krank¬

heitsfälle befrage man den Arzt . [ 5049L *

j�aiierstoffwasser
liefern wir 30 Flaschen infolge unsres Grossbetriebes
zu dem billigen Preise » von 3 11k . frei Hans
exkl . Flasche , welche mit 10 Pf . berechnet und

zurückgenommen wird .
In unsren 300 Niederlagen ist dieses Sanerstolf -
wnsser auch in einzelnen Flaschen a 10 Pf . zu haben .

Hermann Meyer & C
Fernsp . III . 3524 . Berlin , Wattstr . 11 - 12 .

o .

Bier - Abteilung .
30 Flaschen Lagerbier . I. Qualität , a 8 Pf . . 8,40 Mk .
30 Flaschen Ilerllncr Jlllnchener a 9 Pf . . 8,70 „
30 Flaschen Rcrliner Pilsener a 9 Pf . . 8,70 „
30 Flaschen Prima Welssbier a 7 Pf . . 8,10 „
exkl . Flasche , welche mit 10 Pf . berechnet und zurück¬
genommen wird , liefern wir frei Hans .

In unsren 300 AicderJngen sind auch einzelne Flaschen
zu gleichem Preise erhältlich . 6050L *

Hermann Meyer & Co.
Femspr . III . 3524 . Berlin , WattStF . 1M2 . Femspr . III . 3524 .

Selterswasser
30 grosse Flaschen lySO Mk «

Brauselimonaden
Himbeer - , Cltronen - , Waldmeister - , a 10 Pf .
exkl . Glas , nur aus destillierten , frischen

Fruchten bereitet , SO Flaschen o nni -
frel Haus

. . . . . . . . .

- SWlK .

Fruchtsäfte
Himbeer - , Cltronen - , Kirsch - , Frdbcer - ,
Johannlsbecrsaft , In feinster Kafflnnde ein¬

gekocht , n Ltrfl

. . . . . . . . . .

1 ) 30 Mk .

Citronensaft zur Kur
aus frischer Frucht a Fl . 1,50 . l . OO u . 0 , 55 31k .
exkl . Flasche , welche mit 10 Pf . berechnet und

zurückgenommen wird . Lieferung frei Hans .

In unsren 300 Niederlagen sind einzelne Flaschen
zu gleichem Preise erhältlich . B051L *

Hermann Meyer & G&
Fcrnspr . III , 8584 . Berlin , Wattstr . 11/18 .

Die sebisten Herren-
Anzüge . Herrengarderobe in » e » ,
sowie speeiell 49578 *

Monatsgarderobe
von Kavalieren zurückgelegte
Sachen , fast neu , für jede Figur
passend , sind in größter Auswahl
zu staunend billigen Preisen stets
zu haben .

J. Wand , Prinzeilstr. 17,
®( fc Wafserthorstrafte .

97 Die Wilsten Herren- 97
Anzüge , Herren - Garderobe in neu ,
sowie speeiell l855b »

lilon ats - Gardcrobe ,
von Kavalieren zurückgelegte Sachen ,
fast neu , sür jede Figur passend , find
in größter Auswahl zu staunend
billigen Preisen stets zu haben . Ein -
segiiungs - und Kinder - Anzüge in
großer Ausivahl .

07
H. Moldauer , Q7

Ol Prinzenatrassedi
zwischen Ritter - und Wasserthorstraße .

Achtung , Vereine !
Empfehle meine gänzlich neu -

renovierten Säle zu Bersammluiigen
und Festlichkeiten . Einige Sonnabende
und Sonntage noch frei . 60378 *

Neues Klubhaus ,
78 , Kornmandantenstr , 78 .

Briketts 75billig . billig .
Hcrrmanns Kohlenlager .

O , Mühl - nstr . 12.
Wegen Aufgabe meines BahnplatzeS

offeriere la Dcnftenbergrr Briketts
Abnabme von 3000 , 5000 , 10000 Stck .

frei Keller 6" 6,25 6, — 5,75 MI.
. 7" 7,50 7,25 7, - „

frei Boden 50 Pf . pro 1000 St . mehr ,
ab Lagerplatz entsprechend billiger .

Sämtliche andern Brennmaterialien
ebensalls billig . 4913L *

Die beste Cigarre ,
25 Stück in Kisten 1 M. , wegen Umzug .

HinncbOse , Schillingstraße 36.

Dr. SchUnemann ,
Speeialarzt für Haut - . Harn - und
Frauenleiden , Soydclstr . O.
V . I8 - VA VrO - VA Sonnt . S IL



er ichwarj « »teife Hut mit
ratter kostet » Mark .

Diesei weiche Herrenhut kostet
mit Satinfutter 1,75 Mark ,
mit Atlaifutter 2 Mark .

Oscar ArnoEd

Cr�sstes Sp ©eialgesefeaft
Engro ». für Hüte , Mützen u . Pelzwaaren Export .

nur Dresdenerstr . 116 S«) ,
einseloerltaur ZU erstaunend billigen Preisen und

aussergewöhnlich reichhaltige Auswahl in allen Preislagen .

Diese Woche

Ausnahmepreise
für

Gardinen, Stores . Portieren

Teppichhaus
Adier & Co . ,

Inhaber : Jnlins Blninenrcld ,

Köni�Nti * . SO AR, dicht am Rathaus .
Zur Vermeidung von Verwechselungen bitten wir , stets auf

unsre No . 20 — £ 1 zu achten .

tledellhri

Zum Umzüge ! 5067ö * i

Möbel Spiegel • . Polsterwaren
' aui Teilzahlung wie gegen bar .

[ Feblowicz & Sßlde , Wollinerstrasse 46 .

\

zu reparieren und reiuigeu kostet bei mir unter Eiarautie des Äuigehens
nur MK. 50 Jtf «, nustet Bruch , kleine Reparaturen billiger .
Großes Lager in Uhre » . Goldtoare » . Ketten zu erstaunlich billigen Preisen .
Diitaten - Traiirtiig . i >0 « gest . , U/ , Dukaten ll >,S». 2 Dukaten 20,50 ,
Für sämtliche Waren schriftliche Garantie . Echt Nathenower Brillen ,
Pincenez , Operngläser . 4500L »

T. Stolz , Chausseestr , 78, p . Badstr . 57 .

�Kaufhaus
Theodor Büsing

An der Spandauer Brücke 2
— ( Nähe Bahnhof Börse nnd Hackescher Markt ) ~ ~

Telephon : Amt IH , No . 48.

Beste , billigste Bezugsquelle
für

Herren- u. Knabengarderobe
Schohwaron für Damen, Harren und Kindar.

iSSr * MT Riesen - Auswahl . " WU

99

99

Garderobe .
Herren - Jackett - Anzöge 12 - 50 m.

Rock - „ 24 - 60 m.

Gehrock - „ 29 - 70 m.

Herbst - u. Winter -

Paletot 12 - 60 m.

„ Beinkleider, Buokskin 2,60 - 15 m.

Loden- Joppen 5 - 20 m.

Burschen - , Jünglings - , Knaben -

Anzüge u. Paletots

in allen erdenklichen Fagons and

Preislagen .

Schuhwaren .

Herren - Stiefel

Herren - Schuhe

Oamen- Stiefel

Oamen- Schuhe

4,90-18,50 M.

3,90-16,50 M.

3,50 - 13,50 M.

2,75-8,75 M.

Knaben - Schuhe u. Stiefel 3,50- 6. 90 m.

Kinder - Schuhe u, Stiefel 2. 50- 7. 75 m,

Pf Reiche Auswahl

In Pantoffeln , Hausschuhen ,

Tuch - u . Filzstiefeln .

Anfertigung nach Mass .

Wer Arbeiter .
Jeder Handwerker

sollte zur Arbeit
die Lederhose Hsrirul « , tragen .
Allein - Derlanf . Sehr starke Ware in
praktischen grauen u. braunen Stresse »,
auch einfarbig . Am Bund aus einem
Stück gearbeitet . Sehr feste Kapp -
näht «. Haltbarste Pilot - Taschen .
Große Flicken umsonst . Die Hose

bei EnmnhUl « vonl M 0) 1 1
6 Stück 26 m . tc Ml . 50

Echtblanes Monteur - Jackett 1 M. 06
Echtblaue Monteur - Hose . . IM . 56
Echtblaues Monteur - Jackett

Prima Köper - Gewebe . . S M. 56
Echtblaue Monteur - Hose

Prima Köper - Gewebe . . 8 M. 16
Manchester - Hose8,b6 , 5,25,4,25 , g M. 56
Gefüttert . Manchest . - Jackett 14, — 9, —
Weiße Friseur - Jacketts 6,56 , i M. 76
Konditor - Jacken , 2reihig , 4,25 , Z M . —
Maler - Kittel . . . 3, - , 2,56 , 2 M. —
Mechaniler - Kittel ( braun ) 3, —, 2 M. 46
Weiße Leder - Jacketts , 2reihig

7,56 , » M. 75
Weiße Lederhosen . . . 4,56 , 2 M. 75
Zwirnhosen , fest u. schön, 3, — IM . 75
Die Preise gelten für normale Größen .

Baer Nohn
En gros . Export . En detail .

«hansseestr 24 » 25 . Briickenstr . ll .
Gr . Jrauksurterstr . 20 .

Die 19. Preisliste 1962 wird kosten -
loS und portofrei zugesandt .

Bei Bestellung von Hofen ist die
Bundweite und die Schrittlänge , bei
Jacketts und Mänteln die Bnlstwettr
anzugeben . 4433L «
— Versand von 26 M. <m frnnco . -

Nachdruck i > WWI verbot ««)
prämiiert ml» der goldeneo Medaille

Kraff-fioihwelrj
DpBlufarme

u . Kpanke
Srzflleh
e«pfohieRx'

Fi 4,50
uik
lühenll

CO
hatten

In Apotheken , Droguenhandlung . , De
Mhatess - u. KolonlaiwarengeschSften

Santa iTicia

Üittttnf Unversaischi . Deutscher
JJUlligi Bienenhonig , »est . Qualit .
vers . die IVPsunddose zu «,50M . , 6 Psd .
4 M. franko . Garant . Rücknahme .

EDnil Nordloh , Bahnhof
. uBIl , Augustsehn . Oldenbg .

M j JKIßinßÄnzGiuGn »
ßär WoKt feit , Worte mit mehr als ™*r.J !$v jfiuk JSd JB Mi Jm MT JA ML Mk MBum M M Ja W
W J6 Buchstaben zählen doppelt , J &X

Eßf Ansetzen Ä
Bbgy in den Annahmestellen für Berlin
Wm bis 2 Uhr , für die Vororte bis ! Uhr ,

in der Hauptexpedition Beuthstr . 3
W bis 4 Uhr angenommen ,

Verkäufe .

Restauration billig zu verkauf »»
Miete 1166, mit Wohnung , zu er-
fragen Lortztngstraßc 39. 214Sb »

Zigarren - Geschäft init Waren
im Einkaufspreis , umständehalber zu
verkaufen . Näheres in der Spedition
Grünthalerstraße 65.

_ f 105 *

Baustelle » , 76er Ruten , 16 Minuten '
Vom Bahnhof , 6 —8 Mark , verkaust
Jocrs , Zepernick , Stettiner Vorort ,
Guter Boden . _ _ 21508

Gnrdi » e » hdnSGrobeg >- <mksilrlcr -
stroßc 9, parterre _ t37 *

Diesjährige elegante Herren - An¬
züge und Paletots aus den modernsten
Stoffen in guter Verarbeitung und

nthalen von 18 bis 45 M- u . . Julius
indenbaum , Große Franlsurter -

straße 141, Ecke Fruchtstraße . s1268K *
Neste spottbillig . Tuchlager Roß -

straffe 2, Koch &, Seeland . 17758 *

SLeich » Herreuhüte , gute Qualität ,
Stück 95 Pfennig . Bessere Sachen
« norm billig . Hutfabrik , Comptoir
Kaiserstraße 25A , früher Barnini -
ftraße 4 und 5. Sonntags ge-
öffnet . _ _ _ _ ( 1197 ®*

Maurerfilz vorrätig Hutgeschäst
Potsdamerstrahe 61.

_
1249a *

Äiteppdelken spottbillig . Fabrik
Weinsttaße 26.

_
17016 *

Teppiche ! ( sehlerhaste ) in allen
Gröben sür die Hälfte des Wertes im
TeppichlagerBrüiul , HackescherMnrkt4 ,
Bahnhos Börse . _ 119/5 *
—

Teppiche , Betten , Steppdecken .
Gardinen , Spiegel , Bilder , Regula -
toren spottbillig Lelbhaus Ncander -
Probe 6. Teilzahlungen gestattet . *

Stühle billig . Stuhilager , Kott -
buserstraße 4.

_
2653b

Teppiche mtt Farbensehlern
Fabritniederlage Große Fraiiksurtcr .
straffe 9. parterre . _

t37 *

Verfallene Pfänder ! Zur Ein¬

segnung goldene Uhren , Ringe und
andre Goldsacheu , Kelten jeder An .

sauber und schön, werden spottbillig
verkauft . Altes Gold und Silber wird

gelaust und in Zahlung genommen
in der Psandleihe Priiizcnstraße 28. I,
Ecke Rittcrslraße . _

21036 *

Fredersdorf , Ostbahnvoron , Rute
16 tvtark , mit Bauerlaubnis 15 Mark .
«kleine Anzahlung . Walter , Flscher -
brücke 12. 2665b

Möbelmngazin ltesert auf Teil -
zablung Möbel . Teppiche , Gardinen
nntcr coulautesten Bediiiguiigen . Ab-
zahlungen auf Jahre verteilt . Mener ,
Jiivalidcnstraße 38, nahe Chaussee -
straffe . �

_ 12753 *

Fahrräder , alt « und neue , von
25 Mark an. Mit Doppel - Glocken -
lager 156 Mark , Tandem 266 Mark .
Karl Fncher , Waldsrraße 8. s1290K »

Gaskocher ! Einlockigaskockier ! 1. 60,
Zwxilochgaskochcr ! 3,66 . Geschloffene
Gaskocher ! 5,66 . Gasvlättcjsen ! Gas -
bügelapparat ! Gasarme ! Gaslvren !
billig ! Wohlauer , Wallnertheater -
straffe zweiunddreißig . l8S5b *

Malzkraftporter , Biirghaltcrs —
Frage Deinen Hausarzt ! — ist daS
nahrhaft kräftigste Bier besonders für
Blutarme , Brustkranke . Wöchnerinnen
usw. wie auch ein vorzügliches Tafel -
getränk , 14 Flasche . , 3 M. , » / „ Tonne
3,56 . Porterlellcrei Ringler , Bernauer -
ftraße 119. Telephon III . 744. Ferner
großes Lager von Kulmbacher Exvort
und echl englischem Porter . 126 9*

Gänse ! Frischge - chiachtet , umsonst !
sind nicht zu haben , aber fiir den
billigen Preis von 2 Mark an. auch
Gänsefedern von 66 Pienntg bis 2,25
süid zu verkaufen . Central - Biehhok ,
Eldenaerstraße , vis - a- vis Restaurant
Eibnlsli . Host . 38/7

Frettchen 8,66 , Netze Dutzend
4,00 , Manlkörbchen , Schellenbänder .
Schnelle , Große Frankftirterstrahe 13

Potierlappeu . saubere , Pfund
40 Pf. , verlauft Handtuch - Perleih -
Jnslitut Rvsenthal , Svandancr -
straffe 47/48 . Femsprecher I 3614. *

Ginsegiiungs - Anzüge . neueste
Fa ? o » s , in blau und schwarz Kamm -
garii und Cheviot . Julius Linden -
bäum , Große Fronliurterstraße 141,
Ecke Fruchtslraße . _

12703 *

Riliidfchisf - Nähmaschine , Schnell -
näher ( neu) , umständehalber , 55,06 .
( Garantie . ) Koch, Moabit , Bremer -
straffe 57.

_ t82
Dame verkaust Garnitur , rot -

braun , Paneelsofa , zwei Bettstellen ,
Chaiselongue , alles wie neu . Handler
verbeten , umständehalber sofort .
Elsasserstraße 32, vorn II .

_ 74/3

Pinuino . 150,00 , Garantieschein ,
Gastwirte paffend , Wtlsnackerstrabe «3,
Hof links . _

21886 *

Vorjährige elegante Herrenhosen
aus feinsten «tosten 9 bis 12 Mark .
Verlaus Sonnabend und Sonnrag
Versandhaus Germania , llnler den
Linden 21. 13652 *

Nähiilaschine » obue Anzahlung ,
Woche 1,66, gebrauchte 12,00 . Köpnicker -
straßeKO LI. Landsbergerstraße 82. f - Ol*

Steppdecken billigst Fabril Große
Fralilturierilraffe 9 varierre �37»

Papagei - Auswahl , ffugerzabm ,
iosort sprechend , 25,66 an. Rot -
kehlchen , Staare billig Richter , Oramem
straffe 87. _

21736

Herren - und Knaben - Garderobe ,
Sport - und BerusSkleidnng zu billigen ,
festen Preise ». Grone Franksurtcr -
straße�lk. August Achilles . 1310K *

Möbeleiiirichtuilg , Paneelsofa
56,06 , grober Spiegel , Rohrstühle
3,66, Nettsiellen , Schränke . Oelgemälde ,
Teppiche , Küchemnöbel , Verschiedenes
spottbillig Gartenstrahe 148 I, Vorder -
Haus . dl30 *

Borjährige zurückgesetzte Herren -
anzüge , Wiiitcrpaietols aus aller -
feinsten Stoffen , dedeutend unter
Preis , verkaust B Lewkowitz , Schneider -
meister , Alcpanderstrahe 14a . I274K *

Wege » Todestall meines Mannes
Ausverkauf kompletter Möbel - Ein -
richtungen billigst . Tischlerei Admtral -
straße 7.

_ 38/18

Lübdenerstrasie 7, I, 2 Frelldien
a 7 Marl . t »

Vermischte Anzeigen .

Rechtsbureau Fabisch , Andreas¬
straße dreiundsechzig . Rechtsbilse ,
Eingnbengeluche . Raterteilung . i2697b"

ttnfallsachen . Klagen , Eingaben ,
Reklamationen , Putzger . Steglitzer -
straße 65,

_
1664b *

Klageanträge , Straiiachen ,
Schanksachen , Unfallsachen , Besuch -
schreiben , Raterteilung billigst Hoppe ,
Linienstraße 117, Nähe Friedrich straffe .

Kostenfreie zahnärztliche BeHand -
lung , Zahnziehe ». Zahnärztliche Polt -
klmik, Chauffeestraffe 1a.

_ 1267k *

« er Stoff hat ? Ferttge Herren -
anzüge mit Futtersachen 15 Mark
Feiner Stoff zum ganzen Anzug
16 Mark . Wagner , Schneidermeister ,
grankfurterstrabe 59, III . _ 21096

�ahrradaukauf . Ratzlaff , Schön -
haufer Allee 163 a. _ 120/10 *

Bereinszimmer für 60 Personen
noch einlge Tage frei . A. Lieschper .
Swiuemünderstraffe 97.

_
15306 *

Bereinszimmer frei Wolff ,
Wienerstraffe 43. 26Söb *

Saal , BereinSräume zu Versamm -
lungen und Sitzuiigen noch frei Intel -
straffe 16. Jannaschk . 1259K *

Bivisektioli ! Wer sich über diese
ruchloseste Grausamkeit unirer Zeit
uiil - rrichlen will , verlange die Flug -
blatter des Weltbundes gegen Vivi -
sekiion , welche unentgeltlich versendet
iverden vom verlmer Tierschutz -
verein , Königgrätzerstrahe 168, Um
giftigen Abdruck wird gebeten . 161d *

�7. �Pfe » iiigr ! Eingabengesuche ,
allerbllligst I Strafsachen , Ehe -
scheidungs - , Jutervenlions - , Be -
letdigungs - , Aliinentenllagen , Unfalls -
fachen , Zahlungöbesehle , Raterteilung .
Wulkow , Sla ! itzcrstraffe141 . Sonntags
geöffnet . _

21896

Stoiter » . Normalsprechen in
kürzester Zeit , ohne Berussstörung .
Kosten gering . Berges , Dennewitz -
straffe 2V, Gartenhaus I . Sprech -
smndeu 11 —1 oder näheres brieflich .

tvhrencrklärung . Hiermit nehme
ich die Beleidigung , die ich im Lotale
des Herrn Peterson , Wittstockei straffe 1,
am 6. dieses MonaiS gegen Herrn
Rothe ausgesprochen habe , zurück und
erkläre denselben für einen Ehren -
m ann . Ernst Sicin . t82

Rechtsburoan . Prozeffdeiftand , Ein¬
gabengesuche . Nairrteiluug . Falk ,
Brunnenstraßevwr - iig . _

2191b

" Hellte grohes Ganse - Ausschieben .
Hannuschka , Waffertborstrahe 20.

" Niafi - Nnsertigung eleganter Winter -
Palelols , Anzüge und Beinkleider bei
soliden Preisen . Tadelloser Sitz ga-
rantiert . Grobe Franlsurterstraßc 16.
August Achilles . 13m *

Vermietungen .

Zimmer .

Kleines einfach möbliertes Zimmer
vermietet an soliden Herrn . 18 Mark ,
Hamann , Wallsttaffe 3 —4 , Hos
links IV .

_
2177b

MödlierteS Zimmer , groff , zwei
erren ( Freunde ) , fevarat , sofort .
ommandantenstraffe 51. Wille .

Sehlar » tellen .

Schlafstelle zum 1. Oktober zu
vermieten . Witwe Bolz , Skalitzcr -
straffe 58, Hos 4 Treppen . 2181b

Möblierte Schlafstelle , billig , kür
Herren . Rölle , Grobe Frankfurter -
straffe 75, Qucrgebäude II . 2185b

S Sch lasstellen zu vermieten .
Donath , Nosttzstraffe 43, Hos II . t67

Arbeitsmarkt .

Stellengesuche ,

Invalider Buchdrucker , 41 Jabre ,
welcher mir Invalidenrente bezieht ,
sucht leichte Beschäftigung jeder Art ,
Seher , Adalbertstraffe 40, bei Schmidt ,

Biichdructer - Jnvalide , 35, schrisl -
gewandt , guter Rechner , sucht Be -
schäftigung bei bescheidenen An-
spnickien . Walter , Fischerbrücke 12.

Stellens ngehete .

Tüchtigen Kehlcr sucht Wert -
meister , Brunnenstratze 194. 2l7Kb

Korbmachcr aus Cangomöbel
sucht Fechner, Fürstcnstrahe 3. Mit -
glieder der freien Hilfskaffe werden
bevorzugt . _ 13099

üaiiiburiche verlangt Beckert ,
Schuildftrahe 15. Lolm 10 Mark . 2IU9b

Rahnieiiinachcr verlangt I . La-
zarus , Alexandrinenstraffe 22. 2171b

Ein tüchtiger ASphalieur wird so-
fort gesucht Asphalt - Dachpappen -
Werke Gebrüder Maldiow , Rixdorf ,
«erlinerstraffe SO.

_ 2172b

Mädchen , 12 —14 , Gänge lausen ,
verlangt Plättanstalt Schlestscheftr . 6.

Kartoiiarbeiteriniien " änffer dem

fliuse verlangt Beckert , Schmid -
raffe 15.

_
21706

« uabenpaletot - , Knabenpyjack - ,
Knabeniacktll - Arbeitennnen verlangt
Freilag , Zonidorserstraffe 54. 2134b *

Im ArbeilSinarkt durch
besondere » Druck hervorgehobene
jlnzcigc » kosten 40 Pf . pro Zeil «

Rachiveislich tüchtiger imd
korrekter

linolypsetzer
zum sofortigen Antritt gesucht .

Offerten unter U. 4, Expedition
deS . Vorwärts * . 21S7b

Tüchtige

Moliths und

Kunststein -
Arbeiter

« . Vorarbeiter
finden lohnende Beschäftigung . Offert «»
unter „Xylolltb ?. p. NS6 " an
Rudolf Mosse , Prng . 38/17

Achtung , Klavierlirdeiter !
Die Ptanofabrtk von lärnnt

Koch St Co . , Grcifslvalder -
slrafic 155156 . ist wegen Lohm
differenzen bis ans »veitercs gesperrt .
88/5 Die Ortöverwaltung .

Achliiiig ! Holzürbeittt!
Gesperrt sind folgende Werkstätten

sür Tischler , Einsetzer , Maschinen -
arbeiter und Polierer :

A. Schulz , Krautstr . 18/19 .
Emmeluth , Dieffenbachstr . 33.
Kimbel u. Friedrichien , Borlstr . 43.
Kiiiibel u, Friedrichien , Horlstt . 59.
Ferdinand Wals , Waldemarstr . 27

und Bcthaiilin - Uscr v.
Lux u. Enabrecht , Görlitzer - Ufer .

_
Die Ortoveriualtnng .

Aclitang ! Achtanj ; !

BildenaluneDtiscIiler!
Bei Wehner , Stallschreiber -

ftrasse 58 , find die Kollegen in den
Streik gelrcten Zuzug fernhalte » !

Wegen nicht Jnnehaltung des
LohnsystcvrS sind folgende Werlstätten
für sämtliche Branchen gesperrt :

Gninmorttbach , Krautstr . 39,
Ciinther , Andreas str. 10.
J . CUwenthal , Wienerstr . 12.
E. Seiht , Bieseuthalerstr . 21.

Die Movttmltiiiig Btrlin .

Verantwortlicher Redactenr : Carl Leid in verlin Für den Inseratenteil verantwortlich : Th . « locke m Berlin . Druck und Verlag von Mar Badina in Berlin
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